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Präsident Weber eröffnet die Sitzung um 10.00 Uhr. 

Präsident Weber: Ich eröffne die 63. Sitzung der 
Bürgerschaft (Landtag). 

Ich begrüße die hier anwesenden Damen und Her-
ren sowie die Zuhörer und die Vertreter der Me-
dien. 

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herzlich 
den Politikgrundkurs Q1 der Oberschule an der 
Egge, eine Gruppe der Gesamtschule Bremen-
Mitte, Standort Brokstraße, die Klasse 8 d des Kip-
penberg-Gymnasiums, eine Teilnehmergruppe ei-
nes Bremen-Seminars und Mitglieder der Bremer 
Gastgebergemeinschaft. Seien Sie herzlich will-
kommen! 

(Beifall) 

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurde inter-
fraktionell vereinbart, dass heute Vormittag im An-
schluss an die Konsensliste die Tagesordnungs-
punkte 50, Bremisches Wohnraumschutzgesetz, 
Wohnraum schützen – Leerstand und Zweckent-
fremdung beenden, und der Tagesordnungs-
punkt 63, Der Opfer und Angehörigen der Geisel-
nahme von Gladbeck angemessen gedenken!, Ent-
schließungsantrag der Fraktionen der CDU, der 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und DIE LINKE, auf-
gerufen werden. 

Weiterhin wurde interfraktionell vereinbart, dass 
der Tagesordnungspunkt sechs, Menschenrechts-
widrige Brechmittelvergabe: Verantwortung und 
Konsequenzen, Große Anfrage der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen, am Mittwoch erst nach den mit-
einander verbundenen Tagesordnungspunkten 
acht, Zügige Trassenführung der B 6n, Große An-
frage der Fraktion DIE LINKE, und der Tagesord-
nungspunkt 67, Integrierte Planung des Bauab-
schnitts 2.2 der A 281 und B 6n – Keine Übertra-
gung der Zuständigkeit für die B 6n an den Bund, 
Dringlichkeitsantrag der Fraktion DIE LINKE, 
Drucksache 19/1676, aufgerufen wird. 

Die Sitzung heute Nachmittag beginnt mit dem Ta-
gesordnungspunkt 51, Für einen gerechten Ein-
stieg in die Schulgeldfreiheit: Schulgeldfreiheit für 
alle Auszubildenden in den therapeutischen Ge-
sundheitsfachberufen!, Antrag der Fraktion DIE 
LINKE, und zu Beginn der Sitzung am Donnerstag-
vormittag wird nach der Fragestunde der Tages-
ordnungspunkt 59,  

Gesetz zur Änderung der Haushaltsgesetze der 
Freien Hansestadt Bremen für die Haushaltsjahre 
2018/2019, Mitteilung des Senats vom 15. Mai 
2018, aufgerufen. 

Die Sitzung am Donnerstagnachmittag beginnt mit 
dem Tagesordnungspunkt 29, Schule für externe 
Fachkräfte öffnen, Antrag der Fraktion der FDP. 

Die übrigen interfraktionellen Absprachen können 
Sie dem Umdruck der Tagesordnung mit Stand von 
heute Morgen, 9.00 Uhr, entnehmen. 

Diesem Umdruck können Sie auch die Eingänge 
gemäß § 21 der Geschäftsordnung entnehmen, bei 
denen interfraktionell vereinbart wurde, diese 
nachträglich auf die Tagesordnung zu setzen. Es 
handelt sich insoweit um die Tagesordnungs-
punkte 60, 61, 62, 63, 64, 65, 66 und 67 und 68. 

Sie haben für diese Sitzung die Konsensliste über-
mittelt bekommen. Es handelt sich um die Zusam-
menfassung der Vorlagen, die ohne Debatte und 
einstimmig behandelt werden sollen. Das sind die 
Tagesordnungspunkte 35, 39, 40, 41, 48, 49, 55, 56 
und 62. Um diese Punkte im vereinfachten Verfah-
ren zu behandeln, bedarf es eines einstimmigen 
Beschlusses der Bürgerschaft (Landtag). 

Ich lasse jetzt darüber abstimmen, ob eine Behand-
lung im vereinfachten Verfahren erfolgen soll. Wer 
dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen! 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
dem vereinfachten Verfahren einverstanden. 

(Einstimmig) 

Die übrigen Eingänge bitte ich dem heute verteil-
ten weiteren Umdruck zu entnehmen. 

I. Eingänge gemäß § 21 Satz 1 der Geschäftsordnung 

1. Wie hoch ist der Investitionsstau in den Kliniken des 

Landes Bremen? 

Große Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 15. Mai 2018 

(Drucksache 19/1659) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1676
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1659
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2. Pflege emanzipieren, attraktiver und professioneller 

machen – die Einrichtung einer Pflegekammer prü-

fen! 

Antrag der Fraktion der CDU 

vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1678) 

3. Hochschulübergreifende Kooperationen. Hemm-

nisse, Grenzen und Potenziale erkennen. 

Große Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1679) 

4. Beschäftigungssituation der studentischen Hilfs-

kräfte 

Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE 

vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1680) 

5. Das Ausland macht es besser – Islam- und Asylge-

setzgebung anpassen 

Antrag des Abgeordneten Tassis (AfD) 

vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1690) 

6. Sicherheit in Bremen nicht durch ausländische Kon-

flikte und importierten Extremismus gefährden 

Große Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1691) 

Diese Angelegenheiten kommen auf die Tagesord-
nung der Juni-Sitzung. 

II. Kleine Anfragen gemäß § 29. Abs. 2 der Geschäfts-

ordnung 

1. Wie kontrollieren die Sozialhilfeträger Pflegeleistun-

gen auf Abrechnungsfehler? 

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 6. März 2018 

Dazu 

Antwort des Senats vom 8. Mai 2018 

(Drucksache 19/1655) 

2. Entwicklung des Studiengangs Soziale Arbeit 

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 

vom 9. März 2018 

Dazu 

Antwort des Senats vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1682) 

3. Wie sanierungsbedürftig sind Bremens Straßen? 

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 14. März 2018 

4. Entwicklung der Einsatzsituation des Rettungsdiens-

tes in Bremen und Bremerhaven 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 4. April 2018 

5. Gefahren für Besucher von Shisha-Bars 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 9. April 2018 

Dazu 

Antwort des Senats vom 15. Mai 2018 

(Drucksache 19/1661) 

6. Erhalten Krankenkassen Beiträge für Phantom-Ver-

sicherte? 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 9. April 2018 

Dazu 

Antwort des Senats vom 8. Mai 2018 

(Drucksache 19/1656) 

7. Landesgesetz zur Integration und Aktualisierung 

bibliotheksbezogener Vorschriften 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 9. April 2018 

Dazu 

Antwort des Senats vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1683) 

8. Wie hat sich die Kurzzeitpflege in Bremen und Bre-

merhaven entwickelt? 

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 10. April 2018 

Dazu 

Antwort des Senats vom 22. Mai 2018 

(Drucksache 19/1672) 

9. Waffen- und Munitionsexporte über die Bremischen 

Häfen im Jahr 2017 

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 

vom 11. April 2018 

Dazu 

Antwort des Senats vom 15. Mai 2018 

(Drucksache 19/1662) 

10. Hält Bremen die gesetzliche Betreuungsrelation in 

den Jobcentern ein? 

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 17. April 2018 

11. Datei „Gewalttäter Sport“ 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 17. April 2018 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1678
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1679
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1680
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1690
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1691
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1655
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1682
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1661
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1656
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1683
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1672
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1662
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12. Umsetzung der Lernfelder in den Bildungsgängen 

der Berufsschule 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 18. April 2018 

Dazu 

Antwort des Senats vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1684) 

13. Versorgung von Früh- und Neugeborenen in Bre-

merhaven 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 18. April 2018 

Dazu 

Antwort des Senats vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1685) 

14. Was lässt sich Bremen die Suche nach Personal kos-

ten? 

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 

vom 18. April 2018 

15. Entwicklung und Umgang mit Versorgung und Ver-

brauch von medizinischem Cannabis im Land Bre-

men 

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 

vom 18. April 2018 

Dazu 

Antwort des Senats vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1686) 

16. Hooligan-Aufkleber auf dem Schlagstock eines Poli-

zisten 

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 

vom 19. April 20118 

Dazu 

Antwort des Senats vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1687) 

17. Aufarbeitung des Völkermordes an den Armeniern 

und anderen Minderheiten 

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 

vom 24. April 2018 

Dazu 

Antwort des Senats vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1688) 

18. Werden durch das Ausgleichsverfahren in der Al-

tenpflege mehr Ausbildungsplätze geschaffen? 

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 24. April 2018 

19. Situation in den Notaufnahmen der Krankenhäuser 

in Bremen und Bremerhaven 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 24. April 2018 

20. Wie weiter im deutschen Glücksspiel? 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 2. Mai 2018 

21. Antisemitismus an Schulen 

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 

vom 2. Mai 2018 

22. Psychiatrische und psychotherapeutische Versor-

gung von Gefangenen 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 2. Mai 2018 

23. Sicherung des Schulsportunterrichts 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 3. Mai 2018 

24. Überschneidungen zwischen „Rechtspopulisten“ 

und Neonazigruppen 

Kleine Anfrage der Fraktion DIE LINKE 

vom 8. Mai 2018 

25. Schulen ohne Referendare 

Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 

vom 8. Mai 2018 

26. Reform des Finanzausgleichs der Krankenkassen: 

Anreiz „Patientinnen und Patienten auf dem Papier 

kränker zu machen“ beseitigen 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 14. Mai 2018 

27. Makerspace: Ort für Kreativität und Wissenstransfer 

im Land Bremen 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 25. Mai 2018 

28. Ist die Verkehrsinfrastruktur im Nordwesten für den 

Logistik- und Industriestandort Bremen ausreichend 

aufgestellt? 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 25. Mai 2018 

29. Der beste Freund des Massenmörders 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 28. Mai 2018 

30. Wie ist der Umsetzungsstand von beA in Bremen? 

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 

vom 28. Mai 2018 

31. Sind die Haftanstalten in Bremen an der Kapazitäts-

grenze? 

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU 

vom 29. Mai 2018 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1684
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1685
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1686
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1687
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1688
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32. Nachfrage zu Drucksache 19/1612 – Krankenhaus-

keime und Hygienekontrollen 

Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 

vom 29. Mai 2018 

III. Sonstige Eingänge 

1. Mitteilung des Senats über die vom Senat beschlos-

sene Einbringung der Bundesratsinitiative „Ent-

schließung des Bundesrates: Erhöhung der Frei-

grenze des § 64 Absatz 3 Abgabenordnung von 35 

000 Euro auf 45 000 Euro“ 

Mitteilung des Senats vom 15. Mai 2018 

(Drucksache 19/1663) 

2. Mitteilung des Senats über die vom Senat beschlos-

sene Einbringung der Bundesratsinitiative „ELFE – 

Einfach Leistungen für Eltern“ 

Mitteilung des Senats vom 15. Mai 2018 

(Drucksache 19/1664) 

3. Bericht über die Informationsreise des Ausschusses 

für die Angelegenheiten der Häfen im Land Bremen 

sowie der Deputation für Wirtschaft, Arbeit und Hä-

fen am 12. und 13. April 2018 nach Rotterdam 

4. Mitteilung des Senats über den vom Senat beschlos-

senen Beitritt zur Bundesratsinitiative „Entschlie-

ßung des Bundesrates für ein Gesetz zur Anerken-

nung der Geschlechtsidentität und zum Schutz der 

Selbstbestimmung bei der Geschlechterzuordnung“ 

des Landes Rheinland-Pfalz 

Mitteilung des Senats vom 29. Mai 2018 

(Drucksache 19/1689) 

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist nicht der Fall. 

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen! 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) ist mit 
den interfraktionellen Absprachen einverstanden. 

(Einstimmig) 

Bevor wir nun in die Tagesordnung eintreten, 
möchte ich dem Abgeordneten Bernd Ravens zu 
seinem heutigen Geburtstag die herzlichsten 
Glückwünsche des Hauses aussprechen. 

(Beifall) 

Lieber Herr Kollege Ravens, ich weiß nicht, wie 
viele Präsidenten Ihnen das schon übermittelt ha-
ben, aber ich habe es sehr gern gemacht. Alles 
Gute für Ihr weiteres Lebensjahr! 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Aktuelle Stunde  

Für die Aktuelle Stunde ist von den Fraktionen und 
der Gruppe kein Thema beantragt worden. 

Konsensliste  
Mitteilung des Präsidenten der Bremischen 
Bürgerschaft  
vom 28. Mai 2018  

Die Beratung ist eröffnet. – Wortmeldungen liegen 
nicht vor. – Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer der Konsensliste seine Zustimmung geben 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
der Konsensliste zu. 

(Einstimmig) 

Bremisches Wohnraumschutzgesetz 
Wohnraum schützen – Leerstand und Zweckent-
fremdungen beenden  
Antrag der Fraktionen der SPD und Bündnis 
90/Die Grünen  
vom 24. April 2018  
(Drucksache 19/1646)  
1. Lesung  

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Deut-
schendorf. 

Wir kommen zur ersten Lesung. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Herr Tschöpe. 

Abgeordneter Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Ich bin fest davon über-
zeugt, die Frage bezahlbarer Wohnraum ist eine 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1612
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1663
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1664
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1689
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1646
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der wichtigsten Fragen, die wir zurzeit sozial zu 
klären haben. 

(Beifall SPD) 

Der Preis einer Wohnung hängt ganz wesentlich 
und entscheidend von dem zur Verfügung stehen-
den Angebot ab. Deshalb muss sich verantwortli-
che Politik vor allen Dingen in Städten darauf aus-
richten, Raum zum Wohnen zu schaffen. Das ist die 
erste Priorität, die man hat, wenn man in dem Be-
reich Soziales tätig sein will. Nach meiner festen 
Überzeugung ist es so, dass wir Ihnen heute ein In-
strument vorlegen, das genau diesem Zweck und 
Ziel dient. Berlin hat mit einem Zweckentfrem-
dungsgesetz innerhalb von zweieinhalb Jahren 
8 000 Wohnungen in den normalen Mietmarkt zu-
rückführen können. Ja, Berlin ist ohne Zweifel acht 
Mal so groß und ja, Berlin ist für viele Menschen 
eine deutlich wichtigere Tourismusdestination, als 
es Bremen ist und sein kann. 

Aber selbst, wenn ich diese Abschläge mache, 
muss ich immer noch davon ausgehen, dass wir in 
Bremen über 300 bis 500 Wohnungen reden, die 
bisher zu Beherbergungszwecken genutzt werden 
und die in den regulären Wohnungsmarkt zurück-
geführt werden können. Die eine Fallgruppe sind 
also Wohnungen, die zu Beherbergungszwecken 
benutzt werden und nicht mehr dem normalen 
Wohnungsmarkt zur Verfügung stehen, die andere 
Fallgruppe, über die wir reden, ist die Fallgruppe 
der langfristig leer stehenden Wohnungen. Wenn 
man über die langfristig leer stehenden Wohnun-
gen nachdenkt, dann stellt man fest, eine valide 
amtliche Statistik gibt es darüber nicht. Es gibt aber 
Zählungen. Allein aus dem Stadtteil Gröpelingen 
hat der verstorbene Deputierte Dieter Adam einmal 
durch eine händische Zählung ermittelt, dass un-
gefähr 100 Objekte in diesem Stadtteil dauerhaft 
und langfristig leer stehen. Ich glaube, dass es bei 
dieser Zahl von 100 nicht bleibt, denn viele von uns 
kennen privat-empirisch durchaus leer stehende 
Objekte, die auch schon seit Jahren leer stehen, in 
ihrer Nachbarschaft. Wenn ich sage, amtliche Zah-
len liegen nicht vor, dann muss man ermitteln, wel-
che Dimension eigentlich das Problem der zweck-
widrig verwendeten Wohnungen in Bremen hat, 
die eben zweckwidrig in dem Sinne sind, dass sie 
nicht für Wohnzwecke verwendet werden. 

Wenn man sich die Internetplattformen anschaut, 
die für Beherbergungszwecke Wohnraum vermit-
teln – das ist im Wesentlichen Airbnb, aber das ist 
auch booking.com und verschiedene –, dann 
kommt man ungefähr auf eine Zahl, dass vielleicht 

150 bis 200 Wohnungen vermittelt werden. Das be-
inhaltet nicht die darüber hinaus gehenden, unge-
fähr 600 regelmäßigen Angebote, die sich im Rah-
men von Homesharing bewegen. Homesharing ist, 
egal wie man das jeweils einschätzen mag, wenn 
Sie selbst genutzten Wohnraum mit jemandem an-
deres teilen, das heißt, Sie haben eine Wohnung, 
vermieten dabei ein Zimmer tageweise oder wo-
chenweise, oder Sie sagen, ich befinde mich län-
gere Zeit nicht in meiner eigentlich genutzten 
Wohnung und in dieser Wohnung will ich jetzt über 
Airbnb Zimmer vermieten. 

Diese Homesharing-Angebote sind noch deutlich 
vielfältiger als das, was dem Markt an regulären 
Wohnungen über Airbnb und booking.com entzo-
gen wird. Lassen Sie mich auch eine Sache ganz 
deutlich sagen, weil das im Vorfeld auch immer 
eine Frage oder ein Diskussionspunkt gewesen ist, 
ob man damit eigentlich Untermietung irgendwie 
greifen will. Nein, dieses Gesetz bezieht sich nicht 
auf das Untermieten von Wohnraum für einen Mo-
nat, für zwei Monate, für drei Monate, sondern es 
bezieht sich nur auf die tageweise und wochen-
weise Vermietung von Zimmern zu Beherber-
gungszwecken. 

Wenn man das zusammenrechnet und sagt, na ja, 
wie viel ist es, irgendetwas in der Range von 200 
bis 500 Wohnungen, um die es geht, dann könnte 
man sagen, im Rahmen des Gesamtbestands, den 
wir hier in Bremen an Wohnungen haben, der je 
nach Zählung ungefähr um über 300 000 herum 
liegt, dann ist das doch ein total vernachlässigbares 
Problem. Das muss man doch eigentlich nicht re-
geln. Diese These hat Haus & Grund als allererste 
Reaktion auf das Gesetz auch geäußert. 

Man kann aber auch eine andere Vergleichsrech-
nung machen. Wenn wir davon ausgehen, dass 
Bremen für die Errichtung von Studentenwohnhei-
men 60 000 Euro pro Platz investieren muss, damit 
Studenten dann für 250 Euro im Monat mieten kön-
nen, dann kämen wir bei der Zugrundelegung von 
200, 300 Wohnungen darauf – in einer Wohnung 
wohnt ja auch meistens nicht einer allein, sondern 
vielleicht zwei, die durchschnittliche Wohnung in 
Bremen ist eine Dreizimmerwohnung –, wenn man 
sagt, man belegt die mit 2,5 Menschen pro Objekt, 
dann käme man zu einer durchaus anderen Be-
trachtungsweise. Daraus würde sich ergeben, 
wenn man eine vergleichbare Anzahl an Studen-
tenwohnheimplätzen schaffen würde, dass Bremen 
dann 75 Millionen Euro aufwenden müsste, um ei-
nen vergleichbaren Effekt zu erzielen, wie wir mit 
dem Wohnraumschutzgesetz erzielen. Das macht 
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deutlich, dass es hier nicht um eine Kleinigkeit 
geht, sondern um eine echte Auswirkung auf den 
Bremer Wohnungsmarkt. 

(Beifall SPD) 

Man kann darüber reden, welche Mechanismen da 
zusammenwirken und wie die Situation sich aus-
wirkt, dass man zu wenig Wohnraum in den Städ-
ten hat, aber völlig unstrittig ist, dass die Zweck-
entfremdung von Wohnraum für Beherbergungs-
zwecke auf lange Sicht Auswirkungen auf das 
Mietniveau hat. Darüber gibt es übrigens auch kei-
nen Dissens in der Fachöffentlichkeit. Alle, die dar-
über publiziert haben, kommen zu dem einheitli-
chen Schluss. Vor dem Hintergrund ist es auch 
nicht unverständlich, dass über die Hälfte der deut-
schen Bundesländer, aber vor allen Dingen viele 
europäische Tourismusregionen, aber auch euro-
päische Städte wie Barcelona, vergleichbare recht-
liche Regelungen eingeführt haben, wie wir sie 
jetzt einführen wollen. 

Herr Präsident, ich bin schon fast fertig! Ich wollte 
eigentlich noch die Vorteile dieses Gesetzes nen-
nen. Wir wollen regulieren. Wir wollen, dass kein 
weiterer Wohnraum in Zukunft zweckentfremdet 
wird, sondern dass Wohnraum für das Wohnen zur 
Verfügung gestellt wird, nicht mehr für Beherber-
gungsbetriebe. Dieses Gesetz, ich mache es ganz 
kurz, ist das liberalste, das es in Deutschland gibt. 
Wir sagen, in jeder Wohnung kann ein Zimmer 
über Airbnb vermietet werden, wir sagen, neunzig 
Tage kann vermietet werden, und wir sagen auch, 
diejenigen, die bisher einem Gewerbe nachgegan-
gen sind, indem sie solche Beherbergungsbetriebe 
geführt haben, bekommen eine großzügige Rege-
lung, dass sie ihr Gewerbe fortführen dürfen. Das 
Gesetz hat das klare Ziel, wir wollen die Zweckent-
fremdung von Wohnraum deutlich begrenzen, so-
weit das möglich ist, getragen von der deutlichen 
Position, Wohnung soll ein Zuhause sein, keine 
Handelsware. – Ich danke Ihnen! 

(Beifall SPD) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Bernhard. 

Abgeordnete Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich 
bin erfreut darüber, dass wir heute über diesen Ge-
setzesentwurf debattieren. Dem liegt ja ein gewis-
ser Sinneswandel zugrunde. Wir hatten das hier 
bereits im Jahr 2013 als Fraktion DIE LINKE zum 

ersten Mal angesprochen und eingebracht, um dar-
über zu debattieren. Der Senat hat uns damals ge-
sagt, dafür liegt keinerlei Handlungsbedarf vor. In 
den Jahren 2015 und 2016 haben wir hier einen 
entsprechenden Antrag vorgestellt. Damals hieß es 
unisono in der Debatte – ich habe mit Freude noch 
einmal das Protokoll nachgelesen –, es gibt keine 
fachlichen Hinweise auf Zweckentfremdung. 

(Abgeordneter Senkal [SPD]: Das hat sich wohl ge-
ändert!) 

Der Kollege Pohlmann, der Kollege Bücking und 
am Schluss auch noch Senator Lohse sagten, eine 
solche Verordnung würde ins Leere laufen, weil es 
kaum Anwendungsfälle gibt. Ich hatte damals in 
der Debatte gesagt, irgendwann wird von Rot-Grün 
hier ein ähnlicher Antrag vorgelegt. Es wird eine 
Weile dauern, aber ich bin mir sicher, er wird kom-
men. 

(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Ihr seid so weise!) 

Wir sind großartig! Deswegen freut es mich natür-
lich, dass es schon nach zwei Jahren gelungen ist. 
Inhaltlich, finde ich, ist dieser Gesetzesentwurf 
wirklich gut. Er konzentriert sich auf drei Bereiche, 
die wir in dem Fall auch ausgemacht haben, und 
zwar die nicht genehmigten Ferienwohnungen, 
den spekulativen Leerstand und so genannte 
Schlafstellenvermietung in Schrottimmobilien. Die 
Umnutzung der Büros ist ausgenommen. Das fin-
den wir auch auf jeden Fall richtig. Insofern trifft es 
genau die richtigen Ziele. 

Die Frage, die man allerdings zugleich auch stellen 
muss, ist, wer soll dieses Gesetz umsetzen? Das ist 
nämlich die Erfahrung, die man überall gemacht 
hat. Wenn wir einmal die ganz großen Player, zum 
Beispiel New York, was ja den Hauptschauplatz, 
sage ich einmal, von Airbnb ausmacht, betrachten, 
hat man dieses Gesetz schon vor Jahren erlassen. 
Die Wirkung war sehr bescheiden. Inzwischen 
überlegt man, wie man ansonsten dagegen vorge-
hen kann. Berlin hat gerade eine sehr positive Bi-
lanz gezogen – die mit diesen 8 000 Wohnungen – 
der Kollege Tschöpe hat es ja gerade angeführt. 
Berlin hat allerdings sechzig Mitarbeiter und Mit-
arbeiterinnen, die eingesetzt werden, um Entspre-
chendes auch umzusetzen und durchzusetzen. Das 
darf man nicht vergessen. Der Handlungsbedarf ist 
ja auf jeden Fall da. Dass mobile Arbeitskräfte zu 
miesen Bedingungen in Schrottimmobilien hausen 
müssen, das wissen wir. Spekulativer Leerstand 
wird auch vom Aktionsbündnis Menschenrecht auf 
Wohnen seit Jahren angeprangert. 
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Wir wissen ganz genau, wenn man durch die Stadt-
viertel geht, dass man natürlich Leerstand nach-
zählen kann in gewissem Sinne durch die tägliche 
Erfahrung. Und das ist natürlich eine enorme Pro-
vokation für Menschen, die händeringend Wohn-
raum suchen. Aus diesen Gründen halten wir es für 
moralisch fragwürdig, ob so etwas weiter unter-
stützt werden soll. Die Vermietung von Ferienwoh-
nungen und Appartements auch über Buchungs-
plattformen ist ja nicht per se unerwünscht. Das ist 
ja gar nicht der Punkt. Aber es gibt einen steigen-
den Bedarf dafür und wir sind in Bremen noch 
lange nicht so weit, dass wir den Tourismus ein-
schränken müssten, ganz im Gegenteil. Darum 
kann es nicht gehen. Es kann aber nicht so sein in 
Quartieren, die Leerstand haben, beziehungsweise 
Wohnungsvermietung, wo der Wohnraum eben be-
sonders knapp ist. 

Er soll auch nicht in der Form stattfinden, dass die 
Einnahmen nicht versteuert werden. Das ist letzt-
endlich auch noch einmal ein Punkt, mit dem ge-
rade Airbnb sich nicht gerade beliebt macht, wenn 
man bedenkt, wohin dort die Einnahmen fließen. 
Da sind viele auf der Jagd. Wir werden auch noch 
einmal über so etwas wie Datenschutz sprechen 
müssen in dem Zusammenhang. Das ist nämlich 
der Kriegsschauplatz, auf dem sich das auch ab-
spielt. Ein Wohnraumschutzgesetz – und das finde 
ich wichtig – darf nicht nur eine Absichtserklärung 
sein. Es muss tatsächlich in der Lage sein, Wohn-
raum zu schützen. Dafür brauchen wir handlungs-
fähige Behörden und wir brauchen entsprechendes 
Personal. Deswegen bin ich der Meinung, wir 
schaffen hier eine sehr gute Grundlage. Aber das 
ist der erste Schritt. Wir werden einen weiteren 
brauchen, um das entsprechend abzusichern, da-
mit es auch wirklich nicht nur ein zahnloser Tiger 
bleibt. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Neumeyer. 

Abgeordnete Neumeyer (CDU): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Wir debattieren heute einen Antrag der rot-grünen 
Koalition, der das Ziel haben soll, Wohnraum zu 
schützen und Zweckentfremdung zu verhindern. 
Wir von der Fraktion der CDU sehen aber weder 
den Sinn noch die Notwendigkeit, da im Land Bre-
men, anders als in anderen Bundesländern, die 
Problematik nicht vorhanden ist. In der Antwort 
des Senats auf eine Kleine Anfrage der Fraktion der 
SPD zu diesem Thema kann man nachlesen, dass 

eine solche Problematik im Land Bremen nicht ge-
sehen wird. Auch im Viertel gibt es diese Proble-
matik nicht. Jedenfalls hat mir das der Senator ge-
antwortet, als ich im vergangenen Dezember noch 
einmal explizit für das Viertel nachgefragt habe. 
Dem heutigen Antrag der Koalition kann man auch 
entnehmen, dass sich die Koalition lediglich auf 
Verdachtsfälle stützt. 

Wir sind der Meinung, dass Eigentümer, die Feri-
enwohnungen oder Zimmer auf Plattformen wie 
Airbnb oder ähnlichen anbieten, nicht zu verurtei-
len sind, solange sie die gesetzlichen Auflagen ein-
halten und Einkünfte aus Vermietung oder das Be-
treiben eines Gewerbes steuerlich angeben. Wir 
brauchen bei Verdachtsfällen auf Missbrauch aber 
kein neues Gesetz. Dafür haben wir eine Finanzse-
natorin, die muss nur genau hinschauen. Außer-
dem haben wir den Eindruck, dass sich die Verfas-
ser dieses Antrags nicht einmal mit den Bürgerin-
nen und Bürgern unterhalten haben, die ihr Eigen-
tum vermieten. 

(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Wie kommen Sie 
darauf?) 

Tut man das, und das haben wir von der Fraktion 
der CDU getan, unter anderem mit der Gemein-
schaft, die da oben sitzt, wir haben uns mit den 
Menschen unterhalten, die ihren Wohnraum anbie-
ten. Man merkt sehr schnell, dass es sich hierbei 
nicht um Profitgeier handelt. 

(Beifall CDU – Zuruf Abgeordneter Tschöpe [SPD]) 

Darf ich eben ausreden, Herr Tschöpe? 

(Abgeordnete Böschen [SPD]: Zwischenrufe ma-
chen das Parlament interessant!) 

Dass Herr Tschöpe sich nun interessant machen 
muss, das war mir neu, aber es ist okay. 

(Beifall CDU) 

Da gibt es zum Beispiel allein erziehende Mütter, 
die nicht ganztags arbeiten können und so die 
Möglichkeit nutzen, etwas dazu zu verdienen, um 
ihr Eigentum behalten zu können. Da gibt es ältere 
Leute, denen tut es gut und macht es Freude, wenn 
sie Kontakt zu vielen unterschiedlichen Menschen 
aus aller Welt haben und vieles andere mehr. Ich 
kann mir allerdings vorstellen, dass es vielleicht 
Vermieter gibt, die am Anfang noch nicht genau 
wissen, was sie bei der Vermietung alles berück-
sichtigen müssen. Dem muss man Abhilfe schaffen. 
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Zum Beispiel könnte man alle Buchungsplattfor-
men dazu auffordern, die City Tax gleich einzube-
halten. Für mich und meine Fraktion ist diese Art 
des Tourismus auch kein Teufelswerk, sondern e-
her eine Bereicherung. Es sind auch ganz andere 
Menschen, die dieses Angebot nutzen, Menschen, 
die eben nicht in ein Hotel wollen. 

Im Jahr 2017 checkten circa 1,2 Millionen Men-
schen in einem Hotel ein. Dem gegenüber standen 
89 000, die zum Beispiel bei Airbnb eine Übernach-
tung gebucht haben. Ich finde, das sind schon Zah-
len. Also die Hotellerie zum Beispiel braucht sich 
aus meiner Sicht überhaupt keine Gedanken zu 
machen. 

(Abgeordneter Schildt [SPD]: Warten wir einmal 
zwei, drei Jahre ab.) 

Diese Zimmer und Wohnungen werden auch nicht 
ausschließlich an Touristen vermietet, sondern 
auch länger an Studenten, Praktikanten, Monteure, 
die eine gewisse Zeit hier in Bremen sind. Auch Fa-
milien, deren Wohnungen nach einem Brand oder 
einem anderen Unglück unbewohnbar sind und re-
noviert werden müssen, nutzen dieses Angebot 
und sind froh darüber. Mich wundert es schon – 
und jetzt komme ich zu den Grünen – mich wun-
dert es schon, dass die Grünen diesen Gesetzesent-
wurf für gut befinden, wo ich doch weiß, dass die 
Grünen immer sehr für Vielfalt sind, bin ich sehr 
erstaunt darüber. Wir sehen hier eher ein Ablen-
kungsmanöver von nicht ausreichender Woh-
nungspolitik der Regierung und eine Bevormun-
dung der Wohnungseigentümer. 

(Beifall CDU) 

Aus unserer Sicht sollte sich der Senat lieber darum 
kümmern, Bauland zur Verfügung zu stellen und 
dies planungsreif zu machen. Auch fragen wir uns, 
warum sich nicht um Themen wie zum Beispiel völ-
lig veraltete Bebauungspläne gekümmert wird. Wir 
erinnern, wir hatten in der letzten Bürgerschaft 
eine Debatte, da habe ich von einem Fall berichtet, 
in dem es einen Bebauungsplan von 1964 gibt. Ein 
Ehepaar, das in seinem eigenen Haus seinen Dach-
boden ausbauen will und zwei Wohnungen dort 
herstellen will, kann dies nicht, weil der Bebau-
ungsplan nicht überarbeitet wird. Um solche Sa-
chen sollte man sich kümmern und nicht um das, 
was heute hier auf dem Tisch liegt. 

(Abgeordnete Böschen [SPD]: 300 Wohnungen ge-
gen eine. – Zuruf Abgeordnete Sprehe [SPD]) 

Also es gibt da mehrere Fälle. Vielleicht sollten Sie 
sich in Ihrem Stadtteil einmal umschauen, dann 
kommen Sie auch dahinter. Die Fraktion der CDU 
hält diesen Gesetzentwurf für völlig unausgegoren 
und wird ihm nicht zustimmen. Wir würden emp-
fehlen, vor der zweiten Lesung eine Anhörung 
durchzuführen, damit dann auch jeder, der diesem 
Gesetz zustimmt, weiß, was er tut. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Steiner. 

Abgeordnete Steiner (FDP)*): Herr Präsident, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, liebe Gäste! Immer wie-
der wird eine Dramaturgie des Wohnraummangels 
aufgezeigt, und immer wieder sehen wir, dass es 
viel zu wenig günstigen Wohnraum gibt, zu wenig 
bezahlbare Häuser, eben auch gerade für Fachar-
beiterfamilien, eben viel zu wenig für den ganz 
normalen Bürger. Das ist ein bekanntes Problem, 
und wir sind in der Pflicht, etwas an diesem Not-
stand zu ändern. Der Senat hat in den letzten Jah-
ren offensichtlich versäumt, bedarfsorientiert ge-
nügend Wohnraum zu schaffen. Allerdings, glau-
ben wir, ist das Wohnraumschutzgesetz hier mehr 
Aktionismus und geht völlig am Thema vorbei. 

(Beifall FDP) 

Im Endeffekt wird hier mit Kanonen auf Spatzen 
geschossen, und es gilt für Bremen nämlich, dass 
Airbnb, um sicherlich einen der größten Anbieter 
beispielhaft zu nennen, gerade einmal 400 Ange-
bote insgesamt zu verzeichnen hat laut Haus und 
Grund. Die Struktur unterscheidet sich auch stark 
von Hotels, nämlich 80 Prozent sind Einzimmer-
Appartements, die im Durchschnitt drei Nächte an-
gemietet werden, und damit eben deutlich länger 
als ein Hotelzimmer. Diese Art des Reisens greift 
einen Trend der Zeit auf, und Menschen möchten 
andere Kulturen und anderes Wohnen auch erle-
ben. Menschen möchten sehen, wie andere leben, 
und in die Gemeinschaft und damit auch in die 
Nachbarschaft integriert werden und, statt in ei-
nem unpersönlichen Hotelzimmer zu verweilen, 
lieber noch einen gemeinsamen Drink nehmen, 
auch die Anbieterseite profitiert von dieser Art des 
Reisens. 

Ich möchte Ihnen erzählen, was in einer taz-Ko-
lumne beschrieben wurde, diesen Artikel kann ich 
Ihnen sehr ans Herz legen. Da beschreibt ein An-
bieter, warum er Airbnb nutzt, und zwar sagt er: Ich 
bin noch nie aus Jordanien herausgekommen, und 
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deshalb hole ich die Welt einfach zu mir nach 
Hause. Und ich spare auf eine Weltreise mit einem 
Fahrrad. Das zeigt doch, wie eben auch durch sol-
che speziellen Angebote die Welt zusammenrü-
cken kann und wie dort etwas Großartiges für 
beide Seiten bewirkt wird. Egal ob Couchsurfing, 
Ferienwohnung oder Airbnb, alles bietet eine Ant-
wort auf eine neue Art des Reisens. Die Wohnun-
gen sind in Bremen verstreut, und dadurch profitie-
ren übrigens auch die Randlagen Bremens. Über 
alle Viertel hinweg wird nämlich so Tourismus 
auch nach Bremen gelockt, und der durchschnittli-
che Airbnb-Gast gibt mehr Geld aus als ein Hotel-
gast, und das nämlich auch in dem Viertel, in dem 
er sich gerade aufhält und in dem er verweilt. 

Viele private Eigentümer geben einen Teil ihrer 
selbst genutzten Wohnung für Gäste frei. Einige 
können sich auf diese Art auch ihre Rente aufbes-
sern, die Wohnung finanzieren oder eben sogar 
den gewünschten Traumurlaub finanzieren. 

(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Das ist ja auch in 
Ordnung.) 

Freischaffenden Künstlern zum Beispiel wird damit 
ein Basissatz zum Leben ermöglicht. Wir Freie De-
mokraten wollen, dass diese Art des Reisens eben 
nicht verteufelt wird. 

(Beifall FDP) 

Bei 315 000 Wohnungen in ganz Bremen betrifft 
dieses Gesetz gerade einmal 400 Einheiten, und 
wir reden von etwa 0,1 Prozent des gesamten Woh-
nungsmarktes. Die Verhältnismäßigkeit eines so 
massiven Eingriffs ist in unseren Augen damit 
überhaupt nicht gegeben. 

(Beifall FDP) 

Es ist auch damit zu rechnen, dass einige Vermieter 
Probleme bekommen werden, ihre Existenz über-
haupt zu sichern. Der Gesetzesentwurf ist nämlich 
noch dazu ein eminenter Eingriff in das Grund-
recht, in das Grundrecht auf Eigentum, in das 
Grundrecht auf die Unverletzlichkeit der Woh-
nung. Ich sage Ihnen ganz ehrlich, die Vorstellung, 
dass ich irgendwelche fremden Menschen als Kon-
trolleure in die eigenen vier Wände lassen muss 
geht einfach viel zu weit und überschreitet damit 
Grenzen, die in unseren Augen nicht akzeptabel 
sind. 

(Beifall FDP) 

Mit diesem Entwurf wollen Sie Menschen zwingen, 
ihre Wohnung zu vermieten. Allerdings reden wir 
hier eben nicht über eine Handvoll Boardinghäu-
ser, sondern wir reden vor allem über kleine private 
Eigentumswohnungen. Ich frage mich auch, wer 
das Ganze wie kontrollieren soll. Der Aufwand, den 
Sie damit produzieren, steht im diametralen Ge-
gensatz zum Nutzen. Es ist überhaupt nicht geklärt, 
wie viele der bisherigen vermieteten Wohnungen 
tatsächlich auch als Wohnraum genutzt werden 
können. Wir haben jetzt in der letzten Bürger-
schaftswoche auch über den Bußgeldkatalog und 
dessen Verhältnismäßigkeit diskutiert. Also hier 
eine Strafe von bis zu 100 000 Euro als Bußgeld zu 
setzen, finde ich, überschreitet auch da massive 
Grenzen. Wir Freien Demokraten sehen durchaus, 
dass es auf dem Markt Möglichkeiten der Regulie-
rung gibt. Wir sehen auch, dass es Probleme gibt 
für die anderen, die in den Häusern wohnen und 
die es vielleicht auch nervt, wenn da immer wieder 
neue Leute durchlaufen. Auch da müssen wir uns 
Gedanken machen. Wir sehen, dass es Regulie-
rungsmöglichkeiten gibt. Zum Beispiel wäre auch 
eine Option, dass Anbieter der Plattform direkt die 
City Tax entrichten. Das würde vielleicht auch eine 
illegale Vermietung verhindern. Also es gibt Ideen, 
und es gibt auch Verbesserungen, aber der Geset-
zesentwurf selbst strotzt aus unserer Sicht vor 
handwerklichen Mängeln. 

(Zuruf Abgeordnete Ahrens [CDU]) 

Neben der fehlenden juristischen Begründung 
fehlt etwa die Erwähnung der Einschränkung des 
Grundrechts auf Eigentum. Dass es sich dabei um 
eine Einschränkung des Grundrechts auf Eigentum 
handelt, hat das Bundesverfassungsgericht übri-
gens schon 1975 bestätigt. Man muss es aber auch 
in das Gesetz hineinschreiben, und daher beantra-
gen wir die Überweisung federführend in den 
Rechtsausschuss sowie in die Deputation für Bau, 
Umwelt und Verkehr, und Letzteres insbesondere, 
weil wir finden, dass die Betroffenen es verdient 
haben, angehört zu werden. Vielleicht stellt die Ko-
alition dann fest, dass es sich um ganz normale 
Menschen handelt, die Ferienwohnungen vermie-
ten. Eine Anhörung im Rahmen der Baudeputation 
ist aus unserer Sicht unbedingt erforderlich. 

(Zuruf Abgeordneter Güldner [Bündnis 90/Die 
Grünen] – Beifall SPD) 

Der Gesetzesentwurf, so wie er heute auf dem 
Tisch liegt, schadet unabhängig von seinen juristi-
schen Fehlern den normalen Bürgern und greift in 
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das Grundrecht des Eigentums ein. Deshalb wer-
den wir den auf gar keinen Fall mitmachen. – Vie-
len Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Bücking. 

Abgeordneter Bücking (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zu-
nächst zur besonderen Freude von Frau Bernhard: 
In der Tat, die bisherigen Initiativen, die Sie auf 
diesem Feld hier im Parlament gemacht haben, ha-
ben bei der SPD eine gewisse Wirkung hinterlas-
sen. Aber wenn man genau hinschaut, sieht man 
auch Elemente von Korrektur und Abgrenzung zu 
den Initiativen, die Sie damals ergriffen haben, und 
die will ich kurz noch einmal erwähnen, nur um das 
klarzustellen. Die letzte Kontroverse über diese 
Frage ging um ein allgemeines Zweckentfrem-
dungsverbot. Dagegen haben wir eingewandt, dass 
unsere Wahrnehmung der Stadtwirklichkeit das 
nicht bestätigt, sondern dass in großem Stil Woh-
nungen genutzt werden, um darin kleine Start-ups 
zu organisieren, wie aber auch ehemals gewerbli-
che Räume wieder in Wohnraum verwandelt wer-
den. Wir hatten den Eindruck, dass dieser Markt 
funktioniert, durchlässig ist und deswegen nicht re-
guliert werden sollte. Das war eine der Differenzen, 
die ich auch namentlich sehr herausgestellt habe, 
und die halten wir als Koalition auch nach wie vor 
für richtig beobachtet. 

Zweitens die Sache mit dem Homesharing. Da geht 
es im Grunde genommen erst einmal darum, das 
finde ich von den Rednerinnen und Rednern der 
Opposition richtig dargestellt, herauszuarbeiten, 
dass dieses neue Geschäftsmodell –Fremdenbeher-
bergung ist der Fachbegriff, das klingt ein bisschen 
blöd – nicht per se irgendetwas Despektierliches 
ist, sondern ich finde, man kann da gut sehen, dass 
es mit den Instrumenten der Digitalisierung und 
diesen großen Plattformökonomien plötzlich mög-
lich ist, dass Private, die sonst ihren Kunden nie ge-
funden hätten, auf einmal weltweit präsent sind 
und sagen können: Hier bei uns in unserer Straße 
gibt es eine Souterrainwohnung, kommen Sie 
doch, hier können Sie für einen gewissen Preis eine 
gewisse Anzahl an Nächten verbringen. Außerdem 
haben Sie noch Familienanschluss und anderes 
und dieses und jenes Viertel als wunderbares Re-
fugium. 

Das ist eine neue Situation, das gab es ja früher 
nicht. Dementsprechend geht es mir so, dass ich 

das in vielerlei Hinsicht für einen Gewinn halte. Es 
ist ein vielfältiges System von Kontakten in die 
ganze Welt, das jeder weltoffenen Stadt gut an-
steht, und es ist ein Feld von kleiner Geschäftstä-
tigkeit, von kleinen Leuten, wenn man das etwas 
schwierige Wort benutzen soll. Also Leute erwirt-
schaften sich ein kleines Einkommen, haben dabei 
Kontakte und alles darum herum. Daran finde ich 
nichts auszusetzen, um das einmal ganz klarzustel-
len. Ich finde auch nicht nur, dass man daran nichts 
aussetzen sollte, das sollte man ermöglichen und 
schützen, um das ganz klarzustellen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP) 

Damit kommen wir zu der nächsten Frage: Gibt es 
einen Regulierungsbedarf? Ich glaube ja, es gibt ei-
nen Regulierungsbedarf. Natürlich, Herr Tschöpe 
hat es gesagt, zunächst einmal in Städten wie 
Barcelona, Berlin und Hamburg, wo diese Ma-
schine offenkundig eine unglaubliche Zugangszahl 
aufgenommen hat. Daran kann man erst einmal 
nur sehen, dass in dem System Dynamik steckt. Ein 
kluger Gesetzgeber wird sich darüber beugen und 
fragen, welche Instrumente brauchen wir für den 
Fall, dass es bei uns auch so stark zunimmt? Also in 
gewissem Sinne rüsten wir uns mit Instrumenten 
aus. Das ist der Vorgang, den wir hier haben. Dann 
geht es ganz hart darum, und das ist eine richtig 
schwierige Debatte gewesen zwischen Björn 
Tschöpe und mir, das kann man ruhig auch offen-
legen, wir sind da nicht einfach von Anfang an ei-
ner Meinung gewesen. 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Ich kann es bezeugen!) 

Wo ist der Abgrenzungspunkt zu dem, was wir in 
Ordnung finden, schützen wollen, ermöglichen 
wollen, und dem, wo wir meinen, dass Regulierung 
erforderlich ist? 

Diesen Abgrenzungspunkt zu finden war nicht 
ganz einfach. Ich will Ihnen nicht im Einzelnen die 
Differenzen nachzeichnen, das ist, glaube ich, 
nichts für den Marktplatz, aber ich will Ihnen sa-
gen, wo wir die Grenzen gefunden haben. Der 
erste Satz, den wir darin haben, heißt, nach Tagen 
und Wochen vermietete Schlafgelegenheiten und 
dergleichen. Es geht also nicht um Monate, es geht 
nicht um Jahre. Was für Geschäftsmodelle sind da-
mit also gemeint? Es ist nicht die Monteurswoh-
nung gemeint. Da geht es nicht um Tage und Wo-
chen. Es ist nicht der Student gemeint, der aus sei-
ner Wohngemeinschaft auszieht und in Amerika 
ein Gastsemester macht, sondern da geht es um 
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Monate und mehr. Also diese Dinge sind nicht re-
guliert mit diesem Gesetz, sondern Tage und Wo-
chen. 

Zweitens, wir haben gesagt, da, wo es im ganz ur-
sprünglichen Sinn um Homesharing geht, also um 
das Teilen der Wohnung, da wollen wir, wenn es 
ein bestimmtes Maß nicht überschreitet, nicht ein-
greifen. Eindeutig steht darin, wer ein Zimmer in 
dieses Geschäftsmodell einbringt, kann das ma-
chen, so viel er will. Keine Einschränkung. Nicht 
nach Quadratmetern, nicht nach Zeit, nicht nach 
Häufigkeit. Ganz klare Sache, alle diejenigen, die 
erkannt haben, dass sie gern diese Gastfreund-
schaft ausüben wollen, dass sie diesen Kontakt ha-
ben wollen, können das weiter tun. Und dann sa-
gen wir, wenn es um mehr geht, also wenn es um 
die ganze Unterkunft geht, da haben wir eine 
Grenze gesucht. Und zwar ist das immer Willkür, 
Grenzen sind immer Willkür. Wir haben sie bei 
neunzig Fällen gesucht. Das bedeutet, wir waren 
der Auffassung, wer das öfter betreibt, der hat of-
fenkundig diese Wohnung aufgegeben, und derje-
nige sorgt dafür, dass der ehemalige Hauptwohn-
sitz für die Unterbringung von Menschen nicht 
mehr zur Verfügung steht, die da auf Dauer woh-
nen. Da fängt es an, ein Problem zu werden. Wir 
waren uns dann in der Kontroverse, die wir auszu-
fechten hatten, einig, ja, da gibt es einen Regulie-
rungsbedarf. Diese Häuser, die fünf Wohnungen 
übereinander haben, Appartements, und deren 
Klingelschilder eine Nummer haben, da finden wir, 
da, wo wir das Gefühl haben, jetzt nimmt es über-
hand, muss man sagen können, das ist Zweckent-
fremdung. Das untersagen wir, und zwar nicht bei 
denen, die schon etabliert sind, sondern erst bei de-
nen, die noch etabliert werden sollen. Da, finde ich, 
meine Damen und Herren, sind wir nicht so ver-
kehrt. 

Jetzt kommt es natürlich darauf an, dass die Er-
mächtigungen, die in dem Gesetz geschaffen wor-
den sind, nämlich dass der Senat sagt, in dem 
Quartier oder dem Stadtteil ist das so, in jenem ist 
das nicht so, sorgsam ausgeübt werden. Hoffen wir 
auf die Weisheit unseres Senats! Aber wir haben 
uns damit ein Instrument geschaffen, um in diesem 
außerordentlich dynamischen Markt – 

(Glocke) 

Regulierungen zu machen, weil es einen Bedarf 
gibt, sich auszurüsten angesichts der Erfahrungen, 
die es in anderen Städten gibt. 

In Bremen, das ist keine Frage, sind die Verhält-
nisse noch vergleichsweise entspannt. Die Haupt-
gefahr der Wohnraumversorgung liegt nicht bei 
Airbnb und bei all den kleinen Geschäftsleuten, die 
da das Souterrain vermieten, sondern an anderer 
Stelle. Da hat auch jede Rednerin und jeder Redner 
Recht, die sagen: Baut einmal ein bisschen mehr, 
sorgt dafür, dass die Wohnungen am Markt sind. 
Daran besteht kein Zweifel. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Schäfer. 

Abgeordneter Schäfer (LKR)*): Sehr geehrter Herr 
Präsident, liebe Kollegen! Ich bin zwar wahrschein-
lich schon ein bisschen älter als die meisten hier in 
diesem Haus, aber ich kann mich noch daran erin-
nern, wie es früher war, als wir Studenten waren, 
wie wir da gereist sind. Wir haben keine Kreuzfahrt 
gebucht auf irgendeinem Schiff mit 4 000 Passagie-
ren und wurden dann für drei Stunden zum Shop-
pen in eine kleine Stadt entlassen, die wir überlau-
fen haben, sondern wir sind mit unserem Rucksack, 
mit unserem Fahrrad oder mit unserem Motorrad 
losgefahren, haben mit ganz wenig Geld die Welt 
erlebt und haben Leute kennengelernt, die uns ein-
geladen haben, bei ihnen zu Hause zu übernach-
ten. Und wir haben Gegeneinladungen ausgespro-
chen, haben die bei uns zu Hause in unseren be-
scheidenen Hütten oder Appartements auf einer 
Luftmatratze übernachten lassen, mit einem Früh-
stück, ein Airbed and Breakfast. Das ist der Name 
dieser Firma, die Airbnb abgekürzt wird. Airbed 
and Breakfast, da kommt es her. 

Man hilft sich gegenseitig, irgendwo zu übernach-
ten, in privatem Umfeld. Das ist eine andere Form 
von Reisen. Das ist kein ökonomisierter Tourismus. 
Das ist Begegnung von Menschen. Das ist etwas, 
bei dem ich sage, diese Hälfte des Parlaments 
müsste sagen, das ist genau das, was wir zu 100 
Prozent wollen. Wir wollen, dass die Leute hinaus-
gehen, dass sie sich international kennen lernen, 
super. Damals war das denjenigen vorbehalten, die 
die Möglichkeit hatten, in den Semesterferien län-
gere Zeit wegzugehen, den Rucksack zu packen 
und diese Begegnungen zu machen. Heute leben 
wir in einer Zeit, in der jeder die Möglichkeit hat, 
über das Internet Kontakte zu finden, sich in sozia-
len Netzwerken zu bewegen oder eben auch Ver-
mittlerplattformen wie Airbnb, Airbed and Break-
fast, zu nutzen, um so etwas auch zu haben. 
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Ich kann heute in ein Flugzeug von Ryanair stei-
gen, nach London fliegen und dort auf der Luftmat-
ratze eines Engländers übernachten und ich kann 
es umgekehrt machen, wenn ich es will. Ich finde, 
da besteht überhaupt gar kein Regulierungsbedarf. 
Ich finde es bedenklich, dass wir es, wenn wir über 
Reisen, über Tourismus reden, immer so ökonomi-
sieren. Wir denken dann: Oh je, da geht uns viel-
leicht eine Mehrwertsteuer verloren oder da geht 
uns vielleicht eine Tourismusabgabe verloren. 
Aber dieser ökonomisierte Tourismus, den wir im 
Moment in einer Phase des Aufschwungs erleben, 
bringt die ganze Welt in gewaltige Probleme, von 
Venedig bis Ketchikan in Südost-Alaska. Ich finde, 
diese gute alte Tradition des Reisens und des sich 
Kennenlernens ist etwas, das wir auf gar keinen 
Fall in irgendeiner Weise einschränken oder beein-
trächtigen sollten. 

Allerdings haben wir natürlich zugegebenermaßen 
ein Wohnungsproblem in dem Sinne, dass sich 
viele Leute adäquates Wohnen nicht mehr leisten 
können. Das wissen wir alle. Daran ist eigentlich 
nicht der Tourismus schuld, sondern es gibt dafür 
im Wesentlichen drei Ursachen, die theoretisch alle 
abschaltbar wären. Erste Ursache ist die Nullzins-
politik. Die Nullzinspolitik, die wir anstrengen, um 
eine nicht lebensfähige Währung noch eine Weile 
am Leben zu erhalten. Diese Nullzinspolitik hat 
über die entsprechenden Verwerfungen bei den 
Möglichkeiten, Renditen am Kapitalmarkt zu erzie-
len, und auch über die Möglichkeiten, sich privat 
zu verschulden, um Immobilien zu kaufen, für Ver-
werfungen am Immobilienmarkt gesorgt. Die Im-
mobilienpreise sind im Rahmen einer Vermö-
gensinflation durch die Decke geschossen. Das 
wirkt sich natürlich auf die Mieten aus. Das ist ein 
Problem. 

Der zweite Punkt ist die Überbevölkerung. Die 
Welt wächst jedes Jahr um 82 Millionen Menschen. 
Bisher habe ich gedacht: Na gut, wir beteiligen uns 
an dieser Reproduktion hier nicht. Diese Überbe-
völkerung ist ein Problem, das woanders stattfin-
det, nicht bei uns. Aber nicht mehr so. Seit spätes-
tens 2015 importieren wir diese Überbevölkerung 
in nicht unerheblichem Maße, wir nennen das 
Ganze Konzept wachsende Stadt. Das heißt, wir 
importieren große Zahlen von Menschen in unser 
Sozialsystem. Das bedeutet Probleme im Sozialsys-
tem. Das bedeutet Herausforderungen in der Infra-
struktur, im Verkehr. Das bedeutet Probleme in un-
serem Schulsystem. Die nachlassende Schulleis-
tung hat direkt damit zu tun. Es bedeutet gerade 
auch Probleme auf dem Wohnungsmarkt. Auch das 
sind selbst gemachte Leiden. 

Es gibt einen dritten Punkt, den ich hier einmal be-
nennen werde. Da bin ich mir sicher, da werde ich 
von Ihnen allen Widerspruch ernten, und darauf 
freue ich mich schon. Es hat damit zu tun, dass wir 
uns in Bremen viel zu eng und klein und gefangen 
auf Bremen konzentrieren. Wir denken immer: Oh 
mein Gott, wir brauchen mehr Wohnungen. Jetzt 
müssen wir noch die Galopprennbahn bebauen, 
die besser wirklich eine Galopprennbahn geblie-
ben wäre, oder wir müssen Platanen fällen, um 
noch irgendwelche Bauvorhaben zu realisieren. 
Die Grünen selbst bekommen damit Bauchschmer-
zen. Oder die CDU, wie schlimm ist eigentlich die-
ser Vorschlag, diese Hinterlandbebauung zu ma-
chen? So etwas Schönes in Oberneuland, dass es da 
noch große Grundstücke gibt. Ich sehe schon, mit 
der Grundsteuerreform werden die Leute irgend-
wann dazu gedrängt, auch das noch zu verscher-
beln. 

(Abgeordnete Neumeyer [CDU]: Wir wollen keinen 
dazu zwingen!) 

Dann wird das alles klein und geballt. Und warum 
eigentlich? Warum eigentlich? Deshalb weil wir da, 
wo man sinnvollerweise neu bauen würde, um die 
Stadt herum, in Kirchweyhe meinetwegen oder in 
Stuhr oder in Lilienthal, dahin haben wir sogar eine 
Straßenbahn, die Linie 4. Das unterstützen wir 
nicht, denn das ist ja ein anderes Bundesland, ist ja 
Niedersachsen, wollen wir ja nicht, wir wollen das 
in Bremen machen. 

(Zuruf Abgeordneter Imhoff [CDU]) 

Deswegen ist auch diese Wohnungsfrage ein sehr 
gutes Beispiel für die Tatsache, dass die Bremer in 
vielen Punkten negativ dadurch betroffen sind, 
dass Bremen ein eigenes Bundesland ist. Wir hät-
ten dieses Problem nicht, wenn Bremen zu Nieder-
sachsen gehörte. – Vielen Dank! 

(Unruhe – Beifall BIW) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Tschöpe. 

Abgeordneter Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Herr Kollege Schäfer, 
ich habe eben noch ein bisschen versucht, darüber 
nachzudenken, ich halte es für ökologischen Un-
sinn, was Sie erzählt haben. 

(Beifall SPD – Abgeordneter vom Bruch [CDU]: Das 
ist nicht nur ökologischer, das ist allgemeiner Un-
sinn!) 
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Ich bin fest davon überzeugt, dass eine Wohnungs-
baupolitik, die Suburbanisierung Vorschub leistet, 
nicht nur ein steuerliches Problem für Bremen, son-
dern ein ökologischer Wahnsinn ist, wenn wir die 
Leute aus den Städten hinaustreiben, dann einen 
grünen Kreis darum herum ziehen und da hinten 
dann Vorortsiedlungen haben. Bei aller Wertschät-
zung ansonsten, das halte ich einfach für Quatsch. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Aber lassen wir doch ein bisschen Ehrlichkeit in 
diese Debatte einkehren. Frau Steiner, wenn Sie 
hier die kleinen Gewerbetreibenden in den Mittel-
punkt Ihrer Rede stellen, worüber reden wir denn? 
Wir reden hier über einen amerikanischen inzwi-
schen Multimilliardendollarkonzern, Airbnb, der 
auf Kosten von Kommunen und auf Kosten derjeni-
gen, die ein vernünftiges Mietniveau haben wol-
len, weltweit seine Kohle macht, und dass Sie sich 
dann hinstellen und Sharing Economy idealisieren! 
Ich gebe zu, Herr Bücking, ich fand Ihre Darstel-
lung eben sehr fair. Wir haben eine Auseinander-
setzung darüber gehabt, wie positiv oder negativ 
Sharing Economy eigentlich zu werten ist. Ich habe 
eine etwas andere Position dazu, ob das richtig ist 
oder vielleicht nicht so richtig. Ich glaube, wir ha-
ben in dem Gesetz eine vernünftige Regelung ge-
troffen, und ich weise noch einmal darauf hin, jeder 
darf ein Zimmer seiner selbst genutzten Wohnung 
vermieten und seine selbst genutzte Wohnung 
neunzig Tage, ohne dass er irgendetwas anzeigen 
muss, ohne dass der Staat irgendetwas davon mit-
bekommt. Das Einzige, was er machen muss, ist, 
die Sache zu versteuern. Ich finde, das ist eine ge-
rechte und billige und vernünftige Auseinanderset-
zung. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Und Frau Steiner, wenn sozusagen die juristische 
Auseinandersetzung aus der Mottenkiste des par-
lamentarischen Partisanenkampfs der FDP, den Sie 
schon in Berlin geführt haben, wo das OVG Ihnen 
zweimal gesagt hat, die juristische Argumentation, 
die Haus & Grund da gegeben hat, ist hanebüche-
ner Unsinn, – 

(Abgeordneter Dr. Hilz [FDP]: Hören Sie auf mit 
dem Quatsch!) 

wenn Sie finden, dass man diesen Partisanenkampf 
nach Bremen tragen kann im Kampf um die Häuser 
für die Kapitalisierung von Menschen, mein Gott, 
dann machen Sie das, aber es ist und bleibt Unsinn. 

Deutsche Obergerichte haben schon anders ent-
schieden. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Und jetzt zur CDU: Das unausgegorene Gesetz, das 
völlig an der Problemlage vorbeigeht. Schauen Sie 
sich doch einmal Bayern oder Baden-Württemberg 
an, was die an Gesetzen gemacht haben, das ist 
Staatssozialismus gegen das, was wir hier vorlegen. 

(Beifall SPD) 

Im Übrigen haben Sie das da selbst eingebracht. 
Dann können Sie doch nicht behaupten, dass das, 
was wir hier als ganz klare Zweckrichtung darauf – 
– . Ja, wir wollen sozusagen die Situation, die Ro-
bert Bücking beschrieben hat und die wir doch alle 
kennen, also wer durch die Stadtteile geht und ich 
kann Ihnen Fotos zeigen, auf denen steht, hier wird 
ein Mehrfamilienhaus umgebaut in eine Tourismu-
sunterkunft und Ferienhäuser. Und nicht nur ein 
Foto. Die Situation kennen Sie doch auch, dass es 
nicht darum geht, dass wir untersagen wollen, dass 
irgendjemand sein Zimmer an Studenten vermie-
tet, sondern es gibt einen Bereich, in dem Wohn-
raum in eine Gewerbe-Immobilie umgedeutet 
wird. Und das wollen wir in Zukunft begrenzen. 

Lassen Sie mich noch eine Sache sagen. Es hat 
auch keiner behauptet, dass das Wohnraumschutz-
gesetz die Lösung der Wohnraumfrage in Bremen 
ist. Aber ich hatte ja vorhin vorgerechnet, dass ich 
glaube, dass das einen kleinen Beitrag liefern 
kann, genauso wie alle anderen Beiträge, die wir 
auch haben, über die wir uns dann auch streiten, 
wie darüber, ob wir größere Flächen zur Verfügung 
stellen können, wie wir Innenverdichtung machen. 
Ich habe eine hohe Sympathie dafür, dass wir auch 
Bebauungspläne, die den Ausbau von Dachge-
schossen behindern, relativ schnell ändern. Aber 
wir müssen doch in Anbetracht des entstehenden 
Preisdrucks auf dem Bremer Wohnungsmarkt se-
hen, jede Maßnahme, die helfen kann, hilft nicht 
nur uns, die hilft vor allem unseren Bürgern, die 
preiswerten Wohnraum brauchen. Nun springen 
Sie doch einmal über Ihren Schatten. – Vielen 
Dank! 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Bücking. 

Abgeordneter Bücking (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Einen 
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Punkt wollte ich noch einmal etwas verkniffen 
kommentieren, und zwar die Idee mit der Anhö-
rung. Eigentlich finde ich, dass die Forderung nach 
einer Anhörung bei dem Gesetz angemessen wäre. 
Sie wäre angemessen, und zwar aus vielen Grün-
den. Es macht einen gewissen Sinn, die gesetzli-
chen Konstruktionen, die wir da gefunden haben, 
noch einmal genauer anzuschauen, sich Erfahrun-
gen aus anderen Städten und Bundesländern vor 
Augen zu führen, mit den Betroffenen zu reden, 
weil wir mit dem Gesetz in diese ökonomische und 
soziale Wirklichkeit der Stadt intervenieren und 
eine faire Situation von Abwägung organisieren 
müssen. 

(Beifall FDP) 

Diese Auffassung wird in der Koalition nicht geteilt. 
Mein Kollege Tschöpe ist der Auffassung, dass das 
geklärt ist. Juristisch gibt es keine Hoffnung da-
rauf, bei der Gelegenheit etwas dazuzulernen. Ich 
bin da eher skeptisch. So ist die Differenz. Da wir 
eine regelbasierte Koalition sind, was sich im Übri-
gen auch anderswo bewährt, Regeln einzuhalten, 
gilt hier: Wenn der eine nein sagt, ist es nein. Wir 
werden also keine Anhörung machen. Das bedau-
ern wir. Wir hätten das angemessen gefunden, und 
wir glauben im Übrigen auch, dass die Grundüber-
legungen, die wir Ihnen versucht haben, heute vor-
zutragen, Bestand gehabt hätten. Aber diesen Prüf-
vorgang können wir uns jetzt nicht mehr erlauben. 
So ist das. 

Das wollte ich noch einmal nachtragen. Inhaltlich, 
glaube ich, ist die Sache im Wesentlichen durchge-
arbeitet. Um deutlich zu machen, dass es diese 
muntere Welt von kleinen Kontakten gibt und dem 
steht ein Milliardenkonzern gegenüber. Aus einer 
solchen Gegenüberstellung bekommt man im Mo-
ment, glaube ich, keine neuen Erkenntnisse. Denn 
es gibt das eine wie das andere, und wir glauben, 
dass wir mit diesem Gesetz ein Stück weit Disziplin 
in diesen Markt bringen, die er dringend braucht. 

Präsident Weber: Herr Kollege Bücking, gestatten 
Sie eine Frage der Abgeordneten Frau Aulepp? 

Abgeordneter Bücking (Bündnis 90/Die Grünen): 
Wenn sie nicht zu kompliziert ist. 

(Heiterkeit) 

Abgeordnete Aulepp (SPD): Ich werde mich bemü-
hen, Herr Kollege, aber Ihre Ausführungen gerade 
haben mich doch noch einmal dazu veranlasst, Sie 

zu fragen, ob Sie bereit sind, zur Kenntnis zu neh-
men, dass wir, bevor wir Gesetze schreiben und 
einbringen, uns natürlich Gedanken darüber ma-
chen, wie sich diese Gesetze auswirken und natür-
lich mit den Menschen und mit den Personengrup-
pen, die das betrifft, reden. Das hörte sich bei Ihnen 
gerade so an, als wäre das in Ihrer Fraktion nicht 
üblich, als würden Sie das nur in einer Anhörung 
machen. Und ich wollte hier noch einmal entspre-
chend fragen, ob Sie mit mir darin übereinstimmen, 
dass das nicht der Fall ist, sondern dass wir Gesetze 
einbringen, über die wir im Vorfeld schon gespro-
chen haben und dass wir da natürlich entsprechend 
gewonnene Aspekte berücksichtigen. 

Abgeordneter Bücking (Bündnis 90/Die Grünen): 
Selbstverständlich bin ich bereit, das zur Kenntnis 
zu nehmen, wenn Sie bereit sind, zur Kenntnis zu 
nehmen, dass wir das auch alles gemacht haben, 
aber den Eindruck haben, da ist noch Luft nach 
oben. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, CDU, FDP) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Bernhard. 

Abgeordnete Bernhard (DIE LINKE)*): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Ich hätte gegen eine Anhörung gar nichts ein-
zuwenden, wenn sie unter der Überschrift stünde, 
dass wir uns stärker Bayern annähern und das 
Ganze eher noch verschärfen als aufweichen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Aber das wäre sozusagen ein diametrales Anlie-
gen. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Der Sinn einer 
Anhörung ist ja, das ergebnisoffen zu machen!) 

Ja, ist schon klar, das kennen wir ja. Genau in diese 
Richtung wird mit Sicherheit argumentiert. Das 
hatten wir schon in verschiedenen anderen Ausei-
nandersetzungen. Um es noch einmal zu klären, ich 
möchte das auch noch einmal sagen, bezogen auf 
die Ausführungen von Robert Bücking. Schon da-
mals wurde uns das unterstellt, und zwar falsch un-
terstellt, schon in der Debatte, in der wir es damals 
eingebracht haben, im Zusammenhang mit dem 
Wohnungsaufsichtsgesetz. Da hatten wir praktisch 
einen Passus vorgeschlagen. Es waren keine nähe-
ren Definitionen heruntergebrochen worden. Es 
geht in keiner Weise, dass man sagt, die eigene 
Wohnung soll nicht zu Ferienzeiten an Touristen 
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untervermietet werden. Darum geht es ja auch jetzt 
nicht. 

In vielen Städten können es sich die Menschen tat-
sächlich gar nicht mehr leisten, wenn sie nicht un-
tervermieten. Silvia Neumeyer hat es zurecht er-
wähnt, diesen Zusammenhang gibt es natürlich. 
Aber darum geht es doch nicht. Hier findet etwas 
anderes statt, und zwar zunehmend. Da werden 
Wohnungen gekauft, die ausschließlich zur Kurz-
zeitvermietung auf den Markt geworfen werden. 
Das ist das Geschäftsmodell von Airbnb. 

(Abgeordnete Vogt [DIE LINKE]: Da kann sich die 
CDU auch einmal nach richten!) 

Und das ist etwas, bei dem wir fanden, das droht 
uns auch und dem muss Einhalt geboten werden. 
Ich meine, diese Plattformen bekommen Provisio-
nen von 30 Prozent. Das muss man sich einmal 
überlegen, was da weltweit eingestrichen wird. Wir 
würden doch auch nicht sagen, reiß jetzt einen 
Straßenzug ab, um da Hotels en gros zu bauen. Das 
ist aber das, was unter dem Radar mit Airbnb fak-
tisch passiert, und das ist der Punkt, gegen den wir 
uns massiv gewehrt haben. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich möchte auch noch einmal den Aspekt mit den 
leer stehenden Immobilien erwähnen. Das ist et-
was, was hier vielleicht in der Debatte ein Stück zu 
kurz kommt. Auch darüber haben wir uns immer 
auseinandergesetzt, dass das nicht geht, wenn das 
über bestimmte Zeiträume hinausgeht. Darauf 
muss man ein Auge haben, bis hin zu den Schrot-
timmobilien. Wir hatten ja die Auseinandersetzung 
im Zuge dieses Unworts Enteignung et cetera. Das 
war noch einmal eine ganz andere Plattform. Aber 
dieses Gesetz hat für sich noch keine Rechtswir-
kung. Es geht darum, dass die Stadtgemeinde Bre-
men auch eine entsprechende Rechtsverordnung 
erlassen und definieren muss, für was genau und 
für welche Gebiete es gilt. Das wird noch zu defi-
nieren sein. 

Niemand hat behauptet, das möchte ich auch noch 
einmal betonen, dass es in irgendeiner Weise unse-
ren Wohnungsmangel auffängt. Das ist ja Unsinn. 
Das ist genauso absurd gewesen, in der Kaisen-
haus-Debatte zu sagen, das wären vielleicht ähnli-
che Dimensionen. Es ist einzig und allein eine Op-
tion, die wir an der Stelle ziehen, und ich bin froh, 
dass wir sie ziehen. – Vielen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
Staatsrat Deutschendorf. 

Staatsrat Deutschendorf*): Sehr geehrter Herr Prä-
sident, meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Die Wohnungsbaupolitik steht im Mittelpunkt ak-
tueller politischer Debatten. Viele Städte wachsen, 
so auch Bremen. Aus meiner Sicht ist das eine 
Chance, die natürlich auch mit vielen Herausforde-
rungen einhergeht, denn mit diesem Wachstum 
verändern sich die Bedingungen auf den Woh-
nungsmärkten. Wohnen ist ein Grundbedürfnis 
von uns allen. Umso wichtiger ist es, die Verände-
rungen auf dem Wohnungsmarkt genau zu be-
obachten, zu begleiten und angemessen zu reagie-
ren, um die Versorgung der Bürgerinnen und Bür-
ger mit angemessenem Wohnraum sicherzustellen. 
Da ist natürlich klar, dazu gehört ein Bündel, ein 
Paket von Maßnahmen, um das hinzubekommen. 

Wir sprechen hier regelmäßig darüber. Ich erinnere 
mich an die gestrige Debatte zur GEWOBA. Wenn 
ich mir anschaue, dass wir uns in jeder Baudeputa-
tion mit einer Vielzahl von Bebauungsplänen be-
fassen, die wir dort verabschieden, an denen gear-
beitet wird, da wird eine Menge geleistet. Dann er-
wähne ich an dieser Stelle auch noch einmal kurz 
die steigenden Zahlen, die wir auch immer wieder 
aus unserer Sicht mit Stolz vortragen, was das 
Thema Baugenehmigungen angeht, und auch die 
steigende Zahl an Fertigstellungen, an Wohnungen 
in dieser Stadt. Es ist also grundsätzlich richtig, zu 
verhindern – das ist der weitere Baustein, über den 
wir heute diskutieren – dass Wohnungen zu ande-
ren Zwecken als zu Wohnzwecken genutzt wer-
den. Der hier vorliegende Gesetzentwurf ist ein 
weiteres geeignetes Mittel, um dies zu erreichen. 

Aus unserer Sicht müssen wir zum Erlass dieser 
hier ermöglichten Rechtsverordnung zwei Voraus-
setzungen erfüllen. Das gilt für beide Städte im 
Lande Bremen. Diese beiden Bedingungen müssen 
erfüllt sein. Das ist zum einen, dass die Wohnraum-
versorgung tatsächlich gefährdet sein muss. Dies 
hat man bereits im Zusammenhang mit der Diskus-
sion über die Kappungsgrenzen und auch die Miet-
preisbremse im Jahr 2015 festgestellt. Wir arbeiten 
derzeit daran und untersuchen, ob das weiterhin so 
ist. Erste Einschätzungen liegen vor, dass diese Ge-
fährdung auf dem Wohnungsmarkt weiterhin vor-
liegt. 

Präsident Weber: Herr Staatsrat Deutschendorf, 
gestatten Sie eine Frage des Abgeordneten Herrn 
Dr. Buhlert? 
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Staatsrat Deutschendorf: Bitte! 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Herr Staatsrat, 
wie hoch wird der Kontrollaufwand sein, wie viel 
Personal ist dafür eingeplant und welche Kosten 
wird das somit für die Stadtgemeinde verursachen? 

(Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Zwei Stellen.) 

Vielleicht können Sie uns helfen, damit wir die 
Milchmädchenrechnung von Herrn Tschöpe von 
vorhin noch nachvollziehen können. 

Staatsrat Deutschendorf: Auf diese Frage wäre ich 
im weiteren Verlauf meines Vortrags auch noch 
eingegangen. Natürlich handelt es sich hier um 
eine weitere zusätzliche Aufgabe, mit der wir uns 
befassen müssen, für die dann auch weiteres Per-
sonal, davon gehen wir aus, erforderlich sein wird. 
In welchem Umfang, in welcher Größe genau, das 
kann ich Ihnen jetzt, hier noch nicht beantworten. 
Aber das wird sich mit einer überschaubaren Zahl 
von Stellen, denke ich, leisten lassen. 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Das wäre auch 
ein Punkt für eine Anhörung gewesen.) 

Ich fahre fort. Ich war dabei, Ihnen die zwei Vo-
raussetzungen vorzutragen, die wir erfüllen müs-
sen, um diese Rechtsverordnung zu erlassen. Das 
eine war die Gefährdung der Wohnraumversor-
gung, das hatte ich vorgetragen. Kommen wir zum 
zweiten Beispiel. Es wird darüber hinaus zu klären 
sein, ob erhebliche Leerstände beziehungsweise 
eine erhebliche Zahl von Wohnungen als Ferienun-
terkünfte genutzt werden. Das sind diese Urteile, 
die hier auch schon andiskutiert worden sind, na-
türlich muss man sorgfältig arbeiten in diesem Be-
reich. Vor dem Erlass dieser Rechtsverordnung 
brauchen wir deshalb eine valide Datengrundlage 
zur Beurteilung der Situation. Die Verordnung 
muss am Ende geeignet sein, die Wohnraumversor-
gung zu verbessern, und auch daran arbeitet be-
reits eine Arbeitsgruppe, die sich damit befasst, wie 
wir die erforderlichen Daten erheben können. 

Meine Damen und Herren, noch kurz der Hinweis: 
In Bremerhaven wird man sich in eigener Zustän-
digkeit mit diesen Fragen beschäftigen müssen, 
wobei dort die Problemlage nicht ganz mit der in 
Bremen vergleichbar ist. Abschließend ist das Ge-
setz aus meiner Sicht ein geeignetes Mittel und 
schafft zusätzliche Handlungsmöglichkeiten. Die 
sind in der Umsetzung auch mit Aufwand verbun-
den. Dafür werden wir zusätzliches Personal benö-

tigen. Darauf bin ich gerade schon kurz eingegan-
gen. Das Gesetz eröffnet Handlungsspielräume. Es 
lässt aber auch weiterhin viele sinnvolle und auch 
gewollte Nutzungen zu und ist geeignet, in Zu-
kunft Fehlentwicklungen zu verhindern. – Vielen 
Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Weber: Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Es ist beantragt worden, die erste Lesung zu unter-
brechen und das Bremische Wohnraumschutzge-
setz zur Beratung und Berichterstattung an den 
Rechtsausschuss, federführend, und an die staatli-
che Deputation für Bau, Umwelt und Verkehr zu 
überweisen. 

Wer der Unterbrechung der ersten Lesung und der 
Überweisung des Gesetzes an den Rechtsaus-
schuss, federführend, und an die staatliche Depu-
tation für Bau, Umwelt und Verkehr zustimmen 
möchte, den bitte ich nun um das Handzeichen! 

(Dafür CDU, FDP, BIW, Abgeordneter Schäfer 
[LKR], Abgeordneter Tassis [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abg. Patrick Öztürk [SPD, fraktionslos]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Überweisungsantrag ab. 

Ich lasse nun über das Gesetz in der Sache abstim-
men. 

Wer das Bremische Wohnraumschutzgesetz, 
Drucksache 19/1646, in erster Lesung beschließen 
möchte, den bitte ich nun ebenfalls um das Hand-
zeichen! 

(Dafür SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE, 
Abg. Patrick Öztürk [SPD, fraktionslos]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(Dagegen CDU, FDP, BIW, Abgeordneter Schäfer 
[LKR], Abgeordneter Tassis [AfD]) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1646
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Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster Lesung. 

Der Opfer und Angehörigen der Geiselnahme 
von Gladbeck angemessen gedenken  
Antrag (Entschließung) der Fraktionen der CDU, 
der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und DIE LINKE  
vom 23. Mai 2018  
(Drucksache 19/1673)  

Dazu als Vertreter des Senats Herr Bürgermeister 
Dr. Sieling. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Herr Eckhoff. 

Abgeordneter Eckhoff (CDU): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! In den 
letzten Tagen habe ich häufig darüber nachge-
dacht, was man eigentlich in fünf Minuten zu die-
sem Thema sagen will. Ich habe mich gefragt: Wa-
rum debattieren wir erst jetzt über einen solchen 
Antrag? Warum hat man als Abgeordneter nicht im 
Jahr 1998, vielleicht zum zehnjährigen Erinnern an 
diese schrecklichen Vorkommnisse im August 
1988, einen solchen Antrag gestellt, warum nicht 
allerspätestens 20 Jahre später? Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, die Bilder von damals ha-
ben sich, glaube ich, bei uns allen eingebrannt, zu-
mindest bei denen, die zu den 13 Millionen Men-
schen gehörten, die auch direkt das, was in Huckel-
riede passierte, im TV verfolgen konnten. Offen-
sichtlich haben wir die Opfer, die Hinterbliebenen 
und die Angehörigen vergessen. 

Dieser Antrag, den wir heute gemeinsam vorgelegt 
haben – und dafür bin ich sehr dankbar, dass wir 
das mit vier Fraktionen gemeinsam auf den Weg 
bekommen haben –, kommt spät, sehr spät, und ich 
hoffe, nicht zu spät. Ich möchte an dieser Stelle 
auch damit beginnen, dass wir als Parlament we-
gen des Fehlverhaltens, das es bei staatlichen Be-
hörden gab, das es bei der Nachsorge, gerade bei 
der Opferbetreuung gab, im Namen der Bremi-
schen Bürgerschaft bei allen Betroffenen – bei den 
Opfern, den Hinterbliebenen, den Verwandten, 
den Freunden, den Bekannten – um Entschuldi-
gung bitten. 

(Anhaltender Beifall) 

Was am 16. August 1988 in Gladbeck begann und 
damals auch schon medial begleitet wurde, entwi-
ckelte sich spätestens am 17. August 1988 und al-
lerspätestens um 19.00 Uhr in Huckelriede zu ei-
nem kompletten Desaster: In einem Bus wurden 32 
Menschen als Geiseln genommen. Ich glaube, kei-
ner von uns kann sich vorstellen, was diese Geiseln 
in den kommenden 14 Stunden, die sie in dem Bus 
waren, aushalten mussten, und spätestens nach der 
kaltblütigen Ermordung des 14-jährigen Emanuele 
de Giorgi auf der Raststätte Grundbergsee müssen 
die Leiden der anderen Geiseln fürchterlich gewe-
sen sein. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, umso er-
schreckender ist es, dass es offensichtlich tatsäch-
lich Geiseln gab, die den Bus danach verlassen ha-
ben und die von Bremen – von der BSAG, von wem 
auch immer, der damals verantwortlich war – da-
nach nie wieder etwas gehört haben. Das ist, 
glaube ich, vielleicht die Spitze eines Eisbergs, wo 
wir in Deutschland noch vieles zu verbessern ha-
ben. 

Wir sprechen bei Attentaten, bei Geiselnahmen 
häufig über die Täter, aber viel zu wenig über die 
Opfer, über die Betroffenen oder die Verwandten. 
Ich glaube, auch 30 Jahre später muss man feststel-
len, dass wir dort noch einiges zu verbessern ha-
ben. 

(Beifall) 

Deshalb bin ich froh, dass wir uns in den fünf Punk-
ten auch darauf verständigt haben, dass wir die 
Vorschläge, die jetzt auch nach den schrecklichen 
Anschlägen in Berlin auf dem Breitscheidplatz ent-
wickelt worden sind, schleunigst auch in Bremen 
als Maßnahmen – als Rat und als Leitlinie, Leitfa-
den für die Zukunft – umsetzen wollen. 

Ich hoffe, dass sich so etwas in Bremen nie wieder-
holen wird. Wir haben damals aus den Fehlern ge-
lernt, es wurden auch politisch Verantwortlichkei-
ten übernommen, aber ich glaube, wir müssen 
auch 30 Jahre später erkennen, dass wir aus der 
Verantwortung, die wir aus der damaligen Zeit ha-
ben, nicht zurücktreten können und auch nicht 
wollen. Insofern hoffe ich, dass wir diesen Antrag 
heute im Parlament möglichst einstimmig beschlie-
ßen werden. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit! 

(Beifall) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1673
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Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Fecker. 

Abgeordneter Fecker (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Die Geiselnahme von Glad-
beck steht in der bundesdeutschen Geschichte für 
das Versagen der Sicherheitsbehörden und eine 
Entgleisung der Medien. Sie steht aber auch für un-
fassbares Leid, das den Opfern und ihren Angehö-
rigen widerfuhr. Der Staat kam seiner Aufgabe 
nicht nach, seine Bürgerinnen und Bürger zu schüt-
zen, er hat versagt. 

30 Jahre nach diesen schrecklichen Ereignissen le-
gen nun heute die Fraktionen der CDU, der SPD, 
der Grünen und der LINKEN einen gemeinsamen 
Antrag vor, eine politische Kombination – lassen 
Sie mich das sehr deutlich sagen –, die deutlich 
macht, dass es sich eben nicht um einen normalen 
Vorgang handelt, sondern um einen Vorfall, der 
sich tief in die Geschichte unseres Bundeslandes 
eingebrannt hat. Es ist ein Vorfall, der sich nicht für 
das politische Klein-Klein eignet, in welchem wir 
uns hier durchaus auch einmal verlieren, sondern 
ein Vorfall, der ein klares und deutliches Signal 
dieses Parlaments verlangt, meine Damen und 
Herren. 

Wir gedenken der Opfer dieses 54-stündigen Mar-
tyriums und kennen dabei sehr wohl die Verant-
wortung unseres Landes. Ebenso hilflos, wie das 
Agieren bremischer Behörden während der Geisel-
nahme war, genauso hilflos erscheint heute auch 
der damalige Umgang mit den Opfern und deren 
Angehörigen; ein Vorwurf, der sich übrigens bis 
heute durch die bundespolitische Landschaft zieht, 
wenn es um den Umgang mit Menschen nach At-
tentaten oder Geiselnahmen geht, zuletzt beim At-
tentat auf dem Breitscheidplatz. 

Die aktuell erarbeiteten Lösungen und Vorgehens-
weisen sollen auch in Bremen, wenn nicht schon 
erfolgt, umgesetzt werden. Der Kollege Eckhoff hat 
darauf hingewiesen, dass die Fixierung auf die Tä-
ter bei eben diesen Ereignissen sehr stark ist, wir 
aber immer wieder vergessen, dass es auch Men-
schen gibt, denen unfassbares Leid zugefügt 
wurde, die Opfer waren und Hilfe suchen. Das 
muss gar nicht in einem großen finanziellen Aus-
maß sein, sondern es geht darum, Ansprechperso-
nen zu haben und Fragen beantwortet zu bekom-
men, und auch da, meine Damen und Herren, gibt 
es bei uns sehr viel Nachholbedarf. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Wenn Sie den Bericht und die Berichterstattung 
von Kurt Beck und seine Ergebnisse und Erlebnisse 
rund um das Attentat auf dem Breitscheidplatz le-
sen, dann stellen Sie auch fest, wie erschüttert er 
selbst als derjenige war, der mit den Opfern direkt 
Kontakt gesucht hat, der auf Menschen getroffen 
ist, die versucht haben, ihr Leid zu teilen und Ant-
worten auf ihre Fragen zu bekommen. Auch heute 
ist Deutschland da leider noch nicht so weit, wie es 
sein sollte. 

Das Gladbecker Geiseldrama ist Bestandteil der 
Geschichte Bremens. Das wird es auch immer blei-
ben, und dies durch einen entsprechenden Ge-
denkort zu dokumentieren und an die Opfer zu er-
innern, ist aus unserer Sicht richtig. Dies mit den 
Angehörigen und den Opfern abzustimmen und 
auch den Beirat Neustadt einzubinden, sollte 
selbstverständlich sein. 

Wir werden damit das unfassbare Leid nicht wieder 
gutmachen können, und wir werden niemanden in 
die Lage versetzen können, die Erinnerung an ge-
liebte Menschen zu vergessen. Wenn man sich an-
schaut, welche Dramatik es damals war, dass man 
am Fernseher live verfolgen konnte, wie eigene 
Angehörige mit einer Waffe am Kopf bedroht wur-
den und wenn man mitbekommen hat, dass der 
Staat hilflos danebenstand und das Ganze auch 
noch von einer aufgebrachten Meute von Journa-
listen begleitet wurde, dann weiß man, dass wir 
alle die Verpflichtung haben, dass dies nie wieder 
passieren darf. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich sagen, eine Frage in der Diskus-
sion ist berechtigt: Warum erst jetzt? Hätte man in 
Bremen nicht spätestens nach der politischen Auf-
arbeitung durch den damaligen Untersuchungs-
ausschuss handeln müssen? Die Antwort hierzu ist 
aus meiner Sicht ein schlichtes Ja. Das soll uns aber 
heute nicht davon abhalten, Farbe zu bekennen 
und die Fehler der Vergangenheit zu benennen 
und zu verändern. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Tschöpe. 

Abgeordneter Tschöpe (SPD)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Lassen Sie mich damit 
beginnen, Herr Eckhoff, ich danke Ihnen, dass Sie 
diesen Antrag initiiert haben und eingebracht ha-
ben. Ich danke Ihnen deshalb, weil er eine Lücke 
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schließt. Sie sagen, Sie haben sich gefragt, warum 
wir nichts gemacht haben. Ich habe mich das, als 
Sie die Idee vorbrachten, eigentlich auch gefragt. 
Es hat mich zurückgeführt in meine Zivildienstzeit, 
in der ich mit einer gewissen Fassungslosigkeit auf 
der Rettungswache am Lehesterdeich gesessen 
habe. Parallel habe ich Polizeifunk und den Funk 
der Feuerwehr gehört und, sozusagen jenseits der 
Fernsehbilder, bin ich live informiert worden. Mit 
einer Fassungslosigkeit habe ich dieses Drama, das 
sich aufbaute und abspielte miterlebt. Ich habe 
mich sehr dahin zurückversetzt gefühlt. 

Ich glaube, es ist richtig, diesen Antrag jetzt zu stel-
len, und die Frage, warum man es nicht gemacht 
früher hat, vielleicht einfach stehen zu lassen. Es 
gibt wahrscheinlich keine Antwort darauf, denn 
alle haben in der Zeit mit Ausnahme der LINKEN 
irgendwann einmal regiert, alle haben im Parla-
ment gesessen. Es ist gut, dass Sie jetzt die Initia-
tive ergriffen haben. 

Es ist viel dazu gesagt worden. Ich möchte nach 
vorn gerichtet noch einmal eine Sache in den Fokus 
stellen. Ja, es hat einen parlamentarischen Unter-
suchungsausschuss gegeben, der zu einer grund-
sätzlichen Neustrukturierung der Polizeiarbeit bei 
Großschadensereignissen geführt hat. Ja, es hat 
eine Überarbeitung des Pressekodex gegeben. Das 
hat dazu geführt, dass zumindest die seriösen Me-
dien gesagt haben: Wir werden uns an der Insze-
nierung solcher Dinge nicht wieder beteiligen. Ja, 
es hat Versuche des Senats gegeben, relativ hilflos, 
mit den Opfern umzugehen. 

Wenn man dann über dieses Bemühen der damali-
gen Sozialsenatorin liest, die Opfer zu einem ad-
ventlichen Kaffeetrinken einzuladen, dann steht 
man jetzt mit der retrograden Besserwisserei davor 
und sagt: Wie unsensibel ist das! Ich glaube aber, 
dass das der ernst gemeinte Versuch war, zumin-
dest irgendetwas zu tun. Ich glaube, der Breit-
scheidplatz und der Bericht von Kurt Beck sagen, 
dass diese dreißig Jahre in Bremen, nicht nur in 
Bremen, an der entscheidenden Stelle keinen Fort-
schritt gebracht haben. 

Der entscheidende Fortschritt ist, dass nach einer 
akuten Einsatzlage Menschen, die Opfer geworden 
sind, einen zentralen Ansprechpartner haben müs-
sen für all die Fragestellungen und wir eben nicht 
sagen müssen: Suchen Sie sich einen Anwalt oder 
wir haben das Formblatt 2703, da bekommen Sie 
eine Entschädigung nach dem Opferentschädi-
gungsgesetz, ja, wir haben einen total tollen sozial-
psychiatrischen Notdienst und ja, wir haben auch 

einen Härtefonds, aus dem bezahlt werden kann. 
Sondern dass es in Zukunft in Bremen so ist – die 
Bundesregierung hat ja so etwas schon eingerichtet 
– dass wir einen zentralen Opferbeauftragten ha-
ben, der in der Hierarchie auch oben angesiedelt 
ist, bei dem sich Opfer und ihre Angehörigen mel-
den können und einfach sagen können: Ich weiß 
nicht mehr weiter, ich will mich auch nicht nur ju-
ristisch informieren. Ich will, dass der Staat, der 
mich nicht schützen konnte, mir zumindest hilft. 

Ich glaube, das ist die Sache, und dann werden wir 
alle die Versäumnisse, die wir vielleicht dadurch, 
dass wir es nicht thematisiert haben, begangen ha-
ben, ein Stück weit aufarbeiten können, dass wir 
all unsere Konzentration jetzt darauf richten, dass 
es diesen Opferbeauftragten in Zukunft geben 
wird, damit es in Bremen – sollte ein solches Ereig-
nis noch einmal vorkommen –nicht wieder so ist, 
dass Leute zu einem adventlichen Kaffeetrinken 
eingeladen werden, sondern dass ihnen wirklich 
geholfen wird. – Ich danke Ihnen! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Vogt. 

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, lieber Herr Eck-
hoff! Ich habe mich eben gefragt: Warum gehen wir 
eigentlich nach Ihrem Redebeitrag noch einmal 
hinein. Sie haben eigentlich für das Parlament und 
für uns alle sehr, sehr gut gesprochen. Ich möchte 
mich auch ganz herzlich bei Ihnen für die Initiative 
bedanken. Ich finde, das zeigt übrigens auch, dass 
wir hier in Bremen an sachorientierten Lösungen 
auch parteiübergreifend arbeiten können, und ich 
finde, da können sich andere Landesparlamente 
ruhig einmal eine Scheibe abschneiden. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Ich möchte trotzdem noch zwei, drei Dinge zur Sa-
che sagen, weil es, glaube ich, insbesondere den 
Jüngeren von uns, auch hier im Parlament, gar 
nicht so bewusst ist. Ich habe damals in Richtung 
Oyten einen Job gehabt, bin über die Autobahn-
brücke gefahren und habe die ganzen Polizei-Blau-
lichter gesehen und habe natürlich wie jeder an-
dere auch sofort Radio und Fernsehen angeschal-
tet, als ich zu Hause war. Ich habe die Bilder aus 
Huckelriede gesehen, habe den 14-jährigen Ema-
nuele de Giorgi gesehen. Als ich dann zwei Stun-
den später erfahren habe, dass er erschossen wor-
den ist, ist mir das, ich glaube, wie den meisten sehr 
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nahe gegangen. Es gab, neben dem 14-jährigen 
Emanuele di Giorgi, noch die 18-jährige Silke Bi-
schoff, die erschossen worden ist. Man darf auch 
nicht vergessen, dass der Bremer Polizist Ingo Ha-
gen auf dem Weg zum Einsatz bei einem Verkehrs-
unfall gestorben ist. Es ist mehr als überfällig, dass 
wir hier heute dieser Todesopfer gedenken und 
den Angehörigen fraktionsübergreifend unser Mit-
gefühl ausdrücken. 

(Beifall) 

Die dramatische Geiselnahme, die immer als Glad-
becker Geiselnahme bezeichnet wird, aber eigent-
lich spätestens seit dem Abend die Geiselnahme 
aus Huckelriede hätte heißen müssen. Die Flucht 
durch die halbe Republik war damals ein handfes-
ter Polizeiskandal. Ich möchte das jetzt noch ein 
bisschen erzählen. Auch ich habe junge Leute in 
der Fraktion, die damals noch nicht geboren waren. 
In Huckelriede gelang es den Geiselnehmern, ei-
nen Bus zu entführen, in dem 32 Menschen saßen. 
Die Entführer waren schon eine Stunde lang in Hu-
ckelriede, und die mobilen Einsatzkommandos der 
Bremer Polizei, aber auch aus Köln, haben die Lage 
beobachtet. Die Presse war da, und nach dieser 
Stunde gingen die Täter mit ihren zwei Geiseln aus 
der Bank zu dem Bus und kaperten ihn mitsamt al-
len Fahrgästen. 

Der Busbahnhof war nicht abgesperrt, der war 
ganz normal in Betrieb. Das ist unfassbar, wenn 
man sich das retrospektiv anschaut. Unter den Au-
gen der Polizeispezialkräfte ist der entführt wor-
den, und die beiden späteren Todesopfer aus Bre-
men wollten einfach nur ganz normal mit dem Bus 
fahren, nichts anderes. In Huckelriede gab es an-
schließend eine große Gruppe von Schaulustigen, 
und die Entführer gaben bereitwillig Interviews, 
auch Geiseln wurden interviewt, und zwar perfider 
Weise, während sie Pistolen am Kopf hatten. Ein 
Journalist hat damals als sogenannte Kontaktper-
son zwischen Polizei und Entführern fungiert. Die 
Schaulustigen und der Presserummel haben den 
ohnehin schon chaotischen und dilettantischen Po-
lizeieinsatz zusätzlich erschwert. 

Der Rest ist auch bekannt. An der Raststätte Grund-
bergsee nahm die Polizei eine Entführerin zuerst 
fest, hat sie wieder frei gelassen, weil die Entführer 
mit der Erschießung von Geiseln drohten. Die poli-
zeiliche Einsatzleitung war zu diesem Zeitpunkt 
schlichtweg katastrophal. Die politische Aufarbei-
tung in Bremen spiegelt die damaligen Haltungs-
probleme von Innenressort und Polizeiführung wi-
der. Der Untersuchungsausschuss der Bremischen 

Bürgerschaft stellte fest, dass noch nicht einmal ein 
Einsatzprotokoll des Lagezentrums existiert hat, 
dass das Einsatzprotokoll des MEK, des mobilen 
Einsatzkommandos, vernichtet worden ist. Und der 
Senat gab für die angehörten Polizisten nur stark 
eingeschränkte Ausnahmegenehmigungen und 
verweigerte Vernehmungen in öffentlicher Sit-
zung. 

Das Mitglied der Grünen im Untersuchungsaus-
schuss, Martin Thomas, hatte den Eindruck, in den 
Zeugenvernehmungen stumpf belogen worden zu 
sein. Die verantwortlichen Polizeiführer ließen tat-
sächlich auch in dieser parlamentarischen Aufar-
beitung Selbstkritik vermissen und waren zu einer 
Reflexion ihrer eigenen Verantwortlichkeit offen-
sichtlich nicht willens oder in der Lage. Ich will es 
ganz deutlich sagen, diese Mentalität sehe ich 
heute aktuell bei der Bremer Polizei nicht mehr. 
Das waren Zeiten, die wir zum Glück überwunden 
haben. 

(Beifall) 

Die Geiselnahme von Gladbeck beziehungsweise 
Huckelriede war auch ein Medienskandal, das ist 
auch schon angeklungen, der wesentliche Grund-
prinzipien einer ethisch vertretbaren Berichterstat-
tung tatsächlich verletzt hat. Aus meiner Sicht ist 
das jenseits von allem, wenn man eine Person in-
terviewt, der eine Pistole an die Schläfe gedrückt 
wird, und auch die Interviews mit den Entführern 
fand ich relativ menschenverachtend. Die Presse-
berichterstattung ist zu Recht frei und grundgesetz-
lich abgesichert, aber ich finde, auch Journalistin-
nen und Journalisten haben eine gesellschaftliche 
Verantwortung. Das galt damals, und das gilt aller-
dings auch heute. Die Selbstverpflichtung, die Me-
dien daraus geschlossen haben, zeigt ja auch, dass 
sie sich im Nachhinein doch bewusst geworden 
sind, welche unrühmliche Rolle sie in der ganzen 
Sache gespielt haben. 

Der dritte Skandal betrifft den Umgang mit den 
Hinterbliebenen. Dazu haben meine Vorredner 
schon viel gesagt. Es gab keine gezielte Unterstüt-
zung, und es besteht tatsächlich heute auch noch 
Handlungsbedarf. Es ist tatsächlich so, auch ich 
habe mich gefragt, es ist mir erst durch diesen An-
trag von Ihnen bewusst geworden, es gibt über-
haupt gar keinen Gedenkort, und ich finde diesen 
Antrag absolut richtig. Ich denke, ein Teil dieser 
Anerkennung für das Leid der Angehörigen und 
Hinterbliebenen kann in dem Gedenkort am Bahn-
hof Huckelriede entstehen, der zusammen mit dem 
Beirat, aber auch mit den Angehörigen entwickelt 
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werden sollte. Deswegen halten wir den Antrag für 
eine gute Idee und haben ihn auch mit eingebracht. 
– Ich danke Ihnen! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Remkes. 

Abgeordneter Remkes (BIW): Sehr geehrter Herr 
Präsident, sehr geehrte Kollegen, sehr geehrte Be-
sucher! Die Gruppe Bürger in Wut begrüßt den 
Entschließungsantrag der Fraktionen zum Gladbe-
cker Geiseldrama von 1988. Es zeugt von hohem 
politischem Verantwortungsbewusstsein, dass die 
schrecklichen Geschehnisse in Bremen auch nach 
30 Jahren nicht vergessen sind, sondern heute er-
neut auf der Tagesordnung der Bürgerschaft ste-
hen. Das ist auch angemessen, schließlich hat der 
parlamentarische Untersuchungsausschuss des 
Landtags bereits in seinem Bericht vom Oktober 
1989 schwere Fehler der Bremer Polizei und der zu-
ständigen Einsatzleitung festgestellt. Wären diese 
Fehler damals nicht gemacht worden, würden die 
drei Opfer, die das Geiseldrama gefordert hat, 
heute vielleicht noch leben. 

Es war aber nicht nur menschliches Versagen, das 
zur Katastrophe führte, sondern auch eine lücken-
hafte Rechtslage. Sie hat es den Einsatzkräften der 
Polizei seinerzeit verwehrt, die Täter in Bremen 
auszuschalten und so die Fahrgäste des gekaperten 
Linienbusses unversehrt aus der Hand der Gangs-
ter zu befreien. Hätte es die Möglichkeit des fina-
len Rettungsschusses, der im Jahr 2001 in das Bre-
mische Polizeigesetz aufgenommen wurde, schon 
im Jahr 1988 gegeben, wäre der Verlauf der Ereig-
nisse möglicherweise anders gewesen, und es hät-
ten am Ende keine Unschuldigen sterben müssen. 
Dem war leider nicht so. Auch deshalb haben wir 
heute der Opfer und ihrer Angehörigen zu geden-
ken. 

Zu Recht wird im fraktionsübergreifenden Antrag 
darauf hingewiesen, dass nicht nur während der 
Geiselnahme, sondern auch danach gravierende 
Fehler begangen wurden, nämlich im Umgang mit 
den überlebenden Opfern und den Angehörigen 
der Getöteten. Einige der Betroffenen leiden bis 
heute, also 30 Jahre später, unter ihren traumati-
schen Erlebnissen. Wie schrecklich! Das ist eine be-
klemmende Erkenntnis, aber zumindest haben die 
Fehler von 1988 dazu beigetragen, die Sensibilität 
von Politik und Öffentlichkeit für die Bedürfnisse 

von Kriminalitätsopfern zu schärfen und die bis da-
hin zu rudimentär vorhandenen Strukturen für den 
Opferschutz weiter zu entwickeln. 

Auf diesem Gebiet konnten seitdem wichtige Fort-
schritte erreicht werden, aber es gibt noch viel zu 
tun, das hat unter anderem der Terroranschlag auf 
dem Berliner Weihnachtsmarkt am Breit-
scheidplatz im Dezember 2016 deutlich gemacht. 
Auch nach diesem Verbrechen fühlten sich viele 
Geschädigte und Angehörige von Opfern von den 
Behörden und der Politik einfach alleingelassen. 
Die Betroffenen warfen den Verantwortlichen Un-
tätigkeit und Versagen vor. 

Es ist deshalb ein wichtiges Signal, dass sich die 
Antragsteller die Forderungen des Opferbeauftrag-
ten des Bundes für die Opfer und Hinterbliebenen 
des Terroranschlags auf dem Breitscheidplatz zu 
eigen machen und die Notwendigkeit zentraler 
Opferschutzstrukturen betonen, die es mit der psy-
chosozialen Notfallversorgung auf Länderebene zu 
verknüpfen gilt. Sehr zu begrüßen ist im vorliegen-
den Antrag die vorgesehene Schaffung eines Erin-
nerungsortes im Bereich des Busbahnhofs Huckel-
riede, um der Opfer des Geiseldramas angemessen 
zu gedenken. In Huckelriede brachten die Gangs-
ter am 17. August 1988 gegen 19.00 Uhr einen Bus 
der Bremer Straßenbahn AG mit 32 Fahrgästen in 
ihre Gewalt, von denen zwei – der 14-jährige Itali-
ener Emanuele de Giorgi und die 18-jährige Silke 
Bischoff – später sterben mussten. 

Vor dem Hintergrund der historischen Ereignisse 
ist der Ort einer Gedenkstätte richtig gewählt. Man 
muss allerdings die kritische Frage stellen, warum 
eigentlich erst jetzt, 30 Jahre nach dem Verbre-
chen, ein Erinnerungsort für die Opfer in Bremen 
eingerichtet werden soll, wie auch die Vorredner 
schon gesagt hatten. Das hätte aus unserer Sicht 
schon viel früher geschehen müssen. In diesem 
Versäumnis manifestiert sich wohl auch die Scham, 
die Bremens Politiker über das damalige Versagen 
der Verantwortlichen in der Geiselaffäre bis heute 
empfinden. Es erscheint uns angemessen zu sein, 
wenn der Senat den im August bevorstehenden 30. 
Jahrestag zum Anlasse nähme, den Überlebenden 
und Hinterbliebenen des Verbrechens nicht nur 
seine Anteilnahme zu bekunden, sondern sich bei 
den Betroffenen dort öffentlich zu entschuldigen. 

Abschließend noch ein Appell in eigener Sache: 
Die Gruppe Bürger in Wut hätte es begrüßt, wenn 
sie an der Initiierung des fraktionsübergreifenden 
Antrags zum Gedenken an die Opfer und Angehö-



5116 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 19. Wahlperiode – 63. Sitzung am 30.05.2018 

rigen des Gladbecker Geiseldramas beteiligt wor-
den wäre. Anlässe wie diese erfordern eine starke 
politische Botschaft des Parlaments unter Mitwir-
kung möglichst aller demokratischen Volksvertre-
ter, um in der Öffentlichkeit ein Höchstmaß an 
Glaubwürdigkeit zu entfalten. Parteitaktische Er-
wägungen sollten in solchen Fällen künftig, der 
übertragenen Bedeutung der Sache wegen, hintan-
gestellt werden. – Ich danke für die Aufmerksam-
keit! 

(Beifall BIW) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Prof. Dr. Hilz. 

Abgeordneter Prof. Dr. Hilz (FDP): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Viele 
Punkte wurden zu Recht bereits in der Debatte er-
wähnt, und wir möchten uns den Punkten anschlie-
ßen, insbesondere den Ausführungen von Jens 
Eckhoff, die aus unserer Sicht sehr treffend und 
auch in der Wortwahl sehr angemessen vorgetra-
gen wurden. 

Auch aus unserer Sicht ist dieses schreckliche Er-
eignis eine Zäsur in der Geschichte des Bundeslan-
des. Über dreißig Geiseln wurden genommen, drei 
Menschenleben hat dieses Verbrechen gefordert, 
viele Betroffene wurden nachhaltig traumatisiert, 
viele indirekt Betroffene, Mitschüler, Nachbarn, 
Freunde, Sportkameraden wurden zum Teil scho-
ckiert, tief getroffen von den Ereignissen. Deswe-
gen ist es richtig, dass wir als Bürgerschaft den Op-
fern und Angehörigen und Hinterbliebenen unser 
Andenken aussprechen und ihrer gedenken. 

Über die Rolle der damaligen Medien ist in dem 
Zusammenhang auch schon viel gesprochen wor-
den. Heute wäre so ein Verhalten zum Glück nicht 
mehr vorstellbar. Die Ereignisse hatten starken 
Einfluss auf den heutigen Pressekodex. Daneben 
gab es auch schweres Versagen im Einsatz der Po-
lizei. Der damalige Bremer Untersuchungsaus-
schuss hat eine ganze Reihe von Fehlern ermittelt, 
und diese haben genauso wesentlich, wie das Fehl-
verhalten der Medien, zu dieser Eskalation beige-
tragen. Die Polizei hat in Bremen, aber auch im 
Bundesgebiet insgesamt aus diesem Fall gelernt. 
Der finale Rettungsschuss ist als Instrument in das 
Bremische Polizeigesetz aufgenommen worden. 
Ein wichtiger Aspekt des Antrags ist ebenfalls die 
Hilfe für Betroffene. Der Antrag zeigt das staatliche 
Versagen deutlich auf. Hilfen wurden fast wahllos 
gewährt und Spendengelder willkürlich verteilt. 

Viel schlimmer, die Angehörigen haben im Hin-
blick auf eine Nachbetreuung kaum eine Unter-
stützung erfahren und sind mit ihren Problemen 
vom Staat allein gelassen worden. Das hat sich si-
cherlich in den vergangenen Jahren verbessert, 
aber dennoch ist das auch heute noch Thema. Wir 
Freien Demokraten begrüßen deswegen auch die 
Vorschläge des Beauftragten der Bundesregierung 
für die Opfer und Hinterbliebenen des Terroran-
schlags auf dem Breitscheidplatz ausdrücklich. Es 
ist gut und richtig, dass wir die Empfehlungen mit 
den bremischen Gegebenheiten abgleichen und 
entsprechende Angleichungen vornehmen. 

(Beifall FDP) 

Einen Erinnerungsort für die Opfer des Gladbecker 
Geiseldramas in der Neustadt halten auch wir für 
angemessen, und für uns ist auch völlig klar, dass 
ein solcher Ort mit den Angehörigen und den Hin-
terbliebenen gemeinsam entwickelt werden sollte. 
Deswegen begrüßen wir die Klarstellung hier. Ins-
gesamt werden wir deswegen selbstverständlich 
diesem Antrag zustimmen. – Vielen Dank! 

(Beifall FDP) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
Bürgermeister Dr. Sieling. 

Bürgermeister Dr. Sieling: Herr Präsident, ver-
ehrte Abgeordnete! Ich will mich sehr herzlich be-
danken für diese sehr ernsthafte Debatte und für 
die Art, wie auch die Rednerinnen und Redner der 
einzelnen Fraktionen ihre Sicht hier zum Ausdruck 
gebracht haben. Das war sehr würdig und wichtig 
für die Behandlung dieses wichtigen und ein-
schneidenden Ereignisses. 

Es handelt sich in der Tat um eines der drama-
tischsten Verbrechen der deutschen Nachkriegs-
geschichte. Die Leiden sind hier angesprochen 
worden, das, was damals ausgelöst wurde bei den 
Menschen, die betroffen waren, die in diesem Bus 
waren, hat schreckliche Spuren hinterlassen. Es 
sind ja neben den schrecklichen Leiden, die man in 
einer solchen Situation erfährt, eben dazu diese 
Verstärkungen, erfolgt durch die Grenzüberschrei-
tungen, die medialen Grenzüberschreitungen, ge-
radezu Tabubrüche, durch das Versagen der Poli-
zei, durch das Versagen vieler öffentlicher Einrich-
tungen, die dann in der Tat – das wissen wir nicht 
nur heute, nach dreißig Jahren, sondern schon vor-
her – nicht angemessen reagiert haben. 
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Ich glaube, es wird vor dem Hintergrund sehr klar, 
dass für die Menschen, die damals betroffen waren, 
dies etwas ist, was sie nie vergessen werden, was 
die Angehörigen nie vergessen werden, auch nach 
dreißig Jahren nicht vergessen werden. Es ist umso 
wichtiger, dass hier in der Bürgerschaft, aber auch 
in der bremischen Gesellschaft, dieses nicht ver-
gessen, festgehalten wird und die Anteilnahme 
deutlich wird. Ich möchte hier sehr deutlich im Na-
men des Senats meiner Anteilnahme Ausdruck ver-
leihen. 

Wir können dadurch die Toten nicht wieder leben-
dig machen, wir können auch den Schmerz nicht 
wirklich lindern, aber wir, und das ist damals be-
gonnen worden, müssen uns weiter den Fehlern 
widmen, die gemacht worden sind, und die Aufbe-
reitung und Aufarbeitung dieser Fehler vorneh-
men. Ich glaube, man kann und muss, und das ha-
ben verschiedene Rednerinnen und Redner hier 
gemacht, und ich will mich im Namen des Senats 
dem ausdrücklich anschließen, wir entschuldigen 
uns bei den Opfern für diese Fehler, die gemacht 
worden sind. 

(Beifall) 

Heute sagt man sicher, man würde anders mit der 
Situation umgehen. Wir haben daraus gelernt. Als 
ich mir angeschaut habe, welche Konsequenzen 
gezogen worden sind und wie damit umgegangen 
worden ist, zeigt das auch, wie viel Veränderungs-
bedarf notwendig war. Aber man muss davor sa-
gen, dass auf der Grundlage der damaligen übli-
chen Praxis es ein paar bescheidene Opferentschä-
digungen gegeben hat. Die Familie di Giorgi, die 
Familien Bischoff und Hagen, also überall dort, wo 
es zu Todesopfern gekommen ist, haben finanzielle 
Entschädigungen erhalten, auch Frau Voitle und 
der Busfahrer in kleinem Maße. Man hat vor dem 
Hintergrund der damaligen Situation reagiert, na-
türlich die Kosten ärztlicher Behandlungen über-
nommen. Das war, glaube ich, ein Versuch, ich 
würde auch sagen, ernst gemeinter Versuch. Ich 
mag jedenfalls heute nach dreißig Jahren auch das 
niemandem absprechen. 

Es war der Versuch, der auch stattgefunden hat so 
wenige Monate nach diesem schrecklichen Ereig-
nis. Und es war ja eine Situation, das wissen wir, 
glaube ich, alle und empfinden wir alle noch, die 
wir das erlebt haben, in der es auch eine gewisse 
Starre gegeben hat, ein Erstarren vor dem Hinter-
grund dieser schlimmen Ereignisse. So verstehe ich 
auch diesen Versuch der damaligen Sozialsenato-
rin Vera Rüdiger für einen Empfang der Opfer und 

Hinterbliebenen im Kaminsaal am 17. Dezember 
1988. Also wenige Monate danach haben zwölf 
Personen teilgenommen. Ich mag auch hier nicht 
beurteilen, ob das jetzt etwas war, wo man in einer 
anderen Art und Weise eine größere Beteiligung 
und eine größere Nähe hätte erreichen können. Ich 
denke, man muss einbeziehen, dass viele dieser 
Familien der Opfer auch einen Abstand wollten, so 
kurz danach, und vielleicht nicht die Bereitschaft 
hatten, sich damit weiter auseinanderzusetzen. Das 
müssen wir heute alles so zur Kenntnis nehmen. Es 
macht in der Tat betroffen, wenn man sich an-
schaut, was hinterher in Folge auch des Untersu-
chungsausschusses bei Polizei und Medien alles 
verändert wurde und werden musste. 

Warum haben erst dann Schulungen für Beamtin-
nen und Beamte in Kommunikation und dem Um-
gang mit Opfern stattgefunden? Warum wurden 
erst dann, fragt man sich doch heute, bundesein-
heitliche Standards und Leitlinien der psychosozia-
len Notfallversorgung entwickelt? Warum gab es 
erst dann Richtlinien im Pressekodex, die Inter-
views eben nicht mehr möglich machen sollen, in 
denen sich die Täter zu einem Werkzeug machen 
lassen? Das ist alles etwas, was heute, in der heuti-
gen Sicht erschreckt und uns in der Tat mahnt, wei-
ter aufmerksam an diese Dinge heranzugehen. Ich 
begrüße im Namen des Senats ganz ausdrücklich 
diese Initiative und diesen breit getragenen Antrag 
hier im Hause. Der Senat wird außerordentlich sen-
sibel und vorsichtig mit den Dingen umgehen, weil 
wir auch heute, glaube ich, und davon bin ich fest 
überzeugt, noch sehr vorsichtig eingehen müssen 
auf das, was die Menschen erlebt haben. 

Wir werden das insbesondere auch versuchen im 
Kontakt und natürlich in enger Abstimmung mit 
den Betroffenen, was die Frage des Gedenkorts be-
trifft, auch mit dem Beirat. 

Aber lassen Sie mich zu den Betroffenen sagen, 
dass Senator Mäurer jetzt über das Filmteam, über 
die Dokumentation, die von dem Filmteam erstellt 
wurde, versucht hat, Kontakt aufzunehmen zu den 
Opfern und Angehörigen, die sich für diesen Film 
bereitgestellt haben, um einmal in Ruhe und in ei-
nem auch sehr geschützten Raum darüber reden zu 
können. Ende Juni wird der Senator Mäurer sich 
mit dem Polizeipräsidenten mit mehreren Opfern 
und Angehörigen treffen, um dieses in aller Vor-
sicht, durch Zuhören und Anerkennung auch des 
Leids, aufzuarbeiten und zu schauen, wie aus Sicht 
der Betroffenen heute damit umzugehen ist. Dem, 
was Sie hier vorgeschlagen haben, werden wir uns 
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ernsthaft widmen und es sehr zielgerichtet aufbe-
reiten. 

Dazu gehört auch, dass wir in Bremen sehen müs-
sen, wie wir die Vorschläge, die Kurt Beck gemacht 
hat, die Entwicklungen, die wir in vielen anderen 
Bundesländern sehen, wie wir die aufnehmen, wie 
wir umgehen mit der richtigen Überlegung, den 
Opferschutz nicht nur zu stärken, sondern auch da-
für zu sorgen, dass es eine Verantwortlichkeit gibt. 

In einigen Ländern gibt es jetzt Opferschutzbeauf-
tragte, aber in sehr unterschiedlicher Art und 
Weise. Sie haben vor allem die Aufgabe, die emo-
tionale Unterstützung für die Betroffenen zu si-
chern, auch praktische Unterstützung zu leisten in 
solch schrecklichen Situationen, Lotsendienste in 
dieser Weise wahrzunehmen und auch, und das ist 
ja auch eine Ihrer Anregungen in dem Antrag, sol-
che Gedenkveranstaltungen mit aller gebotenen 
Sensibilität vorzubereiten. Wir werden uns sehr 
sorgsam ansehen, auch unter dem Kriterium, wie 
eine Wirksamkeit erzielt werden kann, in welcher 
Weise wir in Bremen eine solche Opferschutzstruk-
tur verstärken und angemessen ausrichten. 

Das ist, glaube ich, eine wichtige Konsequenz auch 
heute, dreißig Jahre danach, und die Frage, die der 
Abgeordnete Eckhoff hier zu Anfang aufgeworfen 
hat, warum eigentlich nicht nach zehn Jahren, 
nach zwanzig Jahren, sondern erst jetzt nach drei-
ßig Jahren, erinnert uns natürlich daran. Aber ich 
bin sehr froh, dass Sie diese Initiative hier ergriffen 
haben und wir uns diesem jetzt widmen in sehr an-
gemessener Art und Weise. – Herzlichen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, FDP) 

Präsident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Entschließungsantrag der Fraktionen der 
CDU, der SPD, Bündnis 90/Die Grünen und DIE 
LINKE mit der Drucksachen- Nummer 19/1673 
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich um 
das Handzeichen! 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) stimmt 
dem Entschließungsantrag einstimmig zu. 

(Beifall) 

Kontinuität der musischen Ausbildung in den 
Bremer Schulen ermöglichen  
Antrag der Fraktion der CDU  
vom 9. Februar 2016  
(Drucksache 19/266)  

Wir verbinden hiermit: 

Kontinuität der musischen Ausbildung in den 
Bremer Schulen ermöglichen  
Bericht der staatlichen Deputation für Kinder und 
Bildung  
vom 29. November 2017  
(Drucksache 19/1421)  

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Pietr-
zok. 

Die gemeinsame Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Herr Rohmeyer. 

Abgeordneter Rohmeyer (CDU)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Es war einmal! Es war 
einmal eine Gruppe von engagierten Bremerinnen 
und Bremern, die im Jahr 2008 den Verein Bremer 
Notenschlüssel gegründet hat. Das ist ein Verein, 
der sich um die Frühförderung von Kindern in der 
Musik kümmert, sie mit Instrumenten ausstattet 
und Mittel auftreibt sowie Unterrichtungen ge-
währleistet, die im Stadtteil Osterholz an der 
Grundschule Andernacher Straße begonnen wur-
den. Es hätte ein so schönes Märchen sein können, 
wenn nicht die Bremer Bildungspolitik und Prota-
gonisten, zu denen ich gleich noch komme, dieses 
Märchen nicht gut hätten enden lassen können, 
und der traurige Endpunkt ist der Bericht, der spä-
ter hier noch zur Abstimmung steht. 

(Beifall CDU, BIW) 

Im Jahr 2008 wurde begonnen, und wie es in der 
Grundschule so ist, die Kinder werden älter, und 
das Ende der Grundschulzeit steht an. Wie es die 
glückliche Fügung so will, befindet sich gar nicht 
weit von der Andernacher Straße kein Hexenhäus-
chen, sondern die Gesamtschule Ost, und die Ge-
samtschule Ost ist ja mittlerweile dank eines wei-
sen Beschlusses der damaligen Großen Koalition 
Heimstatt der Deutschen Kammerphilharmonie. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/266
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1421
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Sehr viele der Damen und Herren hier auf der Se-
natsbank freuen sich auch darüber und drängen 
sich auf jedes Pressefoto, das sich ihnen dort bietet, 
denn dort wird die musikalische Förderung von äl-
teren Kindern und Jugendlichen in Zusammenar-
beit mit Profimusikern exzellent fortgesetzt. Das ist 
eine wahre Erfolgsgeschichte, die dort an der GSO 
passiert. 

(Beifall CDU) 

Jetzt wäre es wunderbar gewesen, wenn diese bei-
den Erfolgsgeschichten – die Arbeit des Vereins 
Bremer Notenschlüssel an der Andernacher Straße 
und die Arbeit der Deutschen Kammerphilharmo-
nie an der Gesamtschule Ost – hätten zusammen-
geführt werden können. Ja, es ist der Konjunktiv! 
Es hat Gespräche gegeben. Der damalige Schullei-
ter der Gesamtschule Ost – der von mir wirklich 
hoch geschätzte Franz Jentschke, inzwischen Mit-
glied der Bildungsdeputation für die SPD – war und 
ist Feuer und Flamme dafür, dass die Schüler der 
Andernacher Straße, die in dieser Musikförderung 
waren, ein Anwahlrecht für die Gesamtschule Ost 
insofern haben, als sie aufgrund ihrer dort erfolgten 
musikalischen Förderung dort einen Platz bekom-
men können, wenn sie ihn wollen. 

Es ist ja überhaupt kein Ding der Unmöglichkeit. 
Wir haben ja so etwas in Bremen, denn an der 
Oberschule Ronzelenstraße, einer Schule, die von 
der Bildungsbehörde zur Schule mit besonderem 
sportlichen Profil ernannt wurde, gibt es das. Schü-
lerinnen und Schüler, die im sportlichen Bereich in 
der Grundschule gefördert wurden, können mit 
diesem Zusatz die Oberschule Ronzelenstraße an-
wählen und werden bevorzugt aufgenommen. 
Auch da gibt es Kriterien, und es hat viele Gesprä-
che gegeben. 

Die Staatsrätin für Kultur, Carmen Emigholz, hat 
mit warmen Worten, wie man es von ihr kennt, den 
Vertretern der Schule und dem Verein Bremer No-
tenschlüssel ihre Unterstützung zugesagt. Der Se-
nator für Kultur und Bürgermeister der Freien Han-
sestadt Bremen, Jens Böhrnsen, hatte dieses Pro-
jekt zu seinem Projekt gemacht, das er persönlich 
unterstützt. Dem damaligen Staatsrat für Bildung – 
mittlerweile ist er Staatsrat für Wissenschaft und 
Gesundheit –, Herrn Kück, ist dieser Sachverhalt 
sehr bekannt, denn wir haben im Jahr 2014 Ge-
spräche geführt und in den Gesprächen, die es 
dann noch in der damaligen Legislaturperiode ge-
geben hat, darauf vertraut, dass wir der mündli-
chen Zusage, ja, wir erreichen etwas, glauben kön-
nen. 

Wir haben dann zu Beginn dieser Legislaturperiode 
festgestellt – neue Handelnde, manche Handelnde 
wie die damalige Bildungssenatorin, mittlerweile 
auf anderer Position! –, in Teilen konnte man sich 
nicht mehr erinnern. Dann haben wir zum Beginn 
des Jahres 2016 einen Antrag eingebracht, das ist 
mittlerweile auch fast zweieinhalb Jahre her. Die-
ser wurde fast zwei Jahre später in der Bildungsde-
putation mit dürren und wenig inhaltlich überzeu-
genden Formulierungen abgelehnt, 

(Abgeordneter Güngör [SPD]: Waren Sie eigentlich 
dabei?) 

und diesen Bericht und Antrag der Deputation wer-
den wir heute hier zu beraten haben. 

Meine Damen und Herren, mich ärgert, dass Sie 
keine inhaltlichen Gründe haben. Bei Ihnen geht es 
nicht um Idealismus, sondern um Ideologie. 

(Beifall CDU) 

Sie wollen nicht, dass man aufgrund einer beson-
deren Neigung, einer geförderten Leistung einen 
besonderen Zugang zu einer Schulform bekommt. 
Bei Musik ist es wie mit den Fremdsprachen: Ohne 
Üben, ohne Förderung funktioniert es nicht. Ich 
wäre Ihnen dankbar – spätestens im nächsten Jahr 
nach der Bürgerschaftswahl werden wir dieses 
Thema nämlich wieder aufrollen, haben Sie keine 
Angst davor! –, das Bremer Schulgesetz, das Bre-
mer Schulverwaltungsgesetz auch gegebenenfalls 
einmal ändern zu können. Ich weiß, dass Sie Angst 
davor haben, dass ein Gericht Sie, wie in der Ver-
gangenheit, deshalb wieder dafür rügen könnte – 
damals auch zu Recht! –, aber es kann nicht sein, 
dass Kinder unter Ihrer dogmatischen ideologi-
schen Sturheit leiden. Es kann nicht sein, dass Sie 
Ehrenamtlichen so offen demonstrieren, wie egal 
Ihnen Ehrenamt in Bremen ist, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall CDU, BIW – Glocke) 

Wir nehmen zur Kenntnis, dass Sie nicht wollen, 
und wir sagen Menschen, dass Sie nicht wollen, 
und wir wollen und werden es machen, wenn wir 
können. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU, BIW) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Güngör. 
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Abgeordneter Güngör (SPD)*): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Rohmeyer, mir fehlen so ein bisschen die Worte, 
weil Sie das ganze Thema hier völlig schräg und 
völlig realitätsfern dargestellt haben. Das war nicht 
in Ordnung, so wie Sie das hier dargestellt haben. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Ja, Ihre 
Kleinkariertheit!) 

Hören Sie zu, es hat auch nichts mit kleinkariert zu 
tun. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Natürlich ist 
es kleinkariert!) 

Ich hätte zum Beispiel gern von Ihnen das Wort An-
wahlverfahren gehört, das haben Sie mit keiner 
Silbe erwähnt, oder welche juristische Grundlage. 
Deshalb versuche ich, es vielleicht noch einmal an-
ders darzustellen. Vielleicht hätten Sie sich auch 
die Mühe machen sollen, den Bericht der Deputa-
tion vernünftig zu lesen, dann würden Sie auch se-
hen, dass wir das gar nicht ablehnen. 

Meine Damen und Herren, man darf an dieser 
Stelle trotzdem sagen, dass dieser Antrag und auch 
dieses Vorhaben zeitlich nicht unbedingt unter ei-
nem besonders guten Stern standen. Deshalb will 
ich mich auch noch einmal hier an dieser Stelle bei 
Herrn Dr. vom Bruch für die Geduld bedanken, 
dass wir, nachdem wir den Antrag hier in der Bür-
gerschaft in die Deputation überwiesen haben, ei-
nen intensiven Beratungsbedarf gehabt haben. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Genützt hat 
es nichts!) 

Genützt hat es schon etwas, das sehen Sie ja am 
Bericht. Wir haben in der Tat als Fraktion der SPD 
hier einen intensiven Beratungsbedarf gehabt. Das 
ist bei Diskussionen um das Anwahlverfahren, was 
wirklich ein schwieriges ist, auch immer so. Wenn 
wir uns einmal die Debatte um die Geschwisterkin-
derregelung anschauen, dann werden Sie auch se-
hen, dass hier viele Juristen am Tisch gesessen ha-
ben und wir immer noch nicht glücklich und zufrie-
den mit dem sind, was wir jetzt an Anwahlverfah-
ren auf dem Tisch haben. Warum? Weil, lieber Herr 
Rohmeyer, ein Aufnahmeverfahren auf der ande-
ren Seite eben auch rechtssicher sein muss. Es hat 
nichts mit Angst zu tun, sondern wir bewegen uns 
hier auf dem Boden der Verfassung, und das ver-
fassungsrechtliche Gebot der Chancengleichheit 
muss hier gewährleistet sein. 

(Beifall SPD – Abgeordneter Rohmeyer [CDU] mel-
det sich zu einer Zwischenfrage – Glocke) 

Ich habe nur fünf Minuten, ich glaube, Sie tun gut 
daran, wenn Sie jetzt eben zuhören, Herr Roh-
meyer. Auf der anderen Seite, vor Ihnen habe ich 
noch nie Angst gehabt, Herr Rohmeyer. 

(Abgeordneter Rohmeyer [CDU]: Faktenlage!) 

Es sei denn, ich würde Ihnen irgendwann im Dun-
keln begegnen, dann vielleicht, aber politisch auf 
keinen Fall. Auf der anderen Seite muss es neben 
der Chancengleichheit, die verfassungsrechtlich 
wichtig ist, eben auch möglich sein, begründete 
Ausnahmen darzustellen. Wir haben wenige Schu-
len, die so eine Sonderregelung haben. Das ist, Sie 
haben es erwähnt, das Sportprofil mit der Ober-
schule Ronzelenstraße oder das Sprachprofil am 
Gymnasium Horn. Gegenstand der langen Diskus-
sion war ja, ob wir diese musische Bildung auch an 
der Gesamtschule Bremen-Ost (GSO), die sich 
eben zu einem hervorragenden Kulturprofil entwi-
ckelt hat, berücksichtigen können. Die Gesamt-
schule Ost – und an dieser Stelle darf man der 
Schule noch einmal herzlich zum Deutschen Schul-
preis gratulieren, besonders dem gesamten Kolle-
gium – 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

hat sich mittlerweile wirklich zu einem Vorzeige-
modell für gelingende Schule mit Kultur im Mittel-
punkt entwickelt, und die regelmäßig stattfinden-
den Stadtteilopern sind bundesweit bekannt. Was 
noch fehlt, sind Schülerinnen und Schüler, die ein 
Streichinstrument beherrschen. Bislang kann die 
GSO nämlich nur mit ausgezeichneten Bläsern auf-
warten, aber allen sollte eigentlich bekannt sein, 
dass das Vorzeigeorchester, im Übrigen eines der 
besten Kammerorchester der Welt, die Deutsche 
Kammerphilharmonie Bremen, kein Blasorchester 
ist, sondern im Mittelpunkt dieses Orchesters ste-
hen die Streichinstrumente. 

Konkret geht es darum, ob wir Schülerinnen und 
Schülern an zwei Grundschulen in Osterholz – es 
ist nicht nur die Andernacher Straße – die ein 
Streichinstrument erlernen möchten, eine bevor-
zugte Aufnahme realisieren können. Das muss aber 
eben juristische Hürden überwinden und entspre-
chend gerichtsfest sein. Der rechtliche Rahmen ist 
da nicht einfach, aber aus unserer Sicht auch nicht 
unmöglich. Profilentwicklung ist im Übrigen etwas, 
das wir auch politisch wollen und künftig weiter 
ausbauen und auch fördern möchten. Daher geht 
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es in der gesamten Diskussion dann auch nicht nur 
um eine einzelne Schule. Schulen sind alle heraus-
gefordert, sich zu profilieren und mit interessanten, 
gut begründeten Ideen auf den Weg zu einer bes-
seren Schule zu machen. Gerade eine profilorien-
tierte Weiterentwicklung des Aufnahmeverfahrens 
könnte eine konstruktive Weichenstellung für eine 
bessere Schulentwicklung sein. 

Meine Damen und Herren, das Allerwichtigste im 
Bericht der Deputation zu dem vorliegenden An-
trag, der vorerst abgelehnt werden soll, ist im Fazit 
zu lesen. Bei einer künftigen Novellierung des Auf-
nahmeverfahrens wird geprüft werden, wie aus-
nahmsweise Veränderungen und Öffnungen des 
Aufnahmeverfahrens für Schulen der Sekundar-
stufe I zur verbesserten Talentförderung gestalten 
werden können. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Das ist der 
Stand von vor drei Jahren!) 

Das wollen wir, dafür benötigen wir auch ein Re-
gelwerk für die Bewertung. Bei einer sportbetonten 
Schule macht das der Landessportbund mit ent-
sprechenden Fachgruppen. Ob das der Verein ma-
chen kann, der auch das Sponsoring für die Musik-
instrumente macht, das ist im Augenblick noch 
fraglich. Insofern sind ein Musikprofil und ein sol-
ches Vorhaben vorstellbar, muss aber eben noch 
intensiv ausgearbeitet werden. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Wie viele 
Jahre soll das noch dauern?) 

Und wenn es noch zwei Jahre dauert, Herr Dr. vom 
Bruch, das Vorhaben muss gerichtsfest sein, und 
Sie werden sich ja wohl kaum davon verabschie-
den, dass ein Aufnahmeverfahren juristisch sauber 
gestaltet werden muss und es natürlich auch Aus-
wirkungen bis nach Bremerhaven oder bis nach 
Bremen-Nord und überall hin hat. Wir können das 
doch nicht einfach ausblenden und sagen, wir ma-
chen jetzt hier eine Lex Osterholz, und am Ende tun 
wir so, als hätte es keine Auswirkungen auf die ge-
samte Stadt. Das funktioniert so nicht, lieber Herr 
Dr. vom Bruch. 

(Beifall SPD) 

Im Übrigen geht das Ressort, ich bin kein Jurist und 
teile diese Auffassung auch nicht, aber das Ressort 
geht davon aus, dass hier eben eine grundlegende 
Umstrukturierung nötig ist, und das werden wir bei 

einer umfangreichen Novellierung des Aufnahme-
verfahrens dann auch entsprechend diskutieren. – 
Vielen Dank! 

(Beifall SPD) 

Präsident Weber: Bevor ich den Kollegen Herrn Dr. 
Güldner an das Rednerpult bitte, möchte ich auf 
der Besuchertribüne herzlich Mitglieder der Verei-
nigung der Bürgerinitiativen für eine menschenge-
rechte A281 begrüßen. 

Seien Sie herzlich willkommen! 

(Beifall) 

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Herr Dr. Güldner. 

Abgeordneter Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Herr Präsident, sehr verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Zunächst einmal, lieber Kollege 
Rohmeyer, finde ich es absolut notwendig, dass 
man einmal sagt – und das haben Sie so nicht ge-
tan, sondern Sie haben ja ein ganz düsteres Bild in 
Ihrem Märchen gemalt – dass wir an mehreren 
Stellen in Bremen in den Grundschulen und auch 
in den weiterführenden Schulen eine hervorra-
gende musische Förderung und Bildung haben, so-
dass das, was so ein bisschen herüberkommt, dass 
nur Ihr Antrag – da geht es ja technisch darum, die 
Verknüpfung einer Grundschule in Osterholz mit 
einer Oberschule im Zugang, also eine weitere 
Ausnahme von der Regel der freien Schulanwahl – 
dass nur dieser die musische Bildung in Bremen vo-
ranbringen könnte, angesichts der Reichhaltigkeit 
der Landschaft und angesichts der Reichhaltigkeit 
dessen, was an den Schulen gemacht wird, wirklich 
in der Bedeutung so großartig aufgeblasen wird, 
dass man glaubt, die Koalition verhindert es Instru-
mente zu lernen, verhindert Gesang, verhindert 
musische Bildung. 

Das Gegenteil ist der Fall, und das muss zu Ihrem 
Antrag auch einmal gesagt werden, liebe Kollegin-
nen und Kollegen. Sie fordern ja nichts anderes, als 
zu den beiden schon existierenden Ausnahmen von 
dem Anwahlverfahren eine dritte hinzuzufügen. 
Warum ist das schwierig? Darauf sind Sie leider 
nicht eingegangen, dass das nicht subjektiv, weil 
die Koalition sich hier der musischen Bildung ver-
weigert, sondern objektiv schwierig ist. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Weil es klein-
kariert ist!) 
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Nein, das hat mit kleinkariert gar nichts zu tun. 

(Abgeordneter Güngör [SPD]: Kleinkariert ist...!) 

Der Kollege Güngör hat darauf hingewiesen, wel-
ches Verfahren wir beim Sport haben. Ich hätte mir 
jetzt von den Kollegen vom Bruch und Rohmeyer, 
von der CDU insgesamt, gewünscht, einmal dieses 
Verfahren beim Sport darzustellen, nämlich dass 
die Landesverbände der verschiedenen Sportarten 
aufgrund von Kaderzugehörigkeit nach festgeleg-
ten Kriterien eine Empfehlung abgeben können, 
wer an der Ronzelenstraße in die entsprechenden 
Kaderklassen beim Sport kommt. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Zweieinhalb 
Jahre hätten Sie Zeit gehabt das einzufordern. Das 
hätten wir gerne mit Ihnen erörtert!) 

Wie dieses Verfahren auf Grundschulkinder über-
tragen werden soll, die in der Grundschule musi-
ziert haben. Also wollen Sie einen Wettbewerb aus-
richten und die Besten kommen dann auf die ge-
wünschte Oberschule? Oder nach welchen Krite-
rien soll eigentlich die Umsetzung stattfinden? Sie 
können ja nicht nur Vorschläge ganz allgemeiner 
Art machen, Sie müssen ja auch sagen, wie es um-
gesetzt werden soll. Nach welchen Kriterien soll 
das umgesetzt werden? Da habe ich heute, wie 
auch im Antrag vermisst, wie Sie das tatsächlich 
machen wollen. 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Bei Französisch 
geht es doch auch!) 

Bei Französisch geht es, weil da sehr frühzeitig im 
Gesetz eine Ausnahme für die Freiligrathstraße im 
Zugang zum Gymnasium Horn gemacht worden 
ist. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: So ist der 
Plan!) 

Die Antwort unserer Fraktion – die es grundsätzlich 
sehr wichtig und sehr sympathisch findet, die Pro-
file jedweder Art, vor allen Dingen aber auch die 
musischen Profile in der Grundschule und in der 
Oberschule zu stärken – ist, dass wir, wenn wir das 
generelle Anwahlverfahren nicht einfach an belie-
bigen Punkten in die Luft sprengen oder für nichtig 
erklären wollen, dann eine grundsätzliche Lösung 
brauchen, wie wir in Zukunft von den Grundsät-
zen, die ja rechtsfest in diesem Anwahlverfahren 
festgestellt sind, abweichen können, um solche 
Dinge möglich zu machen. An dieser Diskussion 
wollen wir uns sehr gerne beteiligen. Wir haben 

auch hohe Sympathie für die Frage, Profile in den 
Schulen, die dann auch nach vier Jahren in die 
Oberschule hinein fortgesetzt werden, zu stärken 
und damit auch das Zusammenwachsen von 
Grundschulen und Oberschulen zu stärken, aber 
auch diese ausgewählten Profile stark zu machen. 

Wir sind aber ebenfalls der Überzeugung, dass man 
hierfür eine grundsätzliche Regelung im Anwahl-
verfahren haben muss, weil wir jetzt durch das Hin-
zufügen immer weiterer Tandems von Grund-
schule und Oberschule am Ende die diskriminie-
rungsfreie Anwahlmöglichkeit, die wir im Moment 
stadtweit haben, an unseren Oberschulen natürlich 
irgendwann abschaffen, weil dann so viele Plätze 
dort schon in den speziellen Beziehungen Grund-
schule/Oberschule besetzt sind, dass andere Schü-
ler, die nicht über diese Privilegierung verfügen, 
dort nicht mehr zum Zuge kommen. Das ist ja zu-
sammengefasst das Problem, das wir mit diesem 
Antrag hatten. Wir beteiligen uns sehr gerne an der 
weiteren Suche nach einer Lösung, die rechtlich 
ziemlich kompliziert sein dürfte. Ich finde aber, 
dass vollkommen jenseits dieses Vorstoßes, den Sie 
da gebracht haben, die wirklich exzellente musi-
sche Förderung vor allen Dingen an der GSO, und 
zwar von allen Kindern, die an die GSO kommen, 
völlig unabhängig, von welcher Grundschule sie 
kommen, nach wie vor stattfindet, hoch gelobt wird 
und dass wir hier sozusagen einen sehr positiven 
Punkt in unserer Schullandschaft haben, den wir 
an dieser Stelle auch nicht kaputtreden sollten. – 
Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD – Vizepräsi-
dent Imhoff übernimmt den Vorsitz) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Kohlrausch. 

Abgeordnete Kohlrausch (FDP)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! „DIE 
ZEITSCHRIFT DER STRASSE“ beschäftigt sich in 
jeder Ausgabe mit einem Stadtteil Bremens. Vor 
kurzem war es das Schweizer Viertel. Faszinierend 
ist unter anderem der Artikel „Jenseits des Ram-
penlichts“, eine Geschichte über die Kraft der Mu-
sik. Der einleitende Satz lautet: „Ohne die Tuba 
wäre das Leben des Ozan Keskin wahrscheinlich 
ein anderes geworden. Ganz sicher aber ohne die 
Gesamtschule Bremen-Ost, die GSO.“ Er selbst 
sagt: „Ich habe Selbstvertrauen durch die Musik 
bekommen, ich bin offener zu den Menschen“. 
Seine Geschichte zeigt, wie wichtig Musik für die 
Entwicklung eines Menschen ist. 
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(Beifall FDP) 

Ja, die Schule stellt sogar fest, dass aus den Mu-
sikklassen besonders viele Schülerinnen und Schü-
ler das Abitur schaffen. Wissenschaftliche Studien 
belegen, dass Musik die Kinder befähigt, ihre Um-
gebung besser zu verstehen, sich besser zu kon-
zentrieren und besser zu kommunizieren. 

(Abgeordneter Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das ist doch die Realität!) 

Es ist großartig, was an dieser Schule, der Gesamt-
schule Bremen-Ost, unter anderem beim Musikun-
terricht, geleistet wird. 

(Beifall FDP) 

Leuchtturmschulen – 

(Beifall) 

Leuchtturmschulen wie diese sind immens wichtig, 
gerade auch in Stadtteilen, die oft benachteiligt 
sind. Wir Freien Demokraten fordern immer wieder 
eine vielfältige und differenzierte Schullandschaft, 
die eine bestmögliche Durchlässigkeit gewährleis-
tet. Wir fordern größere Gestaltungsmöglichkeiten 
für die Schulen. Sie leisten ihren Beitrag, indem sie 
pädagogische Konzepte und Profile mit unter-
schiedlichen Schwerpunkten entwickeln. In Bre-
men haben Schulen gute Chancen, sich weiterzu-
entwickeln. Ob sie dafür immer die notwendige 
Unterstützung und vor allem auch die Anerken-
nung bekommen, bezweifle ich. Wir Freien Demo-
kraten begrüßen es, wenn beispielsweise musisch-
künstlerische, sportbetonte, naturwissenschaftliche 
oder bilinguale Bildung in den Fokus gestellt und 
entsprechende Angebote und Profile entwickelt 
werden. 

(Beifall FDP). 

Es gibt vielfältige Kooperationsvorhaben von Kitas 
und Schulen mit Kulturpartnern. Jetzt die rechtli-
chen Rahmenbedingungen für eine kontinuierliche 
Förderung zu schaffen, ist nur konsequent. Konti-
nuität je nach Profilentwicklung und Kooperations-
angeboten ist unabdingbar für eine gute Schulent-
wicklung, sei es im musischen Bereich oder auch 
im sportlichen oder sprachlichen. Ebenso wie die 
Fraktion der CDU, fordern auch die Freien Demo-
kraten, die Kontinuität der musischen Ausbildung 
in den Bremer Schulen zu ermöglichen. 

(Beifall FDP) 

Leiten Sie die rechtlichen Änderungen ein! – Vie-
len Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Vogt. 

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Was uns heute hier vor-
liegt sind ein Antrag und ein Bericht des Senats, die 
eigentlich in die Kategorie gut gemeint, aber 
schlecht gemacht, gehören. Die Fraktion der CDU 
stellt eine mögliche Förderungslücke für musisch 
begabte Kinder fest. Im Anschluss an eine Grund-
schule mit Musikprofil gibt es keine garantierte 
Aufnahme an einer Oberschule oder an einem 
Gymnasium mit Musikprofil. Die Fraktion der CDU 
schlägt umfangreiche Änderungen der Aufnah-
meregelungen im Schulverwaltungsgesetz vor, die 
allgemein eine Talentpriorität im Aufnahmeverfah-
ren vorsehen. Das konkrete Wort Musik ist in der 
Formulierung der Fraktion der CDU gar nicht mehr 
enthalten. Nach diesem Vorschlag für einen Geset-
zestext, den wir hier heute vorliegen haben, könnte 
eine große Anzahl an Talentschulen für alle mögli-
chen Bereiche entstehen. 

Der Bericht des Senats schlägt die Ablehnung des 
Antrags vor, insbesondere bemängelt der Senat, 
dass das von der Fraktion der CDU vorgesehene 
geänderte Verfahren das Prinzip der Chancen-
gleichheit in der Schulanwahl aushebelt. Und völ-
lig unklar ist, wie das Talent eines Schülers oder 
einer Schülerin gerichtsfest festzustellen wäre. Er 
sagt, das würde zu einer hohen Rechtsunsicherheit 
führen, und das Prinzip der Regionalität der Schul-
wahl wäre gefährdet. Ich muss sagen, generell 
finde ich die Bewertung des Antrags der Fraktion 
der CDU durch den Senat richtig. Ein gerechtes 
Verfahren mit gleichen Chancen, das eine gerichts-
feste Schulanwahl ermöglicht, ist mit dem Vor-
schlag, den Sie gemacht haben, nicht möglich. Des-
wegen werden wir den Antrag auch ablehnen und 
dem Bericht des Senats zustimmen. 

Wir halten es auch pädagogisch nicht für sinnvoll, 
wenn man Schulklassen mit Schülerinnen und 
Schülern im Alter von zehn Jahren prioritär nach 
dem Merkmal des Talents zusammensetzt, worauf 
der Vorschlag der Fraktion der CDU hinauslaufen 
würde. Der Vorschlag schießt nämlich weit über 
das Ziel seines Titels und über den Begrün-
dungstext hinaus, in denen es ja um die musische 
Bildung ging. 
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Mit dem Kernanliegen, da komme ich aber wieder 
zur Fraktion der CDU zurück, muss ich Ihnen leider 
Recht geben. Ähnlich wie es eine kontinuierliche 
Sportförderung schon ab dem zehnten Lebensjahr 
gibt, macht auch in der Musik eine konsequente 
und möglichst frühzeitige Förderung Sinn. Es er-
gebe auch Sinn, diesen Förderweg über öffentliche 
Schulen zu gestalten. Das würde tatsächlich vom 
privat finanzierten Instrumentalunterricht wegfüh-
ren, und damit könnte man tatsächlich auch breite-
ren Schichten eine Musikförderung zukommen las-
sen. Man müsste also, unserer Meinung nach, dar-
über nachdenken, wie man bei diesem konkreten 
Punkt eine nahtlose Förderung beim Schulwechsel 
erreichen und zielgenau eine Überarbeitung der 
Ausnahmeregelungen finden kann. 

Ich möchte allerdings nicht, Frau Kohlrausch, nur 
eine einzige Leuchtturmschule. Wir wissen, dass 
das auch Nachteile hat. Ich finde den Bereich der 
Förderung der musischen Bildung absolut wichtig, 
das sollte aber nicht auf eine oder zwei Leucht-
turmschulen beschränkt sein. 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Das hat die FDP 
nicht gefordert!) 

Das hat sie aber eben gesagt. 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Das haben Sie 
falsch wahrgenommen!) 

Der Senat schreibt in seinem Bericht, dass er bei 
der Überarbeitung des Aufnahmeverfahrens die-
sen Aspekt berücksichtigen möchte. Ich finde, das 
ist zu unterstützen. Der Beschluss, und da komme 
ich wieder zu Ihnen zurück, da haben Sie völlig 
Recht, ist exakt zwei Jahre alt, und ich hätte schon 
erwartet, dass der Senat zwischenzeitlich über eine 
Weiterentwicklung des Aufnahmeverfahrens nach-
denkt. Ich würde diese Frage jetzt auch an den 
Staatsrat geben: Haben Sie darüber nachgedacht 
und haben Sie einen besseren Weg gefunden als 
den, den die Fraktion der CDU hier vor zwei Jahren 
vorgeschlagen hat? Das würde mich dann doch ein-
mal interessieren. – Danke schön! 

(Beifall) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort Staatsrat Pietrzok. 

Staatsrat Pietrzok: Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Gleich vorneweg, Frau Vogt, Ihre 
Frage kann ich leider nicht positiv beantworten. Es 
gibt aus unserer Sicht momentan noch keinen Weg, 

den ich Ihnen präsentieren kann, wie eine Lösung 
aussehen soll. Ich will mich aber zunächst noch ein-
mal auf die Rede von Claas Rohmeyer beziehen. 
Sie haben uns ja eine ideologische Grundhaltung 
unterstellt, die uns dazu bringt, diesen Antrag ab-
zulehnen. 

(Abgeordneter Rohmeyer [CDU]: Ja! – Abgeordne-
ter Dr. vom Bruch [CDU]: So ist es!) 

Ich glaube, dass in der Deputationsvorlage, die hier 
als Bericht vorliegt – das war jedenfalls unsere Ab-
sicht – zum Ausdruck kommt, dass es sich dabei 
eben nicht um eine ideologische Auseinanderset-
zung handelt, sondern dass es ein gemeinsames 
Verständnis gibt. Es ist durchaus nachvollziehbar, 
dass man im Hinblick auf die Streicherklassen der 
Andernacher Straße darüber nachdenkt, eine Lö-
sung zu finden, dass sie an der GSO weiter beschult 
werden können. Denn es ist wahr, dass die Durch-
gängigkeit eines solchen Angebots auch eine 
ganze Menge Argumente für sich hat. Die haben 
wir in der Deputationsvorlage durchaus gewürdigt. 
Der zeitliche Ablauf ist genau dadurch verursacht 
worden, dass wir eine sehr, sehr schwierige interne 
Erörterung darüber hatten, wie wir diese konkrete 
praktische Anforderung, die diesem Antrag zu-
grunde liegt, tatsächlich mit schulrechtlichen Än-
derungen in Einklang bringen können. 

Das ist der parlamentarische Kunstgriff, der diesem 
Antrag zugrunde liegt. Wir als Verwaltung sollen 
den Gesetzentwurf vorbereiten, der genau diese 
Lösung anbietet. 

(Abgeordneter Rohmeyer [CDU]: Wenn man das 
will, macht man das!) 

Wir als Verwaltung sollen dann auch sicherstellen, 
dass dieser Gesetzentwurf gerichtsfest ist. Stellt 
sich dann vor Gericht heraus, dass er es doch nicht 
ist, dann sind wir wieder diejenigen, die handwerk-
lich schlecht gearbeitet haben. Deswegen ist es un-
sere Pflicht, darauf zu achten, dass, wenn wir hier 
Gesetzentwürfe vorlegen, diese auch tatsächlich 
rechtssicher sind. Ich will aber, bevor ich in die De-
tails gehe, noch einen weiteren Punkt in das Blick-
feld rücken: In der gesamten Deputation ist deut-
lich geworden, und das möchte ich hier für den Se-
nat auch noch einmal deutlich sagen, dass das eh-
renamtliche Engagement, das der Arbeit in der 
Schule Andernacher Straße zugrunde liegt, von uns 
geschätzt und gewürdigt wird. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordne-
ter Dr. vom Bruch [CDU]: Merkt keiner!) 
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Dass Musik, dass musische Bildung für die Ent-
wicklung der Kinder ein unheimlich wichtiges 
Hilfsmittel sein kann, das es zu fördern gilt, das 
wissen wir. Deswegen engagieren wir uns gerade 
im Bremer Osten nach allen Regeln der Kunst, um 
zu erreichen, dass die Musikprofile dort auch wei-
terentwickelt werden. Das müssen wir wirklich sa-
gen: Das ist ein starkes Pfund, das wir in dieser 
schwierigen Region haben und auf das wir auch 
stolz sein können. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Insofern will ich das noch einmal aufgreifen: Es 
geht hier nicht um eine ideologische Ablehnung, es 
geht wirklich darum, dass wir eine nachvollzieh-
bare praktische Problematik, die wir vor Ort haben, 
einer Lösung zuführen wollen. Aber die Frage ist, 
ob wir das wirklich können und ob das wirklich 
funktioniert. Wir haben bisher im Aufnahmever-
fahren bei den allgemeinbildenden Schulen der 
Sekundarschulen den Grundsatz der Chancen-
gleichheit und die tragenden Grundsätze der stadt-
weiten Anwählbarkeit der Schulen, der einge-
schränkten Privilegierung von Schülerinnen und 
Schülern, deren Leistungen über dem Regelstan-
dard liegen, und dem Regionalitätsprinzip. Das ist 
unsere bewährte Praxis, und davon gibt es Ausnah-
men. Ja, das stimmt, es gibt das bilinguale Franzö-
sisch-Angebot, es gibt die Sportkaderklassen. 

Deswegen haben wir natürlich auch geprüft, ob wir 
mit weiteren Ausnahmen operieren können, aber 
darauf hat Frau Vogt auch schon hingewiesen. Die 
Frage ist, ob man diese Ausnahmen verwirklichen 
kann, ob das auch tatsächlich funktioniert. 

(Abgeordneter Rohmeyer [CDU]: Hat Frau Vogt 
das wirklich geprüft?) 

Nein, Frau Vogt hat hier gerade in der parlamenta-
rischen Debatte argumentiert. Das ist übrigens et-
was, was ich mir von Ihnen auch ein bisschen mehr 
gewünscht hätte. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es ist einfach so, dass die geltenden Verfahren ge-
gen die größtmögliche Wahlfreiheit und gegen die 
Chancengleichheit stehen, das ist so. Man muss 
sich die Frage stellen, ob man entsprechende Kom-
promisse in diesen Grundsätzen machen und das in 
Einklang bringen kann. Der Charakter des gut ge-
regelten Aufnahmeverfahrens wird durch die 
hochkomplexen Anforderungen einer privilegier-

ten Aufnahme musikalisch begabter Kinder we-
sentlich verändert. Besonders problematisch: Es 
müssen gerichtsfeste Kriterien für die Beurteilung 
von Begabung, von Begabung!, und ein entspre-
chend ausgerichtetes Verfahren im Übergang von 
Klasse vier nach fünf entwickelt werden. Das heißt, 
wir brauchen einen Eignungstest für Viertklässler. 

Vizepräsident Imhoff: Herr Staatsrat, würden Sie 
eine Zwischenfrage des Kollegen Rohmeyer zulas-
sen? 

Staatsrat Pietrzok: Ungern, Herr Präsident. 

Vizepräsident Imhoff: Es ist Ihre Entscheidung. 

Staatsrat Pietrzok: Ja, ich habe entschieden. 

(Abgeordneter Rohmeyer [CDU]: Ja oder nein?) 

Herr Präsident, es geht im Antrag auch nicht nur 
um eine Aufnahmegenehmigung für einen speziel-
len Grundschul-/Oberschulverbund, sondern da-
rum, dass generell fachliche Interessen und Nei-
gungen für die privilegierte Aufnahme an be-
stimmten profilierten Schulen geltend gemacht 
werden sollen. Dies durchbricht die grundlegen-
den Prinzipien der derzeitigen Aufnahmeverfahren 
für die weiterführenden Schulen. Auch eine enge 
pädagogische Kooperation zwischen Grund- und 
weiterführenden Schulen als Basis für einen privi-
legierten Übergang ist nicht unproblematisch, da 
sie die Chancen der anderen Bewerberinnen und 
Bewerber für die weiterführende Schule ohne 
schwerwiegenden sachlichen Grund beeinträch-
tigt. Denn es wollen sicherlich auch andere Kinder 
in den Genuss eines pädagogisch besonders her-
vorragenden Konzepts kommen, und für die ist die-
ses dann mit viel größerer Wahrscheinlichkeit ver-
schlossen. Das muss uns einfach klar sein. Wir wer-
den an anderer Stelle die Friktion oder diese Kon-
flikte, die wir haben, wiederfinden. Sie wissen alle, 
dass die Schule GSO nicht nur dafür bekannt ist, 
dass sie eine besonders hochwertige Bildung leis-
tet, sondern dass sie auch enorm hohe Anwahlzah-
len hat. 

Deswegen, das möchte ich zum Abschluss nur noch 
einmal sagen, haben wir uns nach langen internen 
Diskussionen, die wir darüber geführt haben, ob 
wir einen Weg finden, das möglich zu machen, ent-
schieden, der Deputation vorzuschlagen, zu einer 
Ablehnung zu kommen. Die Deputation ist uns hier 
auch gefolgt, aber eindeutig mit der Tonlage, wei-
ter systematisch zu prüfen, ob es eine Möglichkeit 
gibt, im Hinblick auf die musikalische Förderung 
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einen Kompromiss herzustellen mit den konkreten 
Bedürfnissen vor Ort, gleichzeitig aber die Grund-
struktur des Aufnahmeverfahrens inhaltlich nicht 
zu konterkarieren und rechtlich nicht in Frage zu 
stellen. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsident Imhoff: Zunächst möchte ich noch 
einmal unsere ehemalige Abgeordnetenkollegin 
Frau Salomon hier begrüßen. Schön, dass Sie wie-
der einmal da sind! 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. – Die Be-
ratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der 
Drucksachen-Nummer 19/266 seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 

(Dafür CDU, FDP, BIW, Abgeordneter Schäfer 
[LKR], Abgeordneter Tassis [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abgeordneter Öztürk [SPD, fraktionslos], 
Abgeordnete Wendland [parteilos]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von 
dem Bericht der staatlichen Deputation für Kinder 
und Bildung mit der Drucksachen-Nummer 
19/1421 Kenntnis. 

Wie wichtig ist die Gesundheitswirtschaft für Bre-
men und Bremerhaven?  
Große Anfrage der Fraktionen der SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen  
vom 20. Dezember 2017  
(Drucksache 19/1456)  

Dazu  

Mitteilung des Senats vom 15. Mai 2018  
(Drucksache 19/1660)  

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Prof. Dr. Quante-Brandt. 

Gemäß § 29 unserer Geschäftsordnung hat der Se-
nat die Möglichkeit, die Antwort noch einmal vor-
zulesen. Das tut er nicht. 

Die Aussprache ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Frau Dehne. 

Abgeordnete Dehne (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Ich freue 
mich sehr, dass wir heute und gerade auch an ei-
nem Vormittag über das wichtige Thema Gesund-
heitswirtschaft beraten können und möchte auch 
dem Senat ganz herzlich für die ausführliche Ant-
wort auf unsere Große Anfrage danken. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Die Antwort des Senats und auch die aktuelle Stu-
die im Auftrag der Arbeitnehmerkammer des Insti-
tuts Arbeit und Technik (IAT) der Westfälischen 
Hochschule zeigen: Wir haben im Land Bremen 
viele zarte kleine Pflänzchen, die mit hervorragen-
den Produkten am Markt sind. Natürlich haben wir 
keine Großunternehmen wie zum Beispiel Sie-
mens, die Medizingeräte bauen, oder Bayer in Le-
verkusen oder Dräger in Lübeck. Man könnte da 
einige nennen. Aber wir haben viele starke Player. 
Bei der Gesundheitswirtschaft gibt es übrigens 
auch nicht den einen großen Player, es gibt viele 
kleine Schlüsselfiguren, das ist in dieser Branche 
so. Aber wir haben auch einen starken Mittelstand. 
Wenn wir an Gesundheitswirtschaft denken, wenn 
man mit Menschen darüber spricht, dann fallen uns 
als Erstes meistens die Berufe und Zweige ein, die 
wir sozusagen aus dem alltäglichen Umgang mit 
Gesundheit kennen: Pfleger und Pflegerinnen, 
Ärzte und Ärztinnen, Apothekerinnen und Apothe-
ker, Physiotherapeutinnen und Physiotherapeuten, 
Augenoptikerinnen und Augenoptiker und so wei-
ter. 

Aber wir haben einiges mehr, und gerade im Be-
reich der Unternehmen gibt es zahlreiche Beispiele 
für Bremen und Bremerhaven, von denen ich gern 
einige exemplarisch nennen möchte. Zum Beispiel 
atacama Software GmbH, die Bego GmbH & 
Co.KG, Fraunhofer-Institut für Bildgestützte Medi-
zin Mevis, OMNILAB-LABORZENTRUM GmbH & 
Co. KG, Thermo Fisher Scientific, ZytoVision 
GmbH in Bremerhaven, Q-Bioanalytic GmbH, also 
die Liste ist lang. Man könnte sie noch fortführen. 
Als Beispiel auch für die Wirtschaftskraft, die da-
hinter steckt, kann man Thermo Fisher Scientific 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/266
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1421
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1456
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1660
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nennen, die allein etwa eine halbe Milliarde Um-
satz im Jahr machen, oder auch die Bruker Daltonic 
GmbH, da ist der Umsatz ähnlich groß. Wir sind im 
Land Bremen auch im Bereich der Wissenschaft gut 
aufgestellt und haben da viel zu bieten. Es gibt 
viele Arbeitsplätze im Bereich der Gesundheits-
wirtschaft. Das kann man gut nachlesen in der Ant-
wort des Senats. Wir haben im Jahr 2009 rund 
48 000 Arbeitsplätze gehabt, das ist schon richtig 
viel. Aber wenn man sich die Steigerung in den 
letzten sieben Jahren anschaut, liegen wir im Jahr 
2016 bereits bei 61 000 Arbeitsplätzen. Das ist also 
eine Steigerung um rund 26 Prozent. Damit bildet 
die Gesundheitswirtschaft einen richtig großen Be-
reich ab, nämlich rund 15 Prozent der gesamten Er-
werbstätigkeit im Land Bremen. Das unterstreicht 
noch einmal die Bedeutung dieses Wirtschaftsbe-
reichs. 

Wir haben etwas zu bieten in den Bereichen Ge-
sundheit, aber auch bei den Life Sciences. Wenn 
man mit Expertinnen und Experten darüber 
spricht, gerade auch darüber, wie sich die Gesell-
schaft entwickelt, wird gerne die Gesunderhaltung 
des Menschen hervorgehoben. Wir haben ja den 
demografischen Wandel, darüber sprechen wir oft 
in diesem Haus. Die, die in zwanzig Jahren zu den 
Älteren gehören werden, stellen uns natürlich vor 
Aufgaben. Um diese Aufgaben zu lösen, können 
die Gesundheitswirtschaft und die Unternehmen 
der Life Sciences einen wesentlichen Beitrag leis-
ten. Ich war kürzlich auf einer Veranstaltung der 
Arbeitnehmerkammer, die diese Studie vorgestellt 
hat. Dort waren noch einmal Expertinnen und Ex-
perten eingeladen, zu dem Thema zu diskutieren. 
Da hat Josef Hilbert vom IAT, also vom Institut, ge-
sagt, Bremen sei als Standort für ältere Menschen 
nach wie vor interessant. Und er hat gesagt, Bre-
men besitzt alle Voraussetzungen dafür, die Zu-
kunft der Gesundheitswirtschaft durch gemeinsam 
getragenes Engagement zu gestalten. Ich finde an 
dieser Stelle, das ist eine sehr positive Botschaft. 

Wir werden natürlich kein großes Zentrum mit gro-
ßen Unternehmen werden. Das müssen wir aber 
auch gar nicht. Wir müssen allerdings unsere be-
stehenden zahlreichen Unternehmen mit ihren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern noch besser 
vernetzen als wir das bislang tun. Man kann es 
auch zusammenfassen: Wir brauchen eine Partner-
vermittlung. Diese Partnervermittlung muss An-
stöße geben, muss Koordination leisten und muss 
auch moderieren. Und das ist keine Frage des Gel-
des, liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist eine 
Frage der Aufstellung. Wir brauchen also eine bes-
sere Plattform für die Zusammenarbeit, damit die 

noch besser funktioniert. Die Antwort des Senats 
zeigt sehr deutlich, was wir schon haben, und auch 
was in Bremen und Bremerhaven an Potenzial vor-
handen ist. 

Lassen Sie uns also weiter daran arbeiten, die Ge-
sundheitswirtschaft und auch die Life Sciences in 
Bremen und Bremerhaven weiter voranzubringen. 
– Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Bensch. 

Abgeordneter Bensch (CDU)*): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn wir 
Bremerhaven und Bremen zu noch attraktiveren 
Lebens-, Wohn und auch Gesundheitsstandorten 
weiterentwickeln wollen, dann kommen wir defini-
tiv an einer nachhaltigen Stärkung der Gesund-
heitswirtschaft nicht vorbei. Wenn der Senat in sei-
ner Bewertung schreibt: Der Senat räumt der Ge-
sundheitswirtschaft eine besondere Bedeutung als 
Leistungsbranche mit wirtschaftlichem Wachs-
tumspotenzial ein. Dann sagen wir: Ja, dem schlie-
ßen wir uns an! Wenn der Senat jedoch in einer 
weiteren, später aufgeführten Bewertung sagt: Der 
Senat prüft die Einführung eines Schwerpunkts 
Gesundheitswirtschaft. Dann sagen wir als CDU: 
Das ist uns zu wenig, das ist zu zurückhaltend, das 
ist viel zu lasch, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. 

(Beifall CDU) 

Wir werden viele politische Gemeinsamkeiten fest-
stellen, das vorab. Ich möchte an dieser Stelle auch 
sagen, dass neben der Antwort des Senats auch die 
veröffentlichte Studie „Gesundheitswirtschaft in 
Bremen – Befunde und Perspektiven“ eine wun-
derbare Gelegenheit bietet – ich grüße auch Frau 
Bury von der Arbeitnehmerkammer, die ja redakti-
onell daran gearbeitet hat – und wirklich wunder-
bare Grundlagen enthält. Die Große Anfrage und 
auch die Arbeitnehmerkammerstudie bieten vor al-
lem kurzfristig, aber auch mittel- und langfristig 
Chancen und Perspektiven, auf die ich bei einer 
Fünfminutendebatte nur kurz eingehen kann. 
Kurzfristig, sagen wir als CDU ähnlich wie ja auch 
der Senat: Die Anzahl der Schulplätze in den Ge-
sundheitsfachberufen muss erhöht werden. Die 
Schulgeldfreiheit muss eingeführt werden, das 
werden wir nachher noch diskutieren, und das alles 
eng angelehnt an das so genannte Monitoring der 
Gesundheitsfachberufe. 
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Auch die Akademisierung der Pflege geht weiter. 
Wir hatten neulich auf einer Veranstaltung partei-
übergreifend gesagt: Ja, wir wollen irgendwann in 
den nächsten Jahren die Einführung eines primär 
qualifizierenden Studiengangs Pflege, da wir nicht 
darum herum kommen, den Empfehlungen des 
Wissenschaftsrats zu folgen. Sie konnten nachle-
sen, meine Damen und Herren, wir als CDU wollen 
noch einen Schritt weitergehen. Wir wollen tat-
sächlich prüfen, ob nicht auch die Errichtung, die 
Einrichtung einer medizinischen Fakultät an der 
Universität Bremen einen Beitrag dafür leisten 
kann, die Gesundheitsversorgung neu zu denken 
und die Gesundheitswirtschaft auch in Bremen und 
um Bremen herum voranzubringen. 

(Beifall CDU) 

In dem Zusammenhang habe ich ein wenig ver-
misst, dass nicht erwähnt wurde, was aber erwähnt 
werden muss, wenn wir in Bremen von Gesundheit, 
von Wissenschaft, von Gesundheitswirtschaft spre-
chen: Die Jacobs University in Bremen-Nord hat ei-
nen medizinischen Studiengang vorbereitenden, 
zweisemestrigen Kurs, in dem die Credit Points so-
gar anerkannt werden. Das wurde hier nicht er-
wähnt und das will ich deshalb an dieser Stelle 
nachholen und für uns außerordentlich wichtig, 
wenn wir auch später bei den weitergehenden De-
batten, zum Beispiel über die Einrichtung einer me-
dizinischen Fakultät von Qualität sprechen. Meine 
sehr verehrten Damen und Herren, i³-Life Sciences 
Cluster NordWest, das deutsche Forschungszent-
rum für künstliche Intelligenz, wurde schon er-
wähnt. Die haben an der Universität Bremen sehr 
viel angelegt, was Forschungseinrichtungen an-
geht. Es liegt also die Chance vor der Rathaustür, 
und wir als CDU sagen: Es muss in diesen Berei-
chen der Gesundheitsinnovationsmöglichkeiten 
noch viel mehr getan und viel mehr investiert wer-
den, meine Damen und Herren! 

Wenn wir uns abschließend die Trends vor Augen 
führen, die in den nächsten Jahren und Jahrzehn-
ten auf uns zukommen, dann sind diese großen 
Trends folgende: Erstens, wir werden mehr Pflege-
bedürftige in Bremerhaven und Bremen haben. Wir 
haben jetzt schon einen erkennbaren und auch 
sehr deutlich quantifizierten Mehrbedarf in den 
Gesundheitsfachberufen. Wir brauchen deutsch-
landweit, aber auch, und gerade in Bremerhaven 
und Bremen, mehr Mediziner und mehr niederge-
lassene Ärzte. Wir sehen, es kommt ein rasanter 
technischer Fortschritt bis hin zur Gesundheits-Ro-
botik auf uns zu. 

Bei allen Gemeinsamkeiten die wir durchaus auch 
hier im Parlament im Bereich der Gesundheitsver-
sorgung haben, unterscheiden wir uns als CDU 
dennoch in der Schlussbewertung vom Senat. 
Während der Senat in seiner Antwort sagt, dass 
Gesundheitswirtschaft ein Schwerpunkt sein 
könnte, sagen wir als CDU: Gesundheitswirtschaft 
muss ein Schwerpunkt der künftigen Senatspolitik 
sein! – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Dr. Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ge-
sundheitswirtschaft ist ein zentraler Teil der bremi-
schen Wirtschaft. Deswegen muss man dort hin-
schauen, und deswegen muss man sich auch nicht 
diese eben gestellte Frage stellen. Denn die Frage, 
die man sich stellen muss, ist: Was ist Gesundheits-
wirtschaft, wie breit ist das aufgesetzt? Es ist ja 
nicht nur die Forschung und Entwicklung neuer 
Medizinprodukte. Es ist ein ganzer Bereich, der 
sich damit beschäftigt, vom Krankenhaus über die 
Pflege bis hin zu den niedergelassenen Ärzten und 
den Therapieberufen, die wir dort haben, die hier 
tätig sind, teilweise sogar gemeinnützig unterwegs 
sind, um das Gemeinwohl zu stärken und den Men-
schen Gesundheit zu bringen. Das ist ein hohes 
Ziel, ein hohes Gut. Ein Senat, der sich darum nicht 
kümmert, hätte seine Aufgabe verfehlt. 

Insofern hat vielleicht das Wirtschaftsressort dies 
für sich noch nicht so erkannt, was ich für ein Prob-
lem halte. Aber Herr Günthner ist ja da und hat sich 
entschieden, diese Debatte zu verfolgen. Vielleicht 
nimmt er davon mit, dass wir es eine gute Idee fän-
den, wenn auch das Wirtschaftsressort dieses 
Thema für sich sieht, um mitzunehmen, dass hier 
ein hohes Maß an Entwicklungs- und Wachstums-
potenzial ist. Rainer Bensch hat es gesagt, wenn die 
Entwicklung so weitergeht, haben wir mehr Pfle-
gebedürftige, weil wir eine alternde Gesellschaft 
sind. Aber ich bin in einer fortschrittsgläubigen 
Partei. Das heißt, ich hoffe, dass durch technischen 
Fortschritt, durch Entwicklung und durch alles, was 
wir uns jetzt vielleicht noch nicht so vorstellen kön-
nen, es gelingt, die Zahl der Pflegebedürftigen zu 
verringern, und denen, die pflegebedürftig wer-
den, das Leben durch Hilfsmittel zu erleichtern. 

Künstliche Intelligenz, Digitalisierung, neue Er-
kenntnisse in der Pharmakologie, all das ist doch 
das, worauf wir setzen. Und natürlich auch eine 
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bessere Pflege, dadurch dass die Menschen dann 
noch besser ausgebildet werden und wir ausrei-
chend Menschen ausbilden. Das sind doch die 
Chancen, die wir ergreifen müssen und wir müssen 
auch sehen, wo die Pflanzen wie die Firma Bego 
und andere sind, wo die Pflänzlein sind und wo die 
Möglichkeiten sind, für die wir noch Samenkörner 
pflanzen müssen, um einfach eine bessere Gesund-
heitswirtschaft hier in Bremen zu haben. Da gibt es 
auch viele Forschungsansätze, wenn Sie zur künst-
lichen Intelligenz schauen, wenn Sie an Digitalisie-
rung denken. Da ist so viel möglich, dass dann auch 
noch Entlastung für das pflegende Personal bietet 
und dann auch wieder Möglichkeiten bietet, an der 
Patientin, am Patienten zu arbeiten. Insofern soll-
ten wir das Ganze als große Chance nehmen und 
auch gerade die Entwicklungsmöglichkeiten hier 
aktiv nutzen, um wirklich bessere Arbeit zu ma-
chen. 

(Beifall FDP) 

Natürlich kann man darüber diskutieren, wie weit 
man hier Mediziner ausbildet. Ich glaube aber, es 
steht außer Frage, ob man hier wirklich am Ende 
einen vollen Studiengang finanzieren kann. Es gibt 
aber viele Diskussionen, wie wir gerade die klini-
sche Ausbildung intelligenter einbeziehen in das, 
was hier in der Gesundheitswirtschaft läuft. Es gibt 
ja viele Lehrkrankenhäuser in Bremen und Bre-
merhaven, und diese Lehrkrankenhäuser da auch 
gezielt einzubinden, dieses ganze Potenzial zu nut-
zen und darauf auch gezielt auszurichten, das ist 
aller Ehren wert, und das sollten wir in der Tat tun. 
Ich bin sehr froh, wenn es um die Unternehmen 
geht, dass Frau Dehne darauf hingewiesen hat – 
und insofern geht das ja bei einer Partei der Regie-
rungskoalition, die andere haben wir ja noch nicht 
gehört – dass man da Mittlerfunktionen zwischen 
Senat, zwischen Verwaltung und Forschenden und 
Unternehmen und Entwickelnden braucht. Da ist 
in der Tat ein Defizit, und diese Mittlerfunktionen 
müssen wahrgenommen werden. Am Ende sei ge-
sagt, all das ist wichtig, damit wir hier in Bremen 
und Bremerhaven lange gut und gesund leben 
können. Dafür ist es aller Ehren wert, wenn wir die 
Dinge nicht einkaufen müssen, sondern ein paar 
davon hier auch selbst machen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Pirooznia. 

Abgeordneter Pirooznia (Bündnis 90/Die Grünen): 
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen 

und Kollegen, meine Damen und Herren! Heute 
debattieren wir über die Große Anfrage der SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen mit dem Titel „Wie 
wichtig ist die Gesundheitswirtschaft für Bremen 
und Bremerhaven?“. Gleich zu Beginn meines Bei-
trags möchte ich sagen: Die Gesundheitswirtschaft 
ist für uns im Bundesland Bremen eine bedeutende 
Branche, die es weiter zu pflegen und zu stärken 
gilt. Doch wie komme ich zu diesem Ergebnis? Die 
Bremer Wirtschaft ist in erheblichem Maße durch 
die Gesundheitswirtschaft geprägt. Nicht nur die 
Antwort des Senats, sondern auch die Veranstal-
tung der Arbeitnehmerkammer, die auch eine Stu-
die dazu durchgeführt hat, haben uns dies in diver-
sen Ausführungen gezeigt. 

Die Leistungskraft der Bremer Gesundheitswirt-
schaft kann sich daher durchaus sehen lassen. Die 
Wertschöpfung je Erwerbstätigem liegt mit rund 
48 000 Euro knapp über dem Bundesdurchschnitt, 
um auch noch einmal ein paar harte Fakten zur 
Hand zu nehmen. Auch sind in diesem Bereich 
rund 61 000 Erwerbstätige beschäftigt, also rund 15 
Prozent der Gesamterwerbstätigen im Land Bre-
men, welche eine Bruttowertschöpfung von 2,8 
Milliarden Euro, also rund zehn Prozent der gesam-
ten Bremer Wertschöpfung ausmachen. Das sind 
wirklich Größen, die man nicht so einfach vernach-
lässigen darf. 

(Beifall SPD) 

Diese Information mag vielleicht einige wundern, 
jedoch darf in diesem Zusammenhang eines nicht 
vergessen werden, dass das Land mit seiner beson-
deren zwei-Städte-Staatstruktur in wachsendem 
Maße überregionale Versorgungsfunktionen er-
füllt. Ob in der Akutversorgung im Krankenhaus o-
der auch in der Reha und Anschlussheilbehand-
lung, um nur einige Beispiele zu nennen. Zum an-
deren haben wir bereits in der Vergangenheit Ent-
scheidungen in der Bürgerschaft getroffen, die 
diese positive Entwicklung durchaus gefördert ha-
ben. Ob die Aktivitäten zur Ambulantisierung der 
Pflege, zur quartiersnahen Versorgung und zur 
quartiersnahen Dienstleistung, zur Förderung von 
Barrierefreiheit in Wohnungen und im Stadtteil so-
wie zur Verbesserung – Frau Dehne hatte auch da-
rauf hingewiesen – der Kommunikation der Player 
innerhalb der Gesundheitsbranche. Diese Aktivitä-
ten gilt es natürlich weiter auszubauen, denn der 
demografische Wandel und das zunehmend hohe 
Alter innerhalb unserer Gesellschaft führen zu ei-
ner steigenden Nachfrage nach ambulanten, teil-
stationären und stationären Angeboten in der 
Pflege. 
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Es wird also deutlich, dass der Erfolg der Gesund-
heitswirtschaft in hohem Maße von der Bereitstel-
lung der bereits heute so dringlich benötigten 
Fachkräfte abhängt. Das heißt, die Suche und die 
Vereinbarung von attraktiven Lohn- und Arbeits-
bedingungen in den verschiedenen Branchen der 
Gesundheitswirtschaft ausgewogen zu entwickeln, 
das wären noch verbesserungswürdige Themen, 
die wir natürlich angehen müssen. Aber auch, wo-
ran wir bereits arbeiten, die Entwicklung zukunfts-
fähiger Qualifikations- und Kompetenzprofile, also 
auch die Aufwertung von Professionalisierung und 
das Empowerment von Beschäftigten in den Pfle-
geberufen gehören dazu, damit diese Themenbe-
reiche noch besser werden als sie sind. 

Doch was verbirgt sich hinter dieser so genannten 
Gesundheitswirtschaft? Wir haben das ja an den 
Ausführungen gemerkt. Es ist ein breites Potpourri 
von verschiedenen Dienstleistungen und Angebo-
ten. Also wir reden hier nicht von einer homogenen 
Struktur, sondern wir haben wirklich ein heteroge-
nes vielfältiges Feld von unterschiedlichen Dienst-
leistungen und Angeboten. Über den Kernbereich 
haben wir gesprochen, die stationäre und ambu-
lante Gesundheitsversorgung, Ärzte und Ärztin-
nen, Apotheken und natürlich auch die Verwal-
tung dieser Organisation, das heißt, die Behörden 
und auch die Krankenkassen gehören zu diesem 
Bereich. Dann gibt es natürlich noch die Vorleis-
tungs- und Zulieferindustrie, in der wir natürlich 
Medizin und Gerontotechnologien und vieles mehr 
auch hier vor Ort anbieten. Abschließend als drit-
ten Bereich, der auch zur Gesundheitswirtschaft 
zählt, muss man natürlich die gesundheitsrelevan-
ten Randbereiche erwähnen, also Orte, an denen 
Dienstleistungen rund um das Thema Prävention, 
Gesundheitsversorgung oder auch Wellness getä-
tigt werden. 

Selbst Themen wie neue Services, wie das betreute 
Wohnen gehören durchaus dazu. Ich glaube daran 
wird deutlich, dass die Entwicklung der Gesund-
heitswirtschaft notwendig ist, jedoch auch hoch-
komplex und nicht mit einer Idee vorangetrieben 
werden kann, sondern es bedarf einer vertieften 
Auseinandersetzung mit den individuellen Zielen 
für die unterschiedlichen Teilsegmente, die ich ge-
rade skizziert habe. Das Besondere an dieser Größe 
der Branche und der Struktur ist natürlich, dass 
diese durch kleine und mittelständische Unterneh-
men, Dienstleister und Selbstständige, also den 
Mittelstand geprägt ist. 

(Glocke) 

Ich komme zum Ende. Das sind Wirtschaftstrei-
bende, die in der Region verwurzelt sind, Ausbil-
dung und Arbeitsplätze anbieten und dem Bundes-
land Bremen auch langfristig treu sind. Auch durch 
die Trends der Digitalisierung im Pflegebereich o-
der in der Gesundheitswirtschaft muss man weni-
ger Probleme fürchten, denn besonders in Kran-
kenhäusern und in der Pflege ist der Kontakt zu 
Menschen und der Bedarf an Menschen immer 
konstant notwendig und steigt mit der älter wer-
denden Gesellschaft immer weiter. Vor diesem 
Hintergrund lassen Sie uns gemeinsam die Ent-
wicklung der Gesundheitswirtschaft weiter stär-
ken. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Erlanson. 

Abgeordneter Erlanson (DIE LINKE)*): Sehr geehr-
ter Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Her-
ren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Vor-
redner haben es, glaube ich, schon in epischer 
Breite dargestellt, Gesundheitswirtschaft ist ein 
wichtiger Faktor für Bremen. Ein wichtiger Faktor 
zur Versorgung der Bevölkerung mit Gesundheits-
dienstleistungen auf der einen Seite, und auf der 
anderen Seite natürlich auch ein wirtschaftlicher 
Faktor. Das wurde hier schon mehrmals erwähnt. 
Für Menschen, die sich vielleicht nicht permanent 
damit beschäftigen, muss man schon feststellen, 
eine Wertschöpfung in Bremen von 2,8 Millionen 
Euro durch die Gesundheitswirtschaft ist schon 
ziemlich viel. Das sind immerhin 9,7 Prozent an der 
Leistung der Gesamtwirtschaft in Bremen. Das sind 
Zahlen, bei denen man sagen muss: Das kann man 
nicht einfach ignorieren, das ist wichtig. 

Mir ist jetzt nicht so ganz klar, ich meine, man 
macht Große Anfragen, das wissen wir als LINKE 
ja selbst auch, und ich bin sicherlich nachher auch 
noch einmal mit einer Anfrage dabei, man macht 
Anfragen, weil man versucht, Daten zu sammeln, 
Daten zu sichern und für sich Klarheit zu bekom-
men, ob man irgendetwas in die eine oder andere 
Richtung unternehmen will, ob es sinnvoll ist oder 
nicht. Bei dieser Anfrage, die jetzt vorliegt, weiß ich 
nicht so genau, mein Kollege von den Grünen hat 
gesagt: Lassen Sie uns die Gesundheitswirtschaft 
stärken. Ja, aber womit denn? Was wollen Sie denn 
da tun? 

(Abgeordneter Pirooznia [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Das kommt ja noch.) 
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Das kommt noch, okay, langsam junger Mann, 

(Abgeordneter Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Altersdiskriminierung!) 

Das finde ich gut, das finde ich absolut gut, das ist 
eine ehrliche Antwort zu sagen: Da kommt noch et-
was. Man kann aber auch feststellen: Darin steht 
nichts. Da ist die Frage: Wie wichtig ist die Gesund-
heitswirtschaft für Bremen und Bremerhaven? Das 
ist die Leitfrage. Dann beantworte ich die und sage: 
Ja, die ist sehr wichtig, und dann kann ich jetzt ei-
gentlich gehen. 

(Abgeordneter Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Das wäre einmal ein Anfang!) 

Ich will aber noch einmal dazu kommen, dass es für 
mich einen Punkt gibt, der leider auch in dieser 
Studie ist. Der Senat bezieht sich ja auch darauf, 
dass die Arbeitnehmerkammer im Grunde genom-
men für sich gesagt hat: Wir müssen uns mit Ge-
sundheitswirtschaft befassen, aber es gibt da ein 
Institut, das auch schon länger damit arbeitet, was 
die Methoden angeht und so weiter. Deshalb ha-
ben sie das Institut Arbeit und Technik damit be-
auftragt, eine Untersuchung durchzuführen. Die 
liegt natürlich genauso vor, wie die Antwort des Se-
nats. 

(Zwischenruf Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Die 
daraus zitiert!) 

Die daraus zitiert, völlig richtig! Man kann sich 
auch fragen --. Man hätte auch nur dieses Teil neh-
men können, dann hätte man sich das andere spa-
ren können. Aber das ist in Ordnung. Was ich aber 
wichtig finde und worauf ich wirklich noch einmal 
hinweisen will, ist im Grunde genommen, dass die 
Arbeitnehmerkammer in ihrem Vorwort zu der von 
ihr in Auftrag gegebenen Studie noch einmal ei-
nige Punkte nennt, die eben auch aus Sicht der Ar-
beitnehmerkammer nicht so großartig in dem gan-
zen Datenvolumen hier vorkommen. Deshalb zi-
tiere ich aus der Einleitung, da heißt es: „Im Ver-
gleich zu anderen Branchen wird das Gesundheits-
wesen daher oft lediglich als Kostenfaktor gesehen. 
Am Ende sollen Lohnnebenkosten begrenzt wer-
den, Kostendeckelungen und Kostenverschiebun-
gen – häufig zu Lasten von Beschäftigten – sind die 
Folge. Zurecht sind die Arbeitsbedingungen im 
versorgenden Teil der Gesundheitswirtschaft da-
her immer wieder in der Kritik, denn der Kosten-
druck wird weitergegeben an die Beschäftigten im 
Gesundheitswesen. Geringe Tarifbindung, nach-
hängende Entwicklung bei den Gehältern in vielen 

Berufen, Berufsflucht und Fachkräftemangel bie-
ten aber gerade keine Grundlage für eine zukunfts-
feste Entwicklung.“ Ich finde, das ist wirklich ein-
mal ein Wort, das ist wichtig. Das ist der Punkt, mit 
dem sich diese Studie und auch die Antwort des Se-
nats in der Breite nicht befassen. Da wird etwas zu 
Personalzahlen gesagt, aber es geht ja hier um viel 
mehr. Es geht darum, wie Personal vergütet wird, 
wie Personal wertgeschätzt wird und so weiter und 
so fort, dieser Bereich fehlt. Die Arbeitnehmerkam-
mer hat das in die Einleitung geschrieben, das 
finde ich gut. Und ich finde, Herr Kollege von den 
Grünen, „es kommt noch etwas“, ich finde auch, 
gerade in dem Bereich muss jetzt in der Tat noch 
etwas kommen. – Danke! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort Frau Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt. 

Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt: Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Zuerst 
einmal freut es mich, wenn Sie anerkennend fest-
stellen, dass wir diese Große Anfrage beantwortet, 
dass wir sie sehr umfangreich beantwortet haben 
und dass sie für das Parlament die eine oder andere 
Debatte und den einen oder anderen Gedankenan-
stoß angeregt hat. Es ist ein ganz wesentlicher 
Punkt: Über 61 000 Menschen, wahrscheinlich 
auch noch mehr, arbeiten in der Gesundheitswirt-
schaft. Ich wiederhole jetzt nicht all die Zahlen, die 
schon ausgeführt worden sind. 

Ich möchte an der Stelle nur noch einmal auf einen 
Punkt eingehen: Das Spannende ist wirklich die 
Vielfalt dieses Arbeits- und Wirtschaftsbereichs, 
von Kleinen und Mittelständischen, von Selbststän-
digen, von Trägern des öffentlichen Gesundheits-
dienstes, von Forschung und Wissenschaft. All das 
zusammen macht die Gesundheitswirtschaft aus. 
Das ist einerseits natürlich für die Entwicklung von 
Strategien nicht einfach, andererseits ist es aber ein 
ganz spannender Auftrag, sich in dem Zusammen-
wirken dieser unterschiedlichen Bereiche zu enga-
gieren. Wenn man allein zwei Beispiele aus dem 
Wissenschaftsbereich nimmt: Das Leibniz-Institut 
für Präventionsforschung und Epidemiologie - BIPS 
GmbH, das in Bremen angesiedelt ist, ist das zent-
rale Institut für Präventionsforschung in Deutsch-
land. Von dort werden die Programme und die Ak-
tivitäten, die von Ärzten, von Kassen, die auch von 
staatlicher Seite initiiert werden, um Prävention 
besser in die Stadt zu bringen, um die Menschen 
hier gesünder werden zu lassen, begleitet. 
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(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Bundesweit!) 

Ein, ich habe es eben gesagt, bundesweit höchst 
anerkanntes Institut. In Bremen sind sie genau in 
diesem Bereich auch für uns tätig. Nehmen wir das 
Fraunhofer-Institut für Bildgestützte Medizin ME-
VIS, das ist das weltweit anerkannteste Institut, das 
entsprechende Medizintechnikforschung vorhält. 
Es arbeitet mit Kliniken, zum Teil auch mit unseren 
Kliniken zusammen. Darüber hinaus könnte man 
noch weitere Beispiele aufzählen. Das will ich an 
dieser Stelle jetzt gar nicht weiter machen. 

Für uns als Senat war es sehr wichtig, uns mit die-
ser Anfrage auseinander zu setzen, weil es natür-
lich einerseits darum geht, wie stärken wir den 
kleinen und mittelständischen Bereich. Aber es 
geht natürlich auch darum, dass wir uns mit der 
Frage auseinander setzen müssen, was müssen wir 
in der Versorgungsforschung im öffentlichen Ge-
sundheitsdienst verbessern? Es ist ja völlig richtig, 
und Herr Erlanson hat das zitiert, dass es natürlich 
auch um Beschäftigungsverhältnisse geht, dass es 
auch um die Finanzierung, um die Besserstellung 
von Beschäftigungsverhältnissen, die Verbesse-
rung der Daseinsvorsorge und der Versorgung 
über den öffentlichen Gesundheitsdienst geht. Da 
müssen wir uns entwickeln, da sind wir ja auch 
weitergekommen. Wir haben gesagt, wir stärken 
das Gesundheitsamt. Wir stärken es dadurch, dass 
wir konkurrenzfähige Gehälter realisieren, wir 
stärken es, indem wir die Personalsituation so wei-
terentwickeln, dass wir in dem Bereich, in dem un-
sere Zuständigkeit liegt, das Angebot noch einmal 
weiter verbessern. 

Für unsere Schulen ist es von Bedeutung, dass die 
Kinder eine vernünftige Schuleingangsuntersu-
chung bekommen, das ist wichtig für die ganze 
Prävention. Das alles sind Elemente, die zur Ge-
sundheitswirtschaft dazugehören. Wenn ich den 
Bogen jetzt noch einmal spanne zu den kleinen und 
mittelständischen Unternehmen, dann haben wir 
natürlich die Ergotherapie, wir haben die Physio-
therapie, wir haben die Logopädie. Das sind alles 
Bereiche, die davon leben, dass wir gute Präven-
tion machen, die davon leben, dass wir gute Da-
seinsvorsorge betreiben, dass wir hier im Land eine 
gute Versorgung vorhalten, damit sie auf dieser 
Grundlage ihre hervorragende Arbeit weiter fort-
setzen können. Das ist, glaube ich, ein ganz wich-
tiger Punkt, weswegen ich nicht der Auffassung 
bin, dass wir nur irgendetwas abgeschrieben ha-
ben, wie Herr Erlanson sagt, sondern ich bin schon 
der Auffassung, dass aus der Antwort deutlich 

wird, dass wir jetzt eine Gesamtstrategie weiterent-
wickeln werden, dass wir diese Gesamtstrategie 
bezogen auf die Vielfalt der Unternehmensformen 
auch abbilden. 

Natürlich lebt so eine Gesundheitswirtschaft auch 
davon, dass man zum Beispiel, so wie ich es ge-
macht habe, ein Gesundheitsberufe-Monitoring 
auf den Weg bringt, um Zukunftsfragen beantwor-
ten zu können, also um zu schauen, was braucht 
denn die Gesundheitswirtschaft. Denn wenn wir 
Logopädinnen und Logopäden ausbilden, dann 
profitieren diejenigen, die hinterher als Selbststän-
dige arbeiten, davon, weil sie dann Fachkräfte ha-
ben, die die Arbeit machen. Insofern ist das, glaube 
ich, an der Stelle ein gutes Zusammenspiel, ein gu-
tes Miteinander. Die Fachkräftelücken, von denen 
wir wissen, dass sie aufgebaut werden, die werden 
wir mit all den Akteuren der Gesundheitswirtschaft 
schließen müssen. Da sind natürlich bei der Ausbil-
dung auch die Kassen gefordert, da sind die Kran-
kenhäuser gefordert, um Ausbildungsplätze vorzu-
halten und mit dafür Sorge zu tragen, dass die Aus-
bildungen bezahlt werden. Insofern, denke ich, 
passt die Gesundheitswirtschaft mit all den Impli-
kationen, die sie an Folgetätigkeit hat und die auch 
von uns aus, also vom Senat aus, initiiert werden 
müssen, hervorragend zusammen. 

(Beifall SPD) 

Ein letzter Punkt zu der Aussage, die Herr Erlanson 
formuliert hat, zu der geringen Tarifbindung, zu 
den nachhängenden Entwicklungen. Ja, das ist ein 
Problem. Es ist auch ein Problem, dass wir viele Ge-
ringbeschäftigte im Gesundheitsbereich haben, 
das ist völlig richtig. Das ist aber eine Frage, die 
können wir politisch aufgreifen, die werden wir po-
litisch aufgreifen und darauf werden wir hinwei-
sen. Aber wir sind nicht die Tarifpartner, sondern 
wir sind diejenigen, die an der Stelle die politische 
Leitplanke zu setzen haben. Einen Satz muss ich 
jetzt noch einmal ganz kurz sagen, weil Herr 
Bensch die wegweisende Formulierung gewählt 
hat, die CDU will jetzt eine medizinische Fakultät 
aufbauen. Der Gedanke, eine Medizinausbildung 
aufzubauen, dieser Gedanke ist aus diesem Senat 
heraus hervorgegangen, und zwar mit einer realis-
tischen Zielsetzung. 

(Beifall SPD) 

Mit der realistischen Zielsetzung, dass man über 
die zweite Phase, also sozusagen den praktischen 
Teil, miteinander redet. 
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(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Erst einmal se-
hen, was dabei herauskommt!) 

Genau, da haben Sie völlig Recht: Sehen, was da-
bei herauskommt, genau der Frage wenden wir uns 
zu. Da muss man genau schauen, was kann das 
Land? 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Wahrschein-
lich so viel wie bei der Musikausbildung und dem 
Domshof!) 

Was kann das Land, was können die einzelnen 
Krankenhäuser, was können die Kliniken, was wol-
len die Kliniken und wie kann man das Zusammen-
spiel erwirken? 

(Glocke) 

Das werden wir alles beantworten. Warten Sie es 
ab, wir werden Ihnen dazu etwas vorlegen. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Glaube ich 
nicht, brauchen Sie auch nicht!) 

Das macht ja nichts, brauchen Sie auch nicht zu 
glauben, Sie werden es ja sehen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Sie werden sehen, dass wir etwas auf den Tisch le-
gen, was Hand und Fuß hat, was in der Nordwest-
region abgestimmt ist. 

(Abgeordneter Strohmann [CDU]: Das wäre das 
erste Mal!) 

Das möchte ich Ihnen nur sagen. In diesem Sinne 
bin ich froh, dass wir diese Antwort haben. Und es 
ist völlig richtig: Es ist eine Grundlage, und auf die-
ser Grundlage werden wir die Gesundheitswirt-
schaft weiter voranbringen, denn es ist eine Wachs-
tumsbranche, die wir alle gemeinsam wollen. – 
Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 

Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats mit der Drucksachen-Nummer 19/1660 
auf die Große Anfrage der Fraktionen der SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen Kenntnis. 

Interfraktionell ist abgesprochen worden, dass wir 
vor der Mittagspause noch den Tagesordnungs-
punkt acht behandeln. 

Zukünftige Trassenführung der B6n  
Große Anfrage der Fraktion DIE LINKE  
vom 9. Januar 2018  
(Drucksache 19/1460)  

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 20. Februar 2018  
(Drucksache 19/1545)  

Wir verbinden hiermit 

Integrierte Planung des Bauabschnitts 2.2 der 
A281 und der B6n – Keine Übertragung der Zu-
ständigkeit für die B6n an den Bund  
Antrag der Fraktion DIE LINKE  
vom 29. Mai 2018  
(Drucksache 19/1676)  

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat Deut-
schendorf. 

Wir treten in die Aussprache ein. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Herr Janßen. 

Abgeordneter Janßen (DIE LINKE)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Sehr ge-
ehrte Gäste! Die sogenannte B6n ist im Parlament 
schon häufiger Thema gewesen. Für diejenigen, 
die es vielleicht nicht mehr in Erinnerung haben: 
Die B6n ist die Bundesstraße 6 neu, die eine Ver-
bindung schaffen soll von der Neuenlander Straße 
zur A1 nach Brinkum. In der Bürgerschaft wurde 
das Thema immer wieder aufgerufen, auch, weil es 
verschiedene Varianten der Streckenführung gibt. 
Die eindeutige Beschlusslage dieses Hauses, in 
verschiedenen Anträgen mehrfach bestätigt, 
spricht sich für die so genannte Vorzugsvariante 
aus, die eine Untertunnelung des Flughafens und 
dann eine Anschlussstelle auf dem ehemaligen 
Hornbach-Gelände vorsieht, sodass die Wolfskuh-
lensiedlung von einer direkten Umfahrungsvari-
ante verschont bliebe und auch der Lärmschutz 
bestmöglich eingehalten wird. Diese Variante ist 
nach wie vor die beste und einzige, die auch im 
Land Bremen eine politische Mehrheit hat. 

(Beifall DIE LINKE) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1660
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1460
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1545
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1676
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Bei der Projektanmeldung an den Bund wurde al-
lerdings – auch auf Drängen des Bundes hin – eine 
weitere Variante angemeldet, die kostengünstiger 
ist und seitdem deshalb auch vom Bundesministe-
rium bevorzugt behandelt wird. Bei dieser Umfah-
rungsvariante soll der Flughafen östlich umfahren 
werden. Wir haben heute eine Große Anfrage zu 
debattieren und einen Antrag eingereicht, um den 
Stand der Diskussion noch einmal aufzurufen. Da-
her möchte ich zunächst auf ein paar Punkte aus 
der Anfrage eingehen. Bei der Anmeldung der Um-
fahrungsvariante durch den Senat, die wir schon 
für problematisch halten, weil sie eigentlich keine 
politische Mehrheit in diesem Hause hat, heißt es, 
dass die Trasse bei dieser Umfahrung nur über 
Grün- und Ackerland führe, somit von keinen wei-
teren Belastungen auszugehen ist und dass bei die-
ser Anmeldung auch keine Rede mehr von der In-
anspruchnahme von Grundstücken oder Gebäu-
den ist. Obwohl es im Abschlussbericht des Runden 
Tisches noch heißt, Zitat: „Variante 4, Umfahrung 
des Flughafengeländes unter Inanspruchnahme 
von Wohn- und Kleingartengrundstücken in der 
Wolfskuhle.“ Dieser Fakt, dass mit der Umfah-
rungsvariante zwangsläufig Grundstücke in An-
spruch genommen werden müssen, findet sich 
nicht mehr in der Anmeldung an den Bund. Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, dafür habe ich 
kein Verständnis. Ich weiß nicht, warum das hier 
außen vor geblieben ist. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich habe mich vor einigen Tagen noch einmal mit 
meinen Mitarbeitern, aber auch mit der Bürgerini-
tiative getroffen, um uns vor Ort noch einmal ein 
Bild von der Lage zu machen, weil wir auch eine 
Einschätzung haben wollten, wie es mit der Tras-
senführung aussieht. Im Anschluss an das Flugha-
fengelände schließt sich ein Graben an, ungefähr 
zwei Meter, und unmittelbar danach fangen die 
Wohnbebauung und die Grundstücke an. Ich bin 
kein Verkehrsplaner, ich kann Ihnen aber sagen, 
da passt keine Bundesstraße hin ohne Grundstücke 
in Anspruch zu nehmen, und das muss deshalb der 
Vollständigkeit halber für diese Variante auch im-
mer dazugesagt werden. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ganz abgesehen davon, dass viele unserer Fragen 
aus meiner Sicht unbefriedigend beantwortet wur-
den, möchte ich noch einmal dazu übergehen, die 
Frage zu beantworten: Was wollen wir denn jetzt? 
Wie soll das Verfahren denn weiterentwickelt wer-
den und wie kommen wir in der Debatte voran? 

Deshalb haben wir unsere Anfrage noch einmal 
durch einen Antrag ergänzt, in dem wir Ihnen mit 
drei Beschlusspunkten vorschlagen, das Verfahren 
weiterzuentwickeln und so zu gestalten, dass es so-
wohl den verkehrlichen Anforderungen entspricht, 
aber auch klarstellt, dass an der bisherigen Be-
schlusslage festgehalten wird und ein Verkehrs-
chaos verhindert werden kann. 

In Punkt 1 beantragen wir, die Planung des Bauab-
schnitts der A281 mit der Planung der B6n zusam-
menzuführen. Das derzeitige Verfahren, die beiden 
Abschnitte vollständig unabhängig voneinander zu 
planen, ist ja zum einen schon einmal gerichtlich 
beklagt worden, zum anderen aber auch aus pla-
nerischer Sicht unnötig, weil damit möglicherweise 
Vorfestlegungen auf die Anschlussstelle gelegt 
würden, wenn wir die A281 weiter planen. Deshalb 
müssen diese Verfahren zusammengezogen wer-
den und gemeinsam, auch finanziell, weiter ge-
plant werden. In Punkt 2 beantragen wir, die Ver-
kehrssituation an der Neuenlander Straße kurzfris-
tig für ungefähr zwei Millionen Euro erheblich zu 
entspannen. Das ist auch Beschlusslage dieses 
Hauses. Im Jahr 2009 hat die Bürgerschaft einstim-
mig beschlossen, eine Auf- und Abfahrt an dieser 
Stelle zu bauen. 

Diese beiden Punkte, also sowohl die Anschluss-
stelle baulich zu ermöglichen, als auch die Zusam-
menführung der Projekte, würden zum einen absi-
chern, dass unsere bevorzugte Lösung durchge-
setzt wird, und zum anderen würde es im Hinblick 
auf das anstehende Verkehrschaos eine vorbeu-
gende Wirkung haben und für eine bessere ver-
kehrliche Situation sorgen. 

(Glocke) 

Besonderes Augenmerk möchte ich noch einmal 
auf den letzten Antragspunkt legen. Mit der Ein-
richtung der Bundesfernstraßengesellschaft gibt es 
eine Optionsmöglichkeit des Bundeslandes, die 
Planung für die B6n an den Bund zu übertragen. 
Damit wäre die Planung außerhalb unserer Zustän-
digkeit, und das möchten wir ausdrücklich nicht. 
Wir möchten, dass die Planung in Bremen bleibt, 
und wir möchten, dass damit abgesichert wird, dass 
der politische Einfluss dieses Hauses geltend ge-
macht werden kann und abgesichert wird, dass es 
keine andere Variante als die Vorzugsvariante ge-
ben kann. Von daher bitte ich Sie, zumindest die-
sem Punkt klar zuzustimmen. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE) 
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Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Saxe. 

Abgeordneter Saxe (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Lieber Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Auch wir wünschen uns einen Fortschritt 
des Verfahrens. Wir wünschen uns nicht, dass wir 
wieder um Jahre zurückgeworfen werden. Ich 
glaube, die meisten hier im Haus werden das so se-
hen, dass wir auch irgendwann tatsächlich diesen 
Ringschluss der Autobahn realisiert haben wollen. 
Klar ist auch, der Bund und Bremen sind sich über-
haupt nicht einig über den Trassenverlauf der B6n. 
Die Bremische Bürgerschaft hat sich mehrmals mit 
großer Mehrheit oder sogar auch einmal einstim-
mig mit der CDU für eine Untertunnelung des 
Flughafengeländes ausgesprochen. 

(Abgeordneter Strohmann [CDU]: Einmal!) 

Die CDU hat sich davon entfernt, hat dann eine 
schöne Briefaktion durchgeführt und sich dann da-
für eingesetzt, dass die B6n in den vordringlichen 
Bedarf kommt. Ob das nun deswegen gewesen ist 
oder trotzdem, weiß ich nicht, ich glaube, es ist 
auch deswegen gewesen, weil es nämlich dann die 
Folge hatte, dass die A1 – bei der wir uns eigentlich 
gewünscht haben, dass wir miteinander eine Lärm-
sanierung hinbekommen, was Zehntausende von 
Menschen entlastet hätte – eben eine Kategorie 
nach hinten gerutscht ist. Wir sind uns auch dar-
über einig, zumindest mit dem verkehrspolitischen 
Sprecher der CDU bin ich mir einig, dass die B6n 
erst einmal nicht realisiert werden wird, weil wir 
eben diesen Dissens mit dem Bund haben. Deswe-
gen war es so schädlich, wie dort agiert worden ist. 

Ich sage ganz deutlich, ich nehme es so wahr, dass 
es hier im Parlament niemanden gibt, der diese Va-
riante, die Nelson Janßen gerade eben erwähnt hat 
– ob nun direkt am Rande der Wolfskuhlensiedlung 
oder auch unter Tangierung der Wolfskuhlensied-
lung – mitmachen wird. Das wird es nicht geben! 
Dann sage ich auch ganz klar, lieber gar keine B6n 
als so eine B6n. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Es wird also noch eine ganze Zeitlang dauern, weil 
der Bund sich sträuben dürfte, die Mehrkosten zu 
übernehmen. Von daher denke ich auch, mittelfris-
tig ist erst einmal keine Realisierungschance für die 
B6n da. Der Antrag der LINKEN beschreibt zu 
Recht, dass wir uns bis zum Ende des Jahres erklä-
ren müssen, ob wir die Bundesstraße behalten wol-

len oder sie eben in die neu zu gründende Bundes-
fernstraßen- und Bundesautobahngesellschaft 
übernehmen wollen. Das, was Sie uns da jetzt so en 
passant vorschlagen bedeutet, dass wir hier dann, 
wenn wir das annehmen würden, nicht nur über 
die B6n entscheiden, sondern wir entscheiden auch 
zum Beispiel über die B6 und über die Sanierung 
der Stephanibrücke. Das heißt, das können wir hier 
nicht einfach so nebenbei machen, sondern das 
muss abgewogen werden. 

Ich bin auch skeptisch, ob es eine gute Idee ist in 
Bezug auf die B6n, das aus der Hand zu geben, weil 
ich glaube, das ist ein Trumpf, den wir da haben. 
Wir müssen aber dabei wissen, dass die anderen 
Stadtstaaten, nämlich Hamburg und Berlin, sehr 
wohl gesagt haben: Bloß weg mit den Dingern, weil 
sie uns sehr viel Geld kosten. Das müssen wir ab-
wägen, wir müssen schauen, was für Folgen das 
hat. Ich sage ganz klar, ich bin da sehr skeptisch, 
weil ich befürchte, dass wir uns da etwas aus der 
Hand nehmen lassen. Der zweite wesentliche Be-
schlusspunkt fordert eine integrierte Planung von 
Bauabschnitt 2.2 und B6n. Wir befinden uns in ei-
ner Planfeststellung dieses Bauabschnitts 2.2. Wir 
werden jetzt nicht mehr in die laufende Planfest-
stellung hineingrätschen, weil das bedeuten 
würde, dass wir das Verfahren wieder auf Jahre 
verzögern würden. Wenn wir es so machen, wie Sie 
das vorschlagen, fangen wir im Prinzip wieder von 
vorne an. Das sind Sachen, die wir miteinander ge-
prüft und gesagt haben: Wir wollen das nicht ma-
chen. Ich habe Verständnis für die Anwohnerinnen 
und Anwohner, die sich diese Variante wünschen. 
Wir haben hier nur auch die Interessen der Ge-
samtstadt zu sehen. Es gibt einen Entlastungseffekt 
für die A1, der bei der Variante, die wir bevorzu-
gen, größer ist. Da sind wir uns, glaube ich, einig. 
Es ist für die Anwohnerinnen und Anwohner 
schlechter, darüber bin ich mir auch im Klaren. Die 
Gesamtentlastung der Stadt müssen wir auch im 
Blick haben, und da sehe ich ganz eindeutig, dass 
wir das jetzt machen müssen. 

Ich verstehe diese alten Kämpfe, ich finde aber, 
dass wir irgendwann an einem Punkt sind, an dem 
Politik verlässlich sein muss. Wir haben das jetzt 
ein paar Mal miteinander beschlossen. 

(Zurufe Abgeordneter Strohmann [CDU] und Ab-
geordneter Dr. vom Bruch [CDU]) 

Darüber kann man zwar lachen, aber wir haben die 
Planfeststellung so miteinander beschlossen. Des-
wegen müssen wir verlässlich sein. Und der andere 
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Teil der Verlässlichkeit gehört auch dazu. Wir ha-
ben immer gesagt, eine B6n als Flughafenumfah-
rung wird es hier politisch nicht geben. Das gehört 
auch zu unserem politischen Versprechen dazu. 
Aber beides sind Versprechen, die wir gemacht ha-
ben, ob Sie das jetzt akzeptieren oder nicht. Ich 
werde auch weiterhin für beide Sachen kämpfen. 
Deswegen kann ich zwar die Intention des Antrags 
verstehen, glaube aber, dass wir das auf keinen 
Fall machen dürfen. Weder den Teil, dass wir jetzt 
ziemlich weit reichende finanzielle Verpflichtun-
gen eingehen, noch den Teil, dass wir diesen Ring-
schluss der Autobahn A281 wieder auf Jahre hin-
weg verschieben. 

(Glocke) 

Aber klar ist auch, den Trumpf einfach so aus der 
Hand zu geben, das müssen wir uns gut überlegen, 
ob wir das wollen. Ich bleibe dabei skeptisch. – Vie-
len Dank für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Sprehe. 

Abgeordnete Sprehe (SPD): Herr Präsident, meine 
Damen und Herren! Die B6n ist ein Thema, das die 
Bürgerschaft schon seit vielen Jahren beschäftigt 
und auch in der Bevölkerung in Kattenturm viel-
fach Emotionen, aber auch ein großes Beteiligungs-
verfahren entfacht hat. Ich habe den Eindruck, dass 
DIE LINKE unter dem abgewandelten Motto „und 
halbjährlich grüßt das Murmeltier“ dieses Thema 
immer wieder neu diskutieren will. Nun schon wie-
der eine Große Anfrage vom Januar 2018 mit über 
18 Fragen. Der Senat hat diese ausführlich beant-
wortet. Ich will im Einzelnen nicht genau darauf 
eingehen. Ich frage mich bei dem gesamten The-
menbereich, welche Bedeutung haben Bürger-
schaftsbeschlüsse und müssen sie immer wieder er-
neuert beziehungsweise hinterfragt werden? Die 
Fraktion der SPD steht zu den Bürgerschaftsbe-
schlüssen aus den Jahren 2011 und 2012 mit der 
Trassenführung der B6n durch eine Untertunne-
lung des Flughafens. Der schon fast legendäre 
CDU-Spruch „jede B6 ist besser als keine B6n“ 
kommt nicht von der SPD und wird auch nicht von 
ihr unterstützt. 

(Beifall SPD – Zuruf Abgeordneter Strohmann 
[CDU]) 

Auf Wunsch des Bundes musste für den Bundesver-
kehrswegeplan neben der gewünschten Tunnellö-
sung in offener oder geschlossener Weise, unter der 
Start- und Landebahn des Flughafens auch die 
Umfahrungsvariante angemeldet werden. Wie ge-
sagt, letztere ist nicht Beschlusslage der Bürger-
schaft, aber der Verkehrssenator hat auch erklärt, 
dass er sich selbstverständlich an die Beschlusslage 
halten wird und sich für deren Realisierung ein-
setzt. Die Vorzugslösung der Tunnelvariante be-
ruht schließlich auf demokratisch gefassten Be-
schlüssen auf vielen Ebenen wie Beirat, Deputation 
und, wie ausgeführt, der Bürgerschaft. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Deswegen wird 
es aber trotzdem kommen!) 

Zur ebenfalls in der Anfrage angesprochenen Pla-
nung des Bauabschnitts 2.2 der A281 kann ich ab-
schließend sagen, dass das Planfeststellungsver-
fahren bald beendet sein wird. Einwendungen ge-
gen das Lärmgutachten können noch bis zum 8. 
Juni 2018 eingebracht werden, danach erfolgt die 
Planfeststellung. Und es wird in den nächsten Mo-
naten das konkrete Bauablaufkonzept vorgelegt 
werden, nebst den erforderlichen Ertüchtigungen 
der Umleitungsstraßen für die Aufnahme der Um-
leitungsverkehre. Das führt mich jetzt zu dem 
Dringlichkeitsantrag der LINKEN. Wir befinden 
uns in einem laufenden Planfeststellungsverfahren, 
wie gesagt, zu dem Bauabschnitt 2.2 der A281. Da 
können wir jetzt nicht einfach einmal die B6n hin-
zupacken. Denn eine gemeinsame Finanzierung 
der Projekte verhandeln, das geht beileibe nicht, 
sondern das konterkariert letztendlich dann die 
weitere Durchführung auch des bereits laufenden 
Planfeststellungsverfahrens. 

Zu dem Thema Bundesfernstraßengesellschaft: Ja, 
die Autobahnen gehen in den Verantwortungsbe-
reich des Bundes ab dem Jahr 2020. Wie es mit den 
Bundesstraßen aussieht, liegt noch in weiter Ferne. 
Es gibt noch keine Vorlage, die wird es aber vom 
Verkehrssenator geben, auch für die Deputation, in 
der das beraten wird, weil ja durchaus die Frage ist, 
ob wir gegebenenfalls alle Bundesstraßen abge-
ben, ob wir gegebenenfalls alle Bundesstraßen be-
halten, ob wir einzelne Ausnahmen machen, nicht 
nur die B6n, wie es hier gefordert ist, sondern dann 
eben auch andere Bundesstraßen. Das ist ein Pro-
zess, der am Laufen ist, und der wird im nächsten 
halben Jahr dann sicherlich auch entschieden wer-
den. Es wäre jetzt falsch, diesem vorzugreifen und 
eine einzige Bundesstraße, eben diese B6n, da her-
auszulösen. Es ist insoweit auch keine Gefahr im 
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Verzug, ein Baubeginn ist ja zurzeit in keiner 
Weise tatsächlich sichtbar. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Es besteht keine 
Gefahr, dass in Bremen Straßen gebaut werden.) 

Das ist nicht richtig. Ich rede davon, dass die Un-
tertunnelung des Flughafens letztendlich insoweit 
noch Verhandlungsmasse ist. Abschließend hoffe 
ich, dass dies nun die letzte Große Anfrage zum 
Themenkomplex B6n war und dass der Verkehrs-
senator den Bund erfolgreich von der durch die 
Bürgerschaft beschlossenen Tunnelvariante über-
zeugen kann und dass ein baldiger Baubeginn des 
Bauabschnitts 2.2 der A281 beginnt. – Vielen Dank! 

(Beifall SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Dr. Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! 

(Heiterkeit) 

Wir wollen alle zum Mittagessen, oder? Wenn man 
anschaut, mit welcher Geschwindigkeit dieser 
Ringschluss der A281 in Bremen betrieben wird, 
hat man phasenweise den Eindruck gehabt, nie-
mand hat die Absicht, eine Autobahn zu bauen. 

(Beifall FDP) 

Wir haben inzwischen ein wenig von dieser Auto-
bahn bekommen, aber wir haben einen Torso in 
der Neustadt stehen, weil der Abschnitt 2.2 nicht 
fertig gebaut wird und weil das Planfeststellungs-
verfahren nicht so sauber gelaufen ist und es immer 
wieder aufgerollt werden muss, bis hin zur Neuauf-
lage von Lärmgutachten, weswegen die Leute am 
Neuenlander Ring, an der Neuenlander Straße, in 
der Gartenstadt-Süd seit zehn Jahren unter dem 
Lärm leiden, weil dort keine richtige Planung ge-
macht worden ist und keine finale Lösung gefun-
den worden ist. Dann ist uns jetzt schon einmal eine 
Baustellenplanung vorgestellt worden für den Ab-
schnitt 2.2, der zu jahrelangen Staus führt. Auch 
keine schöne Angelegenheit. Auch da haben wir 
darauf gedrängt, dass dort eine Planung gemacht 
wird – und da sind wir sehr gespannt, Frau Sprehe, 
was da vorgelegt wird – die dafür sorgt, dass der 
Verkehr dort auch tatsächlich abgewickelt werden 
kann. 

Aber das wollen wir uns auch alles erst einmal an-
sehen, und wir wollen an der Stelle das Paket nicht 
noch einmal aufschnüren, auch wenn wir uns wün-
schen, weil wir ja wissen, wie lange das dauert, 
dass endlich die vierspurige Rampe gebaut wird. 
Deswegen haben wir auch eine getrennte Abstim-
mung der einzelnen drei Punkte gefordert, damit 
klar wird, was wir hier an der Stelle wirklich schnell 
machen müssen und können. Die Leute sind schon 
zehn Jahre in Geiselhaft genommen worden, weil 
damals gesagt wurde: Ja, wenn wir das gleich fer-
tig bauen, dann kommt der Abschnitt 2.2 nicht so 
schnell. Sie hätten dort schon zehn Jahre Ruhe ge-
habt mit dieser Umfahrung über die Georg-Wulf-
Straße, wenn diese Zwischenlösung, die damals 
geplant war und zu der es eine Planfeststellung 
gab, auch tatsächlich gebaut worden wäre. 

(Beifall FDP) 

Wir brauchen ja dringend den Ringschluss mit dem 
Wesertunnel, der ja für den Ringschluss entschei-
dend ist. Denn ich kann mir gar nicht vorstellen, 
wie wir eine Sanierung der Stephanibrücke hinbe-
kommen, wenn wir nicht eine weitere leistungsfä-
hige Weserquerung haben, damit dort der Verkehr 
auch entsprechend aufgenommen werden kann. 
Auch da ist dann die Frage: Was machen wir? Un-
sere Auffassung als FDP ist, nicht das Fass neu auf-
machen, nicht den Punkt 1 annehmen, wo dann 
beide Planungen noch einmal angefasst und neu 
verhandelt werden. Eine Forderung, die von der 
Bürgerinitiative übrigens nicht neu – für Nelson 
Janßen mag das neu gewesen sein – in den Raum 
gekommen ist, sondern die von der Bürgerinitiative 
immer wieder gefordert worden ist, um zu schauen, 
dass dort eine wirtschaftliche Gesamtlösung kom-
men wird. Die wird es aber so nicht geben. 

Was es aber geben wird ist Planungshoheit für Bre-
men, und zwar nicht durch dieses Haus, sondern 
durch die Stadtbürgerschaft. Wir haben doch in 
dem Verfahren eines gelernt, das schärfste Schwert 
gegen Planungen, die nicht gewünscht sind, ist die 
Flächennutzungsplanung und die Bebauungspla-
nung. Und die macht die Stadtbürgerschaft. Des-
wegen kann man auch sicher sein, weil es ja eine 
Realunion von vielen Abgeordneten hier im Hause 
gibt, dass dort dafür gesorgt wird, dass es keine 
Umfahrungslösung gibt, denn die hat politisch 
keine Mehrheit in der Stadtbürgerschaft und wird 
auch nicht entsprechend getragen. 

Dann noch die Frage der Planungshoheit: Ja, man 
kann darüber reden, wenn man anschaut, mit wel-
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cher Geschwindigkeit und welcher Qualität Sanie-
rung von Brücken, von Bundesstraßen im Bauress-
ort geplant werden, ob das nicht besser beim Bund 
aufgehoben wäre. Auf der anderen Seite würden 
wir da ein wenig Hoheit abgeben. Wir hoffen, dass 
ein Bau- und Verkehrsressort so gut aufgestellt ist, 
dass man die Hoheit in Bremen behalten kann. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Strohmann. 

Abgeordneter Strohmann (CDU): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Bür-
gerinitiative, sehr geehrter Herr Breeger! Ich finde 
es immer wieder schön, dass wir darüber diskutie-
ren und ich mache es auch kurz, denn es ist eigent-
lich alles gesagt. Ich könnte jetzt die letzten elf 
Jahre seit dem letzten Runden Tisch --, also begin-
nend mit dem ersten von 2007 bis 2011, und was es 
nicht alles gab. Ich möchte mich jetzt eigentlich gar 
nicht so weit auf Ihre Anfrage konzentrieren, das 
war auch alles in Ordnung, das können Sie auch 
nachfragen. Aber ehrlicherweise, bei Ihrem Dring-
lichkeitsantrag habe ich schon ein bisschen ge-
schluckt, Herr Janßen. Ich habe Sie bisher eigent-
lich immer sehr geachtet, 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Nein!) 

weil Sie immer sehr fachlich waren, aber da sind 
Sie Herrn Breeger richtig auf dem Leim gegangen. 
Ich kannte das alles schon, das hat er seit zehn Jah-
ren auch immer mit uns versucht, aber das geht 
nicht, es geht schlichtweg einfach nicht! Deswegen 
werden wir diesen Dringlichkeitsantrag auch ab-
lehnen. Ich will grundsätzlich sagen, alle Reden, 
die hier gerade gehalten wurden, ich will nur je-
dem sagen: Wir haben im Moment in dieser Stadt 
eine Verkehrssituation, die katastrophal ist. 

(Beifall CDU, FDP, BIW) 

Diese katastrophale Situation rührt daher, dass in 
den letzten zwölf Jahren feige Verkehrspolitik ge-
macht wurde. Die Beschlüsse, die Projekte waren 
alle da. Wir haben den Wesertunnel nicht richtig 
umgesetzt, wir haben den Autobahnausbau A281 
nicht ausgeführt. Und dieses Resultat, das wir ha-
ben, mit einer überlasteten Stephanibrücke, mit ei-
ner überlasteten B75, das ist jetzt das Ergebnis. 
Hier sage ich auch: Ja, es ist schwierig für die An-
wohner der Wolfskuhle, wenn man die B6n überir-
disch macht. Aber wer hier aus Senats- und aus 

SPD-Reihen von Zusammenarbeit mit Niedersach-
sen in der Infrastruktur und dergleichen redet und 
sich dann in die Büsche macht, der soll darüber 
nicht mehr reden. Dann muss man sagen, wir sind 
jetzt ein Dorf, wir bauen wieder eine Mauer darum, 
dann kommen wir zu dem Kontext: Wir bauen hier 
eine Mauer, nehmen Zoll, und was in Niedersach-
sen passiert, interessiert mich nicht. Was wir hier 
machen, was wir hier auch mit den Gemeinden, mit 
den Umlandgemeinden in Stuhr machen, wenn wir 
gemeinsam Infrastruktur entwickeln wollen, Ge-
werbeflächen entwickeln wollen, gemeinsam Ar-
beitsplätze entwickeln wollen und uns hier über 
eine kleine Siedlung, so Leid mir das auch tut, un-
terhalten, dann versündigt man sich an 500 000 Be-
wohnern dieser Stadt und an den Arbeitsplätzen. 

Das möchte ich nur gesagt haben, das muss jeder 
wissen, wenn Sie hier Ihre Beschlüsse für eine Un-
tertunnelung fassen. Und ich sage noch einmal aus-
drücklich, es wird eine Untertunnelung nicht ge-
ben. Aber ich habe die große Hoffnung, dass in ein 
paar Monaten vielleicht eine politische Konstella-
tion zusammenfindet, die eine Lösung findet. – Vie-
len Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort Herr Staatsrat Deutschendorf. 

Staatsrat Deutschendorf: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, meine Damen und Herren! Die zuletzt geäu-
ßerte Kritik von Herrn Strohmann an den Verkehrs-
verhältnissen in Bremen geht aus meiner Sicht 
doch weit über das Ziel hinaus. Wir haben es hier 
immer wieder diskutiert. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]) 

Natürlich arbeiten wir mit Nachdruck daran, dass 
der Weiterbau der A281 so schnell wie möglich 
funktioniert. Wir sind da auf einem guten Weg, 
aber ansonsten bitte ich darum, die Situation nicht 
so schlecht zu reden. Wenn man den Stauindex 
vergleicht und Ähnliches, stehen wir gar nicht so 
schlecht da. Und wir arbeiten intensiv daran, die 
Infrastruktur in dieser Stadt intakt und leistungsfä-
hig zu halten. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen – Abgeordne-
ter Röwekamp [CDU]: Sogar bei den Staus sind wir 
Schlusslicht!) 
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Bremen hat im Jahr 2013 die B6n in drei Varianten 
der Verkehrsführung zur Prüfung durch das Bun-
desverkehrsministerium für den Bundesverkehrs-
wegeplan angemeldet. Die Bremer Vorzugslösung 
mit einer Tunnellösung unter der Start- und Lande-
bahn des Flughafens, einmal in offener, einmal in 
geschlossener Bauweise sowie die Vorzugslösung 
des Bundes als Umfahrung des Flughafens. Die An-
meldung von mehreren Varianten musste hier aus-
nahmsweise erfolgen, weil das Bundesverkehrsmi-
nisterium ausdrücklich eine Berücksichtigung der 
Umfahrungsvariante bei der Bewertung der B6n für 
den Bundesverkehrswegeplan gefordert hat. In 
diesem Zusammenhang ist zu ergänzen, dass der 
Bundesverkehrswegeplan ein Instrument des Bun-
des ist und von dort festgelegt und entschieden 
wird, welche Varianten bewertet werden. Grund-
lage für die Anmeldung der B6n war die Beschluss-
lage der Bürgerschaft aus dem Oktober 2012, die 
Bundesstraße als Tunnellösung unter dem Flugha-
fen hindurchzuführen sowie der Beschluss des Se-
nats vom 7. Mai 2013, in dem aber auch die weite-
ren Varianten enthalten sind. Die B6n ist nun mit 
dem aktuellen Bedarfsplan bis zu Jahr 2030 im vor-
dringlichen Bedarf eingestuft. Hierbei wurde nur 
die vom BMVI so genannte Umfahrungsvariante 
dargestellt. Da die Variante der B6n im Bundesver-
kehrswegeplan aber nicht der Beschlusslage der 
Bremischen Bürgerschaft zur Führung der B6n als 
Tunnel unter dem Flughafen hindurch entspricht, 
wird mein Ressort diesbezüglich Gespräche zur 
Klärung hinsichtlich der Varianten der Linienfüh-
rung mit dem Bundesverkehrsministerium führen. 

Grundsätzlich sei hier noch einmal ganz deutlich 
gesagt, dass zum jetzigen Zeitpunkt die genaue 
Trassenlage der B6n nicht feststeht. Der Bundes-
verkehrswegeplan stellt die B6n lediglich schema-
tisch als eine Verbindung der A281 und der A1 in 
Niedersachsen dar. Durch sie soll die Kattenturmer 
Heerstraße in hohem Maße vom Durchgangsver-
kehr entlastet werden, und der im BMVI darge-
stellte Verlauf kann sich eben in den nachfolgen-
den Planungsstufen noch deutlich verändern. Das 
liegt daran, dass eine Linienbestimmung für die 
B6n noch nicht erfolgt ist und dafür die Varianten-
untersuchung aus dem Jahr 2009 grundlegend 
überarbeitet werden muss. So kann zum derzeiti-
gen Zeitpunkt zur genauen Trassenlage keine Aus-
sage gemacht werden. Diese Klärung erfolgt im 
weiteren Planungsprozess. Dabei werden dann 
auch die Interessen aller Betroffenen berücksich-
tigt und die untersuchten Varianten im Rahmen ei-
nes Abwägungsprozesses anhand von Kriterien 
miteinander verglichen, und dabei wird dann auch 

die in der Anfrage angesprochene Abstimmung mit 
dem Flughafen vorgenommen. 

In all diesen Gesprächen und Planungsschritten 
wird der Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 
stets die Bremer Vorzugsvariante mit Untertunne-
lung des Flughafens vertreten. 

(Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]: Na klar!) 

Die umfassende Berücksichtigung aller Betroffe-
nen ist im weiteren Verfahren gewährleistet. Sie 
genießt einen hohen Stellenwert und ist uns sehr 
wichtig. Daher werden die Interessen der Men-
schen auch in der Wolfskuhlensiedlung, aber auch 
die Belange des Flughafens hinsichtlich der Flugsi-
cherheit besonders im weiteren Planungsverlauf 
berücksichtigt werden. Meine Damen und Herren, 
ich möchte an dieser Stelle noch einmal kurz auf 
den Dringlichkeitsantrag eingehen. Ich denke 
auch, und das muss ganz vorne stehen, Ziel ist der 
schnellstmögliche Baubeginn an der A281. Diese 
beiden Bauprojekte, B6n und A281, in der hier vor-
gesehen Weise zu verknüpfen, würden den Weiter-
bau um Jahre zurückwerfen, und das wäre das 
ganz falsche Signal. 

Zu Punkt drei, auch hier zur Klärung: Es stellt sich 
die Frage, ob wir alle Bundesstraßen abgeben, ja 
oder nein. Diese Entscheidung wird bei uns im 
Hause derzeit vorbereitet und wird dann zu disku-
tieren sein. Wir gehen davon aus, dass wir damit als 
nächstes in den Senat gehen werden. Wie gesagt, 
es wird nur als Paket gehen und nicht in einzelnen 
Straßen, dass man sich da Teile herauspicken 
kann. Ich möchte dann an der Stelle noch einmal 
kurz auf die Frage eingehen, was sich dahinter ver-
birgt. Das eine ist schon eine besondere Rolle hier 
in Bremen, dass der Senator für Umwelt, Bau und 
Verkehr zum einen die Planungshoheit der Kom-
mune vertritt, und auf der anderen Seite sind wir 
Auftragsverwaltung für den Bund bei den Bundes-
straßen und bei den Autobahnen. Das ist natürlich 
eine schwierige Gemengelage. Das sieht man zum 
einen bei der Diskussion zu dem, was wir beim 
Bundesverkehrswegeplan angemeldet haben. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]) 

Aber das ist dann natürlich auch eine Frage im Hin-
blick auf die Bundesstraßen für die Zukunft. So ist 
meine derzeitige Einschätzung, ich glaube, dass 
die Möglichkeiten, da eine Klärung herbeizuführen 
und dann als Kommune unter Inanspruchnahme 
der kommunalen Planungshoheit zu agieren, ein 
klareres Verhältnis in diesem Zusammenhang 
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wäre und wir da viele Möglichkeiten haben, unsere 
Interessen sehr deutlich vorzutragen. Es verändert 
sich jetzt, und ich glaube, in dieser Situation sollten 
wir uns sehr genau anschauen, welche Chancen 
sich daraus ergeben, denn wir müssen am Ende 
eine Entscheidung treffen, meine Damen und Her-
ren. Die Empfehlung aus unserer Sicht lautet: Ab-
lehnen! – Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Hier ist getrennte Abstimmung beantragt. Als ers-
tes lasse ich über Ziffer 1 des Antrags abstimmen. 

Wer der Ziffer 1 des Antrags der Fraktion DIE 
LINKE mit der Drucksachen-Nummer 19/1676 
seine Zustimmung geben möchte, den bitte ich 
jetzt um das Handzeichen! 

(Dafür DIE LINKE) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, 
FDP, BIW, Abgeordneter Patrick Öztürk [SPD, frak-
tionslos], Abgeordneter Schäfer [LKR], Abgeordne-
ter Tassis [AfD]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordnete Wendland [parteilos]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt die 
Ziffer 1 des Antrags ab. 

Jetzt lasse ich über den restlichen Antrag abstim-
men. 

Wer dem restlichen Antrag der Fraktion DIE LINKE 
mit der Drucksachen-Nummer 19/1676 seine Zu-
stimmung geben möchte, den bitte ich jetzt um das 
Handzeichen! 

(Dafür DIE LINKE, FDP, Abgeordneter Tassis 
[AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, CDU, 
BIW, Abgeordneter Patrick Öztürk [SPD, fraktions-
los], Abgeordneter Schäfer [LKR]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordnete Wendland [parteilos]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt 
auch den restlichen Antrag ab. 

Im Übrigen nimmt die Bürgerschaft (Landtag) von 
der Antwort des Senats mit der Drucksachen-Num-
mer 19/1545 auf die Große Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE Kenntnis. 

Meine Damen und Herren, ich schlage Ihnen vor, 
wir treten jetzt in die Mittagspause ein. 

Ich unterbreche die Sitzung bis 15.00 Uhr. 

(Unterbrechung der Sitzung 13.24 Uhr) 

 

Vizepräsident Imhoff eröffnet die Sitzung wieder 
um 15.00 Uhr. 

Vizepräsident Imhoff: Die unterbrochene Sitzung 
der Bürgerschaft (Landtag) ist wieder eröffnet. 

Auf der Besuchertribüne begrüße ich recht herzlich 
eine Gruppe Auszubildender der Physiotherapie 
und Ergotherapie. Herzlich willkommen hier im 
Haus, haben Sie einen interessanten Nachmittag! 

(Beifall) 

Für einen gerechten Einstieg in die Schulgeld-
freiheit: Schulgeldfreiheit für alle Auszubilden-
den in den therapeutischen Gesundheitsfachberu-
fen! 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 26. April 2018 
(Drucksache 19/1649)  

Wir verbinden hiermit 

Sofortige Schulgeldfreiheit ermöglichen – Tat-
sächliche Ausbildungsbedarfe in den Therapiebe-
rufen anerkennen! 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 29. Mai 2018 
(Drucksache 19/1677)  

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1676
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1676
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1545
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1649
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1677
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Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Prof. Dr. Quante-Brandt. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erste Rednerin hat das Wort die Abgeordnete 
Frau Strunge. 

Abgeordnete Strunge (DIE LINKE)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, liebe Auszubildenden, meine Da-
men und Herren! In zwei Minuten kann ich dieses 
Thema natürlich nur anreißen. Ich werde es dann 
im späteren Verlauf der Debatte noch weiter aus-
führen. 

Wir sprechen heute über den Antrag der Fraktion 
DIE LINKE „Schulgeldfreiheit für alle Auszubil-
denden in den therapeutischen Gesundheitsfach-
berufen“. Obwohl wir diese Berufe dringend brau-
chen, obwohl wir wissen, dass es in den Gesund-
heitsberufen in den kommenden Jahren einen 
enormen Fachkräftemangel geben wird, gibt es 
bisher vom Land Bremen keinerlei Anreize, sich für 
diese Ausbildung zu entscheiden. 

Ganz im Gegenteil: Wer sich heute für diesen Beruf 
entscheidet, gilt als Überzeugungstäter / Überzeu-
gungstäterin, denn das Ganze kostet jede Menge 
Geld. Für angehende Ergotherapeuten sind es 350 
Euro im Monat, für die Physiotherapeuten 460 Euro 
und für die Logopäden 560 Euro monatlich, das 
macht bei drei Jahren Ausbildung 20 000 Euro. 
Wer sich also für diese Ausbildung entscheidet, der 
muss es sich auch leisten können. Das heißt, es 
braucht Eltern, die entweder dieses Geld aufbrin-
gen können, oder Eltern, die sich wirklich die Beine 
ausreißen, um diesen Wunsch zu ermöglichen, oder 
die jungen Erwachsenen gehen nebenbei noch 
jede Menge arbeiten. Das bedeutet ganz konkret, 
dass sie neben einer Vollzeitausbildung am Wo-
chenende und in den Abendstunden in ihrem Ne-
benjob arbeiten, um das Schulgeld und die Lebens-
haltungskosten finanzieren zu können. Völlig klar, 
wichtige Zeit zum Lernen fällt dabei weg. Das fin-
den wir absolut falsch und ungerecht. 

(Beifall DIE LINKE) 

Wir finden, Ausbildung darf nichts kosten und das 
Recht auf die freie Wahl der Ausbildungsstätte darf 
nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängen oder 
von der Bereitschaft, 20 000 Euro Schulden zu ma-
chen. 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]) 

Wir halten auch von den ursprünglichen Plänen 
des Senats nichts, die Ausbildung nur für Neuein-
steigerinnen kostenfrei zu machen und die älteren 
Jahrgänge weiterzahlen zu lassen. Wir halten auch 
von der neuen Lösung, das Schulgeld für alle bei-
zubehalten, es um ein Drittel zu reduzieren, aber 
damit eben gerade keinen Einstieg in die Schul-
geldfreiheit zu machen, nichts, denn damit werden 
Probleme nicht gelöst und es werden keine Anreize 
geschaffen, sich für diese Ausbildungsberufe zu 
entscheiden. 

(Abgeordnete Dehne [SPD]: Wider besseren Wis-
sens!) 

Wir fordern Schulgeldfreiheit für alle ab jetzt. – 
Herzlichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Bensch. 

Abgeordneter Bensch (CDU)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Dieses Thema betrifft 
uns alle. Wir haben es heute Morgen schon in der 
Gesundheitswirtschaftsdebatte gehört, wir brau-
chen ganz, ganz viele Menschen die sagen: Ja, ich 
gehe in einen der Gesundheitsfachberufe, ich 
werde Ergotherapeutin oder Ergotherapeut, ich 
werde Logopädin oder Logopäde, ich werde Physi-
otherapeutin oder Physiotherapeut. Der Gesund-
heitsberufe-Monitor-Bericht der Gesundheitssena-
torin selbst ist es, der uns als CDU dazu gebracht 
hat, nicht nur dem Antrag der Fraktion DIE LINKE 
zuzustimmen, weil er völlig richtig und auch sozial 
gerecht ist, sondern weil wir eine Situation haben, 
die man mit fünf vor zwölf beschreiben kann. 

Wer wirklich sieht und schaut, dass wir mehr 
Schulplätze brauchen, dass wir den Einstieg in die 
Schulgeldfreiheit brauchen, dann aber erst einmal 
nur für den nächsten Jahrgang eine Schulgeldfrei-
heit vorhält, der tut einfach noch nicht genug. Man 
muss wirklich jetzt das Geld in die Hand nehmen, 
durch Eintreten in Verhandlungen mit den Kosten-
trägern, den Krankenkassen und wenn das nicht 
klappt, Geld aus Eigenmitteln, aus den Landesmit-
teln nehmen. 

(Abgeordnete Dehne [SPD]: Woher genau, Herr 
Kollege? 

Wer ohne Zögern 205 Millionen Euro für die GeNo 
in einem Nachtragshaushalt bereitstellen kann, der 
kann sich auch um diese Berufsgruppe kümmern. 
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Damit würde er dem Gesundheitswesen insgesamt 
auch Gutes tun, meine sehr geehrten Damen und 
Herren. 

(Beifall CDU, DIE LINKE) 

Ihre eigenen Zahlen sind es, die sagen, wir brau-
chen bis zum Jahr 2035 550 Physio- und Ergothera-
peuten. Ich sage Ihnen, wenn Sie nicht eine gleich-
mäßige und gleichberechtigte Schulgeldfreiheit für 
alle Betroffenen einführen, dann wird es Abbrecher 
geben, dann wird es welche geben, die sagen, das 
mache ich erst nächstes Jahr, denn dann brauche 
ich es nicht zu bezahlen, bis dahin jobbe ich noch 
irgendwo oder mache ich ein Praktikum. Das geht 
einfach nicht. Die Zeit ist reif, eine Schulgeldfrei-
heit wirklich für alle einzuführen, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren. 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Wer ist alle?) 

Für alle diejenigen, die jetzt in diesem Jahr zur 
Schule gehen und auch schon im zweiten und drit-
ten Jahr sind. 

(Beifall CDU, DIE LINKE, BIW) 

Herr Dr. Buhlert, von den drei Berufen, die ich an-
fangs aufgeführt habe. Aber natürlich müssen wir 
bei der Ausgestaltung auch aufpassen, dass wir 
nicht zu viel – das ist schwierig – ausbilden. Denn 
wenn wir in Bremen Schulplätze vorhalten, die 
weit über einen Bedarf hinausgehen, dann laufen 
wir Gefahr, dass wir viele für Niedersachsen, Nord-
rhein-Westfalen, Brandenburg und andere ausbil-
den, die hier einen schönen Mitnahmeeffekt ha-
ben, aber uns dann nicht zur Verfügung stehen. 
Auch die Schulkapazität muss sich also ganz eng 
an dem tatsächlichen Bedarf orientieren. Das hat 
die Gesundheitssenatorin mit der Vorlage des Mo-
nitorings als wertvolle Grundlage geliefert. Zusam-
menfassend: Es muss eine Schulgeldfreiheit für alle 
kommen, es darf kein Unterschied zwischen den 
Jahrgängen gemacht werden, die Bedarfe der 
Schulkapazitäten müssen sich ganz eng am Bedarf 
orientieren und drittens, die Finanzierung, bitte 
schön mit den Kostenträgern verhandeln und wenn 
das nicht klappt, aus eigenen Landesmitteln finan-
zieren. Ich bin der Meinung, man darf dem Antrag 
der Fraktion DIE LINKE und dem Antrag der Frak-
tion der CDU durchaus zustimmen. – Vielen Dank 
für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall CDU, DIE LINKE, BIW) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Bergmann. 

Abgeordnete Bergmann (FDP)*): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! 205 Millionen Euro für die GeNo und da-
von 140 Millionen Euro Eigenkapital und das im 
Haushaltsnotlageland. Oha! Rot-Grün meint, das 
ist gerechtfertigt. Dagegen war am 6. Dezember 
2017 für die Unterstützung von Logopäden und 
Physiotherapeuten, auf deren Rücken letzten En-
des die GeNo getragen wird, kein Geld mehr vor-
handen. Wir haben mit unserem Änderungsantrag 
im Haushalt lediglich einen Bruchteil der jetzt ver-
anschlagten Millionen gefordert. Lieber Senat, das 
kann ja wohl nicht fair oder gerecht sein! 

(Abgeordneter Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Wer ist wir?) 

Der Senat bekennt sich laut Koalitionsvertrag zum 
Einstieg in die Schulgeldfreiheit für die für das Ge-
sundheitswesen so bedeutsamen therapeutischen 
Gesundheitsberufe, bleibt aber hinter der Realisie-
rung zurück. 

(Beifall FDP) 

Fachkräftesicherung hat etwas mit Nachhaltigkeit 
zu tun. Unter Nachhaltigkeit versteht man landläu-
fig: Dauert lange. Wem allerdings die unterschied-
lichen Theorien von Nachhaltigkeit vertraut sind, 
der weiß, dass ein wesentlicher Aspekt von sub-
stanzorientierter Nachhaltigkeit die Reproduktion 
und Regeneration von Ressourcenquellen ist. Das 
heißt zum Beispiel, der Zufluss des sauberen Was-
sers muss bewahrt bleiben, die Luftverschmutzung 
muss in Grenzen gehalten werden, um langfristig 
Biotop, Fischteich, Wald und so weiter zu erhalten. 
Warum erzähle ich Ihnen das? 

(Abgeordnete Dehne [SPD]: Das frage ich mich 
auch.) 

Genau. Weil es auf Fachkräftesicherung deckungs-
gleich zu übertragen ist. 

(Beifall FDP) 

Für Gesundheitsfachberufe bedeutet das: Wenn 
wir langfristig ein gesundes Angebot haben wol-
len, müssen wir auch im Vorfeld investieren. Ohne 
reine Luft gefährden wir das Biotop. Ohne vernünf-
tige Rahmenbedingungen in der Ausbildung ge-
fährden wir Personalqualität. Personalqualität ist 
ein Sammelbegriff von Personalern und Ökonomen 
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für die langfristige Bildungsfähigkeit, für Motiva-
tion und Gesundheit von Mitarbeitern plus Mitar-
beiternachschub. Also ein entscheidender Punkt im 
Zusammenhang mit langfristiger Fachkräftesiche-
rung und auch eine ausreichende Ausbildungska-
pazität, um den späteren Bedarf zu decken, gehö-
ren selbstverständlich dazu. 

(Beifall FDP) 

Deswegen wiederhole ich auch: Ohne vernünftige 
Rahmenbedingungen für die Ausbildung gefähr-
den wir langfristig die Personalqualität und zwar 
für einzelne Unternehmen, Krankenhäuser wie die 
GeNo und so weiter, aber auch für das ganze Land 
Bremen. Wenn Logopäden und Physiotherapeuten 
bis zu 560 Euro im Monat bezahlen müssen, wäh-
rend andere Gesundheitsfachberufe, Ärzte zum 
Beispiel, fast nichts für ihre Ausbildung bezahlen, 
und das bei ganz anderen Gehaltsaussichten, dann 
ist das auch zwischen den Gesundheitsfachberufen 
nicht fair. 

Außerdem sprechen wir heute auch vom Gleichzie-
hen derer, die im dritten Ausbildungsjahr sind, mit 
denen, die sich im ersten oder zweiten Ausbil-
dungsjahr befinden. Wir finden, auch die sollten 
alle gleich behandelt werden. Warum sollen die, 
die früher gestartet sind, bestraft werden dafür, 
dass sie die Ausbildung früher begonnen haben, o-
der dafür, dass die Politik nicht schon früher eine 
Änderung entschieden hat. Auch das ist nicht fair. 
Eine solche Ungleichbehandlung demotiviert die 
Betroffenen, teilweise schon vor ihrem Berufsan-
tritt. Wir erinnern uns, zur Personalqualität gehört 
auch die langfristige Motivation der Mitarbeiter-
schaft. Der Effekt einer mangelhaften Pflege der 
Ressourcenquellen ist übrigens bereits im Gesund-
heitsmonitoring zu beobachten, denn die Bewer-
berzahlen für diese Berufsausbildung haben in den 
letzten zehn Jahren um die Hälfte abgenommen. Es 
gibt noch nicht einmal genügend Ausbildungs-
möglichkeiten für den zukünftigen Bedarf. Hier be-
steht dringender und auch passgenauer Hand-
lungsbedarf. 

(Beifall FDP) 

In vielen Ausbildungen anderer Berufsfelder erhal-
ten Azubis nicht nur Ausbildungsfreiheit, sondern 
sogar Vergütung und teilweise eine recht stattliche. 
Das Thema ist also noch längst nicht überstrapa-
ziert. Als Freie Demokraten bleiben wir bei unserer 
Forderung, die Mittel im Haushalt für die Ausbil-
dung der Gesundheitsfachberufe zu verdoppeln, 

also 1,5 Millionen Euro statt 745 000 Euro im Haus-
halt zu veranschlagen. Wir halten damit an der For-
derung fest, dass der Einstieg in die Schulgeldfrei-
heit eben nicht nur auf dem Papier stehen darf, son-
dern auch erreicht werden muss. 

(Beifall FDP – Glocke) 

Wir wissen, dass die Verhandlungen mit den Ver-
tretungen der gesetzlichen Krankenkassen noch 
nicht abgeschlossen sind. Trotzdem müssen wir 
jetzt ein Signal an alle Schülerinnen und Schüler 
senden, die bereits jetzt in der Ausbildung sind o-
der vor der Entscheidung stehen. Wir müssen ihnen 
zeigen, dass die Schulgeldfreiheit Bestand hat und 
die kommenden Haushaltsberatungen auch über-
dauern wird. Daher muss der Senat jetzt Schritte 
unternehmen, damit sichergestellt wird, dass für 
die kommenden Jahre kein Schulgeld erhoben 
wird. 

(Glocke) 

Wir Freien Demokraten hatten mit unserer Haus-
haltsforderung bereits den gerechten Einstieg in 
die Schulgeldfreiheit unterstützt und schließen uns 
der erneuten Formulierung dieser Forderung 
ebenso an, wie dem passgenauen Ausbau der Aus-
bildungsplätze. Daher stimmen wir dem Antrag der 
CDU zu. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall FDP) 

Präsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Dr. Müller. 

Abgeordnete Dr. Müller (Bündnis 90/Die Grünen): 
Sehr geehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen! Zirka 20 000 Euro für eine Ausbil-
dung zur Physiotherapeutin, Ergotherapeutin, Lo-
gopädin, das ist schon eine ordentliche Hausnum-
mer und das ist ungerecht, da sind wir uns einig. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, FDP) 

Dass das Land Bremen bisher keinerlei Anzeichen 
gezeigt hätte, dass wir das so finden, dass die Se-
natorin für Gesundheit bisher noch nichts unter-
nommen hätte, diese Ungerechtigkeit abzustellen, 
das allerdings, liebe Kollegin Strunge, das so zu be-
haupten, das ist wirklich ein Skandal. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
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Die Senatorin wird das gleich selber noch einmal 
darstellen, was schon alles vom Ressort unternom-
men wurde und mit welcher Verve die Senatorin 
selber auch öffentlich dargestellt hat, was sie zu tun 
plant und warum und dass sie dafür ordentlich 
streiten wird. Auch die Koalitionsfraktionen be-
schäftigen sich seit circa eineinhalb Jahren mit dem 
Thema. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat 
das über eine Anfrage im letzten Jahr auf die 
Agenda gebracht. Seitdem arbeiten wir gemein-
sam und sehr konstruktiv, finde ich, mit dem Ress-
ort daran, Lösungen im Rahmen dessen, was wir 
uns im Land Bremen leisten können, zu finden. In 
der Tat ist es nicht so, dass jede Schülerin und jeder 
Schüler ab sofort, auch wenn sie vor zwei Jahren 
die Ausbildung begonnen haben, die Schulgeld-
freiheit in Anspruch nehmen kann. Aber, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, die Tatsache, 
dass wir es im Jahr 2018, die Schuldenbremse ist ja 
immer noch so dicht vor Augen, überhaupt hinbe-
kommen, für die kommenden Jahrgänge die Schul-
geldfreiheit hinzubekommen, das ist schon eine or-
dentliche Hausnummer. Darauf kann, finde ich, 
dieses Haus insgesamt auch einmal stolz sein und 
sagen, dass wir das in Bremen hinbekommen ha-
ben, das ist schon was. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Dann muss ist sagen, sozusagen in allerletzter Se-
kunde auf ein Thema aufzuspringen, wo die Ver-
handlungen bald hoffentlich mit guten Ergebnis-
sen zu Ende gebracht werden, das – okay, wir mer-
ken, der Wahlkampf hat begonnen, dafür habe ich 
großes Verständnis – aber hier im Hause sich so ei-
nen Quatsch zu erzählen, das finde ich schon sehr, 
sehr bemerkenswert. Ich bin gespannt, auch der 
Bund hat sich des Themas angenommen, da kann 
die CDU sich dann unheimlich einbringen, welche 
Regelungen der Bund finden wird, um generell für 
medizinische Berufe sozusagen eine Gleichheit in 
der Ausbildung herzustellen, so dass man eben 
kein eigenes Geld mehr aufbringen muss, oder die 
Eltern, um eine vernünftige Ausbildung abschlie-
ßen zu können. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Dehne. 

Abgeordnete Dehne (SPD): Sehr geehrter Herr 
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen! Nach-
dem ich die Reden der Oppositionsfraktionen hier 
gehört habe, ist mein Puls ordentlich in die Höhe 
geschnellt, vielleicht war das auch Absicht. 

(Zurufe Abgeordneter Dr. vom Bruch [FDP], Abge-
ordneter Eckhoff [CDU], Abgeordneter Saxe 
[Bündnis 90/Die Grünen], Abgeordneter Röwe-
kamp [CDU]) 

Da brauchen Sie auch überhaupt kein Mitleid ha-
ben. Ich sage nur, das Thema Schulgeldfreiheit ha-
ben wir bereits im Koalitionsvertrag gehabt. Dass 
Sie jetzt so tun, als hätten Sie es entdeckt, ist schon 
besonders putzig. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen – Abgeord-
nete Vogt [Die LINKE]: Warum erst am Ende der 
Legislaturperiode? Warum haben Sie es nicht um-
gesetzt? Die Legislaturperiode ist fast vorbei! – Zu-
rufe) 

Wir haben im Haushalt, und dasselbe habe ich 
auch in der Debatte zum Haushalt gesagt, politi-
sche Schwerpunkte gesetzt trotz enger Rahmenbe-
dingungen, und wir haben den Einstieg in die 
Schulgeldfreiheit für Logopädie, Ergo- und Physio-
therapie abgesichert mit 125 000 Euro für dieses 
Jahr und mit 620 000 Euro für das nächste Jahr, 
weil – und da sind wir uns ja ganz offensichtlich alle 
einig – es eine Frage der Gerechtigkeit ist, dass die 
Ausbildung nicht vom Geldbeutel der Eltern ab-
hängt. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Natürlich kann man auch die Frage stellen, und die 
haben wir uns auch gestellt: Wie macht man dann 
die Verteilung der Mittel? Das haben wir bespro-
chen, auch mit der Senatorin, auch mit den Schüle-
rinnen und Schülern neulich, gerade erst vor kur-
zem bei einer öffentlichen SPD-Veranstaltung. 
Auch dort hat die Senatorin noch einmal gesagt: 
Natürlich kann man es auch so machen, dass alle 
Jahrgänge, nämlich auch die bestehenden, profi-
tieren, indem man den Einstieg in eine Schulgeld-
freiheit für alle organisiert. Ein Vertreter der Kran-
kenkassen war ebenfalls anwesend bei dieser SPD-
Diskussion und hat gesagt, auch die Kassen wollen 
in die Verantwortung gehen und mitfinanzieren. 
Das ist doch auch genau richtig so. Das ist ja auch, 
finde ich, das sehr Lustige, wenn Sie sich jetzt hier 
hinstellen und sagen, natürlich soll das Land Bre-
men am besten ab sofort für alle Jahrgänge das 
Geld übernehmen, wie es ja in den Anträgen auch 
heißt. Auf der anderen Seite wissen Sie ja genau, in 
welcher Lage wir sind. Ich sage Ihnen auch einmal 
ganz ehrlich, abgesehen von den finanziellen Rah-
menbedingungen des Landes Bremens, warum sol-
len denn die Krankenkassen, die aus unser aller 
Versichertenbeiträge finanziert werden, nicht auch 
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einen Beitrag dazu leisten, dass wir zu einer Schul-
geldfreiheit kommen? 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen – Zuruf Abge-
ordneter Bensch [CDU]) 

Wir werden eine Entlastung für alle, auch die lau-
fenden Jahrgänge hinbekommen, damit es eben 
keine Ungerechtigkeit zwischen den Jahrgängen 
gibt. Gespräche des Landes und der Krankenkas-
sen finden statt. Und wir brauchen deswegen Ihre 
Anträge nicht, Herr Kollege Bensch, und das habe 
ich an dieser Stelle auch schon zu anderen Themen 
häufiger gesagt, weil der Senat handelt. 

(Unruhe CDU – Abgeordneter Kastendiek [CDU]: 
Da müssen Sie selber lachen!) 

Die Landesmittel sind eben Impuls für andere, mit-
zufinanzieren. Das habe ich eben schon erklärt, 
und es gibt juristische Fragen, das interessiert viel-
leicht auch den Kollegen Röwekamp, über die na-
türlich noch Verhandlungen zu führen sind. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Schon drei Jahre 
nach Abschluss des Vertrages!) 

Denn es braucht auch ein rechtliches Konstrukt, 
wie damit umgegangen werden soll. Kassen, 
GeNo, Schulträger, alles das muss auch unter einen 
Hut gebracht werden, und dass Sie jetzt so tun, als 
würde man das einmal eben mit einem Handstreich 
hinbekommen, ist nicht unbedingt redlich. 

Die beiden Anträge, die uns hier vorliegen, der 
kam ja noch schnell hinterher, scheinen, wie eben 
schon gesagt, die komplette Übernahme der Kos-
ten durch das Land Bremen zu meinen, und da ist 
es schon bemerkenswert, dass ja gerade DIE 
LINKE und die CDU im Haushalts- und Finanzaus-
schuss dem Haushaltsänderungsantrag der FDP zu 
diesem Thema gar nicht zugestimmt haben. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Also, das Thema scheint ja doch eher neu für Sie zu 
sein. Natürlich ist die Übernahme der Schulgelder 
und die Schulgeldfreiheit langfristig angelegt, weil 
doch das Ziel ganz klar ist: Wir schaffen jetzt den 
Einstieg mit möglichst vielen Mitteln der Kasse und 
als nächster Schritt kommt die komplette Schul-
geldfreiheit, und das klang eben bei der Fraktion 
der FDP ein wenig an, politisch kann man natürlich 
auch über die Zukunft der therapeutischen Ge-
sundheitsfachberufe diskutieren, sprich Richtung 

duale Ausbildung oder Ähnliches, damit man ir-
gendwann perspektivisch auch zu einer Vergütung 
kommt. Aber das ist, glaube ich, noch einen Mo-
ment hin. Das, was wir jetzt schaffen, ist richtig gut. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Frau Bergmann hat eben die sinkenden Bewerbe-
rinnen- und Bewerberzahlen angesprochen. Das 
Schöne ist, dass ja die Gewissheit, dass der Einstieg 
in die Schulgeldfreiheit jetzt kommt, schon jetzt da-
für sorgt, dass die Bewerberinnen- und Bewerber-
zahlen zunehmen. Auch das ist eine sehr positive 
Botschaft. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Sie sehen also, der Senat ist da daran, der Senat tut 
seine Arbeit, wir werden das hinbekommen und 
deshalb bedarf es Ihrer Anträge nicht. – Herzlichen 
Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen – Vizepräsi-
dentin Dogan übernimmt den Vorsitz) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Strunge. 

Abgeordnete Strunge (DIE LINKE)*): Frau Präsi-
dentin, meine Damen und Herren! Kollegin Müller, 
vielleicht haben Sie mich auch einfach missver-
standen. Ich habe gesagt, bisher setzt das Land 
Bremen keinerlei Anreize, weil keine Anreize in 
dem Sinne gesetzt wurden, dass sich in den letzten 
zwei Jahren etwas für die Schülerinnen und Schü-
ler geändert hat. Es ändert sich für die Schülerin-
nen und Schüler auch nichts, wenn etwas im Koa-
litionsvertrag steht. 

(Beifall DIE LINKE) 

Das ist ja schön, dass das darinsteht, aber wenn 
man weiterhin 460 Euro im Monat zahlen muss, sol-
len die die Zahlungen einstellen, weil es im Koali-
tionsvertrag steht? 

(Zurufe Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die 
Grünen], Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die 
Grünen]) 

Das ist ja nicht so. Deswegen habe ich gesagt, bis-
her wurden die Anreize nicht gesetzt. Klar, jetzt 
handelt der Senat und dass er handelt, ist auch 
richtig. Ich finde aber, das ist zu kurz gesprungen. 
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(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Geht einmal in die Realpolitik. Mal sehen, 
wie weit ihr springt!) 

Es ist zu kurz gesprungen, wenn wir eine Ungleich-
heit zwischen den einzelnen Jahrgängen haben. 
Wenn ich im zweiten Jahr und nicht im ersten Jahr 
bin, 460 Euro zahle, dann muss ich mir ja wirklich 
überlegen: Lasse ich mich ein Jahr zurückstufen, 
damit ich diese Ausbildung kostenfrei machen 
kann? Das ist überhaupt nicht nachhaltig. Deswe-
gen sind die Schülerinnen auf die Straße gegangen 
und haben protestiert. Sie haben für die Schulgeld-
freiheit für alle protestiert. Dann wurde ihnen ge-
sagt: Das ist nicht möglich. Dann haben die Schü-
lerinnen und Schüler gesagt: Okay, dann wollen 
wir wenigstens, dass es gerecht verteilt wird. Das 
kann ich auch nachvollziehen, denn für die Leute, 
die jetzt in der Ausbildung sind, macht es natürlich 
einen enormen Unterschied, ob ich 460 Euro zahlen 
oder ob ich dreihundert-irgendetwas-Euro zahle. 
Natürlich macht es für die, die in der Ausbildung 
sind, einen Unterschied. 

(Abgeordnete Dehne [SPD]: Aber die Bewerber-
zahlen …) 

Aber die Bewerberzahlen, die höhergegangen 
sind, Frau Dehne, von denen Sie sprechen, da bin 
ich einmal gespannt, ob die jetzt wieder herunter-
gehen, weil die nämlich vielleicht gedacht haben, 
dass sie jetzt kostenfrei in diese Ausbildung starten 
können. Wenn man jemanden hat, der sagt: 460 
Euro für eine Physiotherapieausbildung, das ist mir 
zu teuer, das kann ich mir nicht leisten. Dann glau-
ben Sie, wenn Sie der Person sagen: Weißt du was? 
Es sind nur 330 Euro, dass die dann sagt: Was? Das 
ist ja ein Schnäppchen. Da mache ich mit. Das 
glaube ich nicht. Das heißt, dieser Effekt, der mit 
der Schulgeldfreiheit ermöglicht werden soll, dass 
die Bewerber- und Bewerberinnenzahlen steigen, 
dass man ein auswahlfähiges Angebot hat, damit 
man die Plätze gut besetzen kann, dieser Effekt 
wird mit dieser Light-Variante nicht umgesetzt. 

(Beifall DIE LINKE) 

Zum Antrag der CDU: Ich freue mich sehr darüber, 
dass wir hier quasi einen inhaltlich gleichen Antrag 
haben, dass Sie sich dieses Themas auch angenom-
men haben und wir nun gemeinsam die Schulgeld-
freiheit fordern können und das auch gemeinsam 
weiter vorantreiben können. Sie haben quasi unse-
ren Antrag noch um einen wichtigen Punkt er-
gänzt, denn Sie haben die Befunde aus dem Ge-
sundheitsberufe-Monitoring mit hereingenommen. 

Dieses Monitoring ist fünf Tage nachdem wir unse-
ren Antrag eingereicht haben veröffentlich wor-
den. Deswegen konnten wir das nicht berücksich-
tigen. Es ist aber eine wichtige Ergänzung, denn 
natürlich müssen wir uns darüber Gedanken ma-
chen, wie dieser Bereich ausgebaut wird. Wenn 
man sich in dieses Gesundheitsberufe-Monitoring 
einliest, was die Senatorin mit Sicherheit getan hat, 
davon bin ich zu einhundert Prozent überzeugt, 
dann sieht man eigentlich drei Punkte: 

Die Schulen haben Probleme, die geeigneten Be-
werberinnen zu finden und die Ausbildungsplätze 
zu besetzen, weil die Finanzierung der Ausbildung, 
also das Schulgeld, für viele ein Problem darstellt 
und so der Kreis der potentiellen Bewerberinnen 
für die Ausbildung relativ klein ist, weil, Zitat: 
Durchschnittsverdiener ihren Kindern diese Aus-
bildung nicht finanzieren können. Der zweite 
Punkt: Als Gründe für den Abbruch der Ausbil-
dung werden an erster Stelle Finanzierungsprob-
leme genannt und an zweiter Stelle hohe Belas-
tung. Hohe Belastung meint in diesem Fall, dass 
man neben der Ausbildung eben noch arbeiten 
muss. Dann der dritte Befund: Es fehlen in der Phy-
siotherapie bis zum Jahr 2035 mehr als 400 Fach-
kräfte, wenn man hier die Plätze nicht entspre-
chend ausbaut. Ebenso in der Ergotherapie und Lo-
gopädie brauchen wir die geeigneten Bewerberin-
nen, die diese Plätze besetzen. Summa summarum 
sieht man, wir müssen dieses Finanzierungsprob-
lem endlich lösen und das Schulgeld sofort ab-
schaffen. 

(Beifall DIE LINKE) 

Zweitens: Wir müssen die Ausbildungskapazitäten 
erhöhen. Wenn wir dann wollen, dass die neuen 
Ausbildungsplätze auch besetzt werden und es ge-
nügend Bewerber und Bewerberinnen gibt, dann 
brauchen wir dringend die Verhandlung mit den 
Krankenkassen, wie auch eine Ausbildungsvergü-
tung für diese Berufe finanziert werden kann. Die 
Abschaffung des Schulgeldes ist nämlich nur eine 
Seite der Medaille, wenn man diese wichtigen Aus-
bildungsberufssätze gleichstellen will und sie at-
traktiv machen will, dann kommen wir an der Aus-
bildungsvergütung nicht vorbei. Ich fordere des-
halb den Senat auf, jetzt wenigstens den ersten 
Schritt zu machen und das Schulgeld für alle abzu-
schaffen. – Herzlichen Dank! 

(Beifall DIE LINKE) 
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Vizepräsidentin Dogan: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Senatorin Frau Prof. Dr. Quante-
Brandt. 

Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Einmal ganz ehrlich, Frau Strunge: Wer 
zuhört, ist klar im Vorteil! 

(Beifall SPD) 

Ich finde es wirklich ein bisschen mühsam: Die 
Schülerinnen und Schüler waren ja am Montag bei 
mir vor der Tür. Sie hatten von mir einen Brief er-
halten und wollten einfach noch einmal mit mir 
darüber sprechen, wann die Schulgeldfreiheit in 
Kraft tritt. Sie selbst standen daneben und haben 
alles gehört, was ich gesagt habe, und jetzt tun Sie 
so, als wenn es keine Entscheidung gäbe! Das finde 
ich schade. Deswegen: zuhören, wie gesagt, klarer 
Vorteil! 

Erstens, die Schulgeldfreiheit wird kommen, zwei-
tens, die Verhandlungen mit den Krankenkassen 
finden statt. Die Krankenkassen sind auch bereit 
einzusteigen, und zwar auch zügig. Die Verhand-
lungen werden aller Voraussicht nach im Juni ab-
geschlossen. Dann können wir miteinander über 
die Gesamtsumme reden. 

(Abgeordnete Strunge [DIE LINKE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage. – Glocke) 

Die Krankenkassen wissen, welche Kosten auf sie 
zukommen. Das ist der entscheidende Punkt: Sie 
wissen, was das Land einbringt und welche Kosten 
bei den Trägern zurzeit dafür aufgebracht werden 
müssen, und es ist in der Verhandlung, dass wir 
dazu kommen, dass wir nicht nur den Einstieg, son-
dern die Schulgeldfreiheit erzeugen. Das findet al-
les statt, Frau Strunge! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Dogan: Frau Prof. Dr. Quante-
Brandt, erlauben Sie eine Zwischenfrage der Abge-
ordneten Frau Strunge? 

Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt: Aber ganz 
kurz, denn Sie haben sich eben schon so lange 
dazu geäußert. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Dogan: Bitte, Frau Strunge! 

Abgeordnete Strunge (DIE LINKE): Vielen Dank, 
Frau Senatorin! Wann kommt die Schulgeldfrei-
heit, und für welche Gesundheitsfachberufe? 

Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt: Wunderbare 
Frage! Sie kommt zum Ausbildungsbeginn im Jahr 
2018, es kann höchstens eine Differenz geben zwi-
schen dem 1. September oder dem 1. Oktober, da-
zwischen kann es sich noch ein bisschen verän-
dern. Sie kommt also in diesem Jahr, und es kommt 
für die Logopädie, die Ergotherapie und für die 
Physiotherapie. 

Abgeordnete Strunge (DIE LINKE): Sie zahlen gar 
kein Schulgeld mehr? 

Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt: Ich habe es 
Ihnen doch gerade gesagt! 

(Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Hören Sie einfach – –! Sie können die Rede ja nach-
lesen, dann werden Sie sehen, dass Sie es gehört 
haben! Ich habe gesagt, es geht darum, dass der 
Beginn der Schulgeldfreiheit jetzt einsetzt. Das 
habe ich gesagt, 

(Beifall SPD) 

und wenn Sie es jetzt zum dritten Mal gehört ha-
ben, dann reicht es ja vielleicht! Wunderbar! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Wir arbeiten genau seit drei Jahren an dem Thema. 
Wir arbeiten an dem Thema, weil es eben nicht so 
ganz einfach ist, und Sie müssen doch einmal eines 
sehen: Es ist doch auch sinnvoll, dass sich die ge-
setzliche Krankenversicherung daran beteiligt. Ge-
rade, weil sie sich auch beteiligen will, wäre es ja 
absurd, wenn wir ihre Beteiligung nicht auch for-
dern würden. 

(Beifall SPD) 

Die Schülerinnen und Schüler können also davon 
ausgehen, dass diese Entlastung kommt. Die Koa-
lition und der Senat wissen, dass das eine wichtige 
schulpolitische Entscheidung ist, das ist überhaupt 
keine Frage, und uns ist auch klar, dass wir irgend-
wann weitergehende Fragestellungen aufgreifen 
müssen, nämlich zum Beispiel die Dualisierung. 
Das ist aber wirklich kein einfaches Thema, denn 
das wird nach dem Heilberufsgesetz geregelt, und 
die dualen Ausbildungen werden nach dem Be-
rufsbildungsgesetz geregelt. Das sind zwei völlig 
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unterschiedliche Regelungssysteme, und man 
muss auch an der Stelle immer schauen, dass man 
nicht anfängt, Äpfel mit Birnen zu vergleichen. 

(Beifall SPD) 

Noch ein letzter Punkt dazu: Wir haben das Ge-
sundheitsmonitoring deswegen gemacht, damit wir 
zielgerichtet Politik machen können, damit wir wis-
sen, in welchen Bereichen die Bedarfe entstehen, 
weil wir wussten, dass es Bedarfe gibt, und uns zu 
unterstellen, dass wir jetzt Zahlen haben, die uns 
selbst treiben: Nein! Wir wollten die Zahlen, wir 
wollten hier die Klarheit erzeugen, und genau das 
ist uns an dieser Stelle auch gelungen. 

(Abgeordnete Strunge meldet sich zu einer Zwi-
schenfrage. – Glocke) 

Jetzt geht es darum herauszuarbeiten, wie sich die 
Schulen weiterentwickeln müssen und wie auch 
das Lehrpersonal für die Schulen ausgebildet wer-
den muss. Auch das ist eine Fragestellung, die da-
mit zusammenhängt, und auch mit dieser Frage 
setzen wir uns gegenwärtig auseinander. 

(Glocke) 

Also, aus unserer Sicht haben wir eine Gesamtkon-
zeption, um dieser Fragestellung, nämlich der Aus-
bildung in den Therapieberufen, auch vernünftig 
gerecht werden zu können. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen – Glocke) 

Vizepräsidentin Dogan: Frau Senatorin, erlauben 
Sie noch eine Zwischenfrage der Abgeordneten 
Frau Strunge? 

Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt: Selbstver-
ständlich! 

Vizepräsidentin Dogan: Bitte schön, Frau Strunge! 

Abgeordnete Strunge (DIE LINKE): Vielen Dank, 
Frau Senatorin! Es mag ja sein, dass ich nicht zuhö-
ren kann, vielleicht verstehe ich es auch einfach 
nicht. 

(Beifall BIW – Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt: 
Schade!) 

Trotzdem würde ich gern noch einmal nachfragen: 
Bedeutet Schulgeldfreiheit für Sie, dass die Schüle-
rinnen ab Oktober 2018 null Euro zahlen oder we-
niger zahlen als bisher, also zum Beispiel 306 Euro 

anstatt 460 Euro? Was bedeutet für Sie der Begriff 
Schulgeldfreiheit? Bedeutet er null Euro Schul-
geld? 

Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt: Die Frage habe 
ich jetzt schon zwei Mal beantwortet, ich beant-
worte sie jetzt nicht noch einmal. 

(Zuruf) 

Ich habe den Schülerinnen klar gesagt, wie der 
Weg ist, und genau den Weg werde ich gehen. 

(Abgeordnete Strunge [DIE LINKE]: Aber wir sind 
hier in der Bürgerschaft, da können Sie es auch 
noch einmal sagen!) 

Das weiß ich, und ich habe es Ihnen jetzt auch 
schon zwei Mal beantwortet, und ich würde Ihnen 
einfach raten, lesen Sie es dann noch einmal in 
meiner Rede nach, und dann ist es auch gut! Es 
reicht jetzt! 

(Zurufe Abgeordnete Strunge [DIE LINKE] – Zu-
rufe CDU: Wir würden das auch gern wissen! – Glo-
cke) 

Ich habe die Frage beantwortet und – –. 

Vizepräsidentin Dogan: Erlauben Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Bensch? 

Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt: Gern! 

Vizepräsidentin Dogan: Bitte, Herr Bensch! 

Abgeordneter Bensch (CDU): Frau Senatorin, an-
gesichts des Wetters rate ich uns allen, erst einmal 
ein bisschen herunterzufahren! Rein sachlich: Sie 
haben jetzt wiederholt gesagt, der Einstieg in die 
Schulgeldfreiheit kommt, das haben Sie hier und 
heute gesagt, 

(Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt: Ja!) 

darüber hinaus noch nichts. Jetzt möchte ich wis-
sen: Wie sieht die konkrete Ausgestaltung des Ein-
stiegs in die Schulgeldfreiheit denn nun wirklich 
aus? 

Senatorin Prof. Dr. Quante-Brandt: Über die kon-
krete Ausgestaltung kann ich Ihnen insofern noch 
nichts sagen, als ich in dieser Woche mit den Kas-
sen genau darüber rede. 
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(Abgeordnete Dehne [SPD]: Genau! Das hat sie 
auch schon mehrfach gesagt!) 

Also, das Ziel ist, dass wir zum 1. Oktober 2018 
diese Ausbildungsberufe schulgeldfrei anbieten. 

(Zurufe) 

Ja, natürlich! Ich bitte Sie! Ich kann doch nur sa-
gen, was das Ziel ist, weil ich noch keine Zusage 
der Kassen habe. Ich muss ja erst einmal die Zu-
sage der Kassen haben! 

(Abgeordnete Dehne [SPD]: Richtig!) 

Die Verhandlungsgrundlage mit den Kassen ist, 
dass sie dies wollen, und genau darüber verhan-
deln wir zurzeit gemeinsam mit den Kassen, das 
noch einmal – –. Jetzt ist es vielleicht zum dritten 
Mal klar formuliert! Es ist auch klar, in dem Mo-
ment, in dem wir die endgültige Entscheidung ha-
ben, wird dies natürlich auch entsprechend kund-
getan. 

(Unruhe – Abgeordneter Tschöpe [SPD]: Wir wol-
len einmal etwas anderes!) 

Was ist jetzt? Will hier jemand telefonieren, oder 
was? 

(Heiterkeit) 

Aus meiner Sicht tun wir an dieser Stelle genau 
das, was wir tun müssen: Wir stärken den Ausbil-
dungsbereich der Therapieberufe, wir stärken die 
gesundheitliche Ausbildung, so, wie wir es auch 
noch mit der Akademisierung im Pflegebereich 
tun, wie wir es auch mit der Akademisierung der 
Therapieberufe tun, wie wir es mit der Akademi-
sierung der Ausbildung zur Hebamme machen. 

Aus meiner Sicht tun wir an dieser Stelle in diesem 
Bereich sehr viel, um für den Standort im Land Bre-
men, nämlich für die Ausbildung dieser Berufe, 
auch genau das Richtige zu tun. Ich finde, das ist 
sehr positiv, und ich gehe davon aus, dass das auch 
dazu beitragen wird, dass die Zahl der Schülerin-
nen und Schüler wieder steigen wird und auch, 
dass unsere Ausbildungsträger und unsere Kran-
kenhäuser und Einrichtungen hier genügend Fach-
personal bekommen werden. – Herzlichen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Dogan: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Als Erstes lasse ich über den Antrag der Fraktion 
DIE LINKE abstimmen. 

Wer dem Antrag der Fraktion DIE LINKE mit der 
Drucksachen-Nummer 19/1649 seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 

(Dafür CDU, DIE LINKE, FDP, BIW, Abgeordnete 
Wendland [parteilos], Abgeordneter Tassis [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Abgeord-
neter Patrick Öztürk [SPD, [fraktionslos]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Schäfer [LKR]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Nun lasse ich über den Antrag der Fraktion der 
CDU abstimmen. 

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der 
Drucksachen-Nummer 19/1677 seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 

(Dafür CDU, DIE LINKE, FDP, BIW, AfD, Abgeord-
neter Schäfer [LKR], Abgeordneter Tassis [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, Abgeord-
neter Patrick Öztürk [SPD, fraktionslos]) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordnete Wendland [parteilos]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt 
auch diesen Antrag ab. 

Bevor ich den nächsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, begrüße ich auf der Besuchertribüne recht 
herzlich eine Gruppe der Schafferinnen. 

Seien Sie recht herzlich willkommen in der Bremi-
schen Bürgerschaft! 

(Beifall) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1649
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1677
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Verbindliche und einheitliche Altersfeststellung 
bei unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen 
auch durch medizinische Untersuchung 
Antrag der Fraktion der CDU 
vom 16. Januar 2018 
(Drucksache 19/1476)  

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Stahmann. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Herr Hinners. 

Abgeordneter Hinners (CDU)*): Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Bremen 
hat in den letzten Jahren viele unbegleitete min-
derjährige Flüchtlinge aufgenommen, das ist allge-
mein bekannt und ist sicherlich auch in den aller-
meisten Fällen richtig gewesen. Diese Jugendli-
chen und teilweise auch Kinder konnten nur in sehr 
seltenen Fällen Ausweisdokumente vorlegen, was 
natürlich häufig dem Alter oder der Fluchtsituation 
geschuldet war. Meine Damen und Herren, das be-
deutet, dass regelmäßig Probleme bei der Identi-
täts- und Altersfeststellung bei diesen Personen 
vorhanden waren mit der Folge, dass das erforder-
liche Verwaltungshandeln keine eindeutigen Vor-
gaben beinhalten konnte. 

Das führte dazu, dass erkennungsdienstliche Be-
handlungen durchgeführt wurden. Aber, Sie wis-
sen, diese erkennungsdienstlichen Behandlungen 
führen nur dazu, dass dabei Wiederholungen des 
Asylantrags entdeckt werden, aber nicht dazu, dass 
die Identität zweifelsfrei festgestellt werden kann. 
Die Ergebnisse der erkennungsdienstlichen Be-
handlungen führen dazu, dass es eine sogenannte 
Führungspersonalie für diese Personen gibt. Diese 
ist erforderlich, um einheitliches Führungshandeln 
zukünftig zu gewährleisten. 

Meine Damen und Herren, die in Bremen durchge-
führten Befragungen zur Identitäts- und Altersfest-
stellung sind nach Ansicht der CDU-Fraktion kaum 
in der Lage, ein objektives Ergebnis zu erzeugen 
mit der Folge, dass häufig viele Unsicherheiten zur 
Identität, insbesondere hierbei natürlich zum Alter 
vorhanden sind und das mit allen daraus erwach-
senden Konsequenzen. Wenn keine weiteren Maß-
nahmen durchgeführt werden, meine Damen und 
Herren, müssen die Betroffenen in das Fürsorge-
system für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
übernommen werden und gegebenenfalls der Fa-

miliennachzug ermöglicht werden. Objektiv be-
trachtet allerdings, könnte es sich bei einer Falsch-
aussage zum Alter und der Konsequenz, die sich 
daraus ergibt, um einen Betrug handeln, denn der 
Tatbestand des Betruges könnte verwirklicht wer-
den, wenn man bewusst und vorsätzlich sein Alter 
falsch angibt, um danach Sozialhilfemaßnahmen 
auszulösen. 

Meine Damen und Herren, in einigen Bundeslän-
dern werden deshalb regelmäßig bei dem Ver-
dacht, dass die behauptete Altersangabe aufgrund 
von fehlenden Anhaltspunkten in Zweifel zu zie-
hen ist, zusätzlich bestimmte medizinische Unter-
suchungen durchgeführt. Für diese Untersuchun-
gen gibt es auch Rechtsgrundlagen, nämlich den 
Paragrafen 49 des Aufenthaltsgesetzes sowie den 
Paragrafen 42 f des Sozialgesetzbuches VIII. Dabei 
gab es regelmäßig, also bei diesen Altersfeststel-
lungen, eine hohe Abweichung von den behaupte-
ten Altersangaben. So zum Beispiel im Saarland in 
zirka 40 Prozent der untersuchten Fälle sogar um 
mehrere Jahre sowie, das haben Sie wahrschein-
lich alle den Medien entnehmen können, bei dem 
Tatverdächtigen des Sexualmordes in Freiburg, 
wurde eine Altersabweichung zwischen fünf und 
sechs Jahren medizinisch festgestellt und auch vom 
Gericht übernommen. 

Meine Damen und Herren, zur Beseitigung dieser 
Probleme, fordert die CDU-Fraktion mit dem vor-
liegenden Antrag erstens, dass der Senat sich dafür 
einsetzt, dass einheitliche Standards bundesweit 
zur Feststellung des Alters von minderjährigen un-
begleiteten Flüchtlingen geschaffen werden. Zwei-
tens fordern wir, dass auch in Zweifelsfällen bereits 
bei der Einreise nach Deutschland eine medizini-
sche Altersfeststellung erfolgen soll. Daraus ergibt 
sich dann in der Regel auch die Möglichkeit der 
Identitätsfeststellung. Ferner fordern wir den Senat 
auf, seine bisherige Praxis im Umgang mit minder-
jährigen unbegleiteten Flüchtlingen dahingehend 
zu ändern, in Zweifelsfällen grundsätzlich eine me-
dizinische Untersuchung, und das ist ja Gegen-
stand unseres Antrages heute, des Betroffenen 
durchzuführen, um dessen Alter so genau wie mög-
lich zu ermitteln. Nur mit diesen Maßnahmen kön-
nen aus Sicht der CDU-Fraktion falsche Altersan-
gaben von unbegleiteten minderjährigen Flücht-
lingen im Asylverfahren nachhaltig verhindert 
werden. 

(Beifall CDU) 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1476
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Das Ergebnis dieser Untersuchungen, so stellen wir 
uns als CDU das vor, führt dazu, dass die tatsäch-
lich hier vom Alter her identifizierten minderjähri-
gen Flüchtlinge deutlich effizienter vom Hilfesys-
tem erreicht werden können. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Herr Timke. 

Abgeordneter Timke (BIW)*): Frau Präsidentin, 
meine Damen und Herren! Wir behandeln heute 
einen Antrag der CDU-Fraktion, mit dem die 
Schaffung von bundesweit einheitlichen Standards 
bei der verbindlichen Altersfeststellung von min-
derjährigen Flüchtlingen gefordert wird. Darüber 
hinaus zielt der Antrag darauf ab, dass man zu-
künftig in Bremen und Bremerhaven, wie in ande-
ren Bundesländern auch, in Zweifelsfällen grund-
sätzlich auf eine medizinische Untersuchung von 
minderjährigen unbegleiteten Ausländern zurück-
greift, um das Alter dieses Personenkreises so ge-
nau wie möglich zu erfassen. 

Die Gruppe Bürger in Wut begrüßt diesen Antrag 
und wir werden ihm auch heute zustimmen, weil 
eine Umsetzung der Forderung nicht nur zu erheb-
lichen Einsparungen im Haushalt führen würde, 
sondern weil man auch das erschütterte Rechts-
empfinden vieler Bürger damit heilen könnte. Min-
derjährigkeit bei Flüchtlingen schützt vor Abschie-
bungen, garantiert eine bessere Unterbringung 
und Betreuung und verspricht strafrechtliche 
Milde. Das ist rechtsstaatlich und auch richtig, al-
lerdings nur bei denjenigen, die auch tatsächlich 
minderjährig sind. Aber eben weil es diesen staat-
lichen Schutz und diese staatliche Fürsorge für 
Minderjährige gibt, ist die Versuchung natürlich 
groß, dass bereits volljährige Flüchtlinge ohne ent-
sprechende Identitätspapiere gerne ihr Alter nach 
unten korrigieren. So etwas darf der Staat nicht to-
lerieren, meine Damen und Herren. 

Weder in Bremen noch in Bremerhaven werden 
ärztliche Untersuchungen zur Feststellung des Al-
ters von jungen Flüchtlingen als Standardmaß-
nahme angewandt. Stattdessen befragt man die 
vermeintlich Minderjährigen mittels Dolmetscher 
und verlässt sich auf die gemachten Angaben, so-
fern diese natürlich nicht erheblich von dem Er-
scheinungsbild des jungen Flüchtlings abweichen. 
Diese Praxis ist aber zu ungenau, lässt Fehlinter-
pretationen zu und hat sich deshalb auch nicht be-
währt, meine Damen und Herren. 

Schauen wir uns die Zahlen einmal näher an: Das 
Bremer Jugendamt hat im Zeitraum zwischen Au-
gust 2014 und März 2017 in gerade einmal drei Fäl-
len erwogen, ärztliche Gutachten anzufordern. In 
zwei Fällen haben die rechtlichen Vertretungen 
der betroffenen Flüchtlinge eine Untersuchung ab-
gelehnt, nur in einem einzigen Fall hat das Amt ein 
zahnmedizinisches Gutachten eingeholt und das 
offenbar nur deshalb, weil ein gerichtliches Verfah-
ren anhängig war. Wohl gemerkt: ein einziges me-
dizinischen Gutachten in zweieinhalb Jahren und 
das bei insgesamt 4 293 altersgeschätzten Perso-
nen im genannten Zeitraum. 

Die Altersfeststellung erfolgte in Bremen also prak-
tisch ausnahmslos durch die Vorlage von Identi-
tätspapieren und einer qualifizierten Inaugen-
scheinnahme und Befragung. In Bremerhaven gab 
es im selben Zeitraum in keinem einzigen Fall An-
lass zur Altersfeststellung. Man hat sich also auf die 
Angaben der betroffenen Jugendlichen ohne wei-
tere Prüfung verlassen. Da verwundert es natürlich 
nicht, dass die Quote fehlerhafter Altersangaben 
durch vermeintlich minderjährige Flüchtlinge in 
Bremen deutlich unter der anderer Bundesländer 
und Staaten liegt, in denen medizinische Untersu-
chungen von unbegleiteten ausländischen Jugend-
lichen vorgenommen wurden. 

In Hamburg, Herr Hinners hat es für das Saarland 
angeführt, stellte man aufgrund von Röntgenunter-
suchungen fest, dass 41 Prozent der insgesamt 
2 572 angeblich minderjährigen Personen die im 
Jahr 2015 in staatliche Obhut gekommen waren, in 
Wahrheit volljährig waren. Im Saarland, wo sich 
Flüchtlinge in Zweifelsfällen einer Untersuchung 
ihrer Handknochen unterziehen müssen, wurde 
bei 35 Prozent die Volljährig festgestellt. In Schwe-
den und in Dänemark fanden die Behörden auf-
grund systematischer Altersüberprüfung von an-
geblich minderjährigen Flüchtlingen heraus, dass 
die Altersangaben in 80 Prozent der Fälle unzutref-
fend waren. 

Diese Beispiele zeigen doch deutlich, meine Da-
men und Herren, dass es eine hohe Missbrauchs-
quote bei den Altersangaben und Inaugenschein-
nahmen von vermeintlich minderjährigen Flücht-
lingen gibt und dass wir in diesem Bereich drin-
gend Handlungsbedarf haben. 

Kommen wir zu den Kosten: Die Unterbringung, 
Betreuung und Versorgung von unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen ist deutlich teurer als die 
von erwachsenen Flüchtlingen. Der Bremer Senat 
hat im April dieses Jahres im Rahmen einer Kleinen 
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Anfrage mitgeteilt, dass die jährlichen Kosten für 
einen minderjährigen Flüchtling in Bremen bei 
57 219 Euro und in Bremerhaven bei 58 704 Euro 
liegen. Für einen erwachsenen Flüchtling betragen 
die Kosten grob geschätzt 13 000 bis 15 000 Euro im 
Jahr. Für einen minderjährigen Ausländer muss 
der Staat also viermal so viel Kosten aufwenden als 
für einen Erwachsenen. Schon aus diesem Grund 
ist es doch dringend geboten, das Alter von ver-
meintlich minderjährigen Ausländern, die unbe-
gleitet nach Deutschland gekommen sind, korrekt 
einzuschätzen. 

Meine Damen und Herren, der Bremer Senat argu-
mentiert da gern, dass es kein medizinisches Ver-
fahren gebe, mit dem man das Alter eines Jugend-
lichen exakt feststellen könne. Es würden nur so-
matisch biologische Näherungswerte mit entspre-
chenden Schwankungsbreiten abgebildet, so die 
Antwort der Bremer Landesregierung im Mai die-
ses Jahres gegenüber dem Landtag. Das ist zwar 
grundsätzlich richtig, allerdings liegen die 
Schwankungsbreiten bei lediglich zwei Jahren. 
Das bedeutet, ergibt die Messung beispielsweise 
22 Jahre oder älter, so kann man ziemlich sicher 
sein, dass es sich hier um einen Volljährigen han-
delt. 

(Beifall BIW) 

Die gröberen Betrugsfälle lassen sich mit den heute 
vorhandenen Verfahren also durchaus aufdecken 
und deren Zahl ist nicht klein, wie die Erfahrung 
aus anderen Bundesländern, ich habe es angespro-
chen, Hamburg oder Saarland oder auch aus ande-
ren Staaten zeigen. 

Meine Damen und Herren, der Staat darf sich bei 
der Altersfeststellung nicht an der Nase herumfüh-
ren lassen, schon gar nicht von Menschen, die von 
uns Schutz und Hilfe erwarten und auch erwarten 
können. Es darf auch keine falsche Altersfeststel-
lung aus ideologischen Gründen geben. Wenn man 
sich die eben zitierten Zahlen des Senats anschaut  

(Glocke) 

– ich komme zum Schluss – dass von 4 293 alters-
geschätzten Personen nur in einem einzigen Fall 
eine Altersfeststellung durchgeführt wurde, dann 
kann man sich des Eindrucks nicht erwehren, dass 
der Bremer Senat sehr großzügig mit der Eingrup-
pierung von Flüchtlingen als Minderjährige um-
geht. 

(Glocke) 

Das ist nicht weiter hinnehmbar. Daher ist der 
heute vorliegende Antrag auch gut und wichtig 
und ich bitte Sie, dem auch zuzustimmen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall BIW) 

Vizepräsidentin Dogan: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Herr Möhle. 

Abgeordneter Möhle (SPD)*): Frau Präsidentin, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Es ist 
noch gar nicht lange her, als ich in diesem Haus ge-
sagt habe, dass für eine gelingende Integration 
Ehrlichkeit eine große Rolle spielt und dass ich es 
nicht für gut halte, wenn man nach Deutschland 
kommt und mit einer falschen Altersangabe, mit 
dieser Lebenslüge, startet. 

(Beifall SPD) 

Ein Teil des Hauses fand das gut, ein anderer Teil 
fand es weniger gut. 

Ich glaube aber, dass es in der Frage, dass es an der 
Stelle einen hohen Anreiz gibt zu betrügen, wie Sie 
gesagt haben, Herr Hinners, das ist nur ein Anreiz: 
Ich werde ganz anders aufgenommen, wenn ich ju-
gendlich minderjährig bin. Dann gilt das Jugend-
hilfegesetz, und dann gibt es Vereinbarungen, die 
den Aufenthalt und auch die Beschulung regeln, 
alle diese Dinge. Das verstehe ich auch. Trotzdem 
finde ich – so viel Rechtsstaatlichkeit muss sein! –, 
dass man sich darauf verlassen können muss, dass 
jemand, der sich als Jugendlicher ausgibt, auch ju-
gendlich ist. 

Nun wissen wir alle, das ist nicht immer so. 

(Zuruf: Meistens!) 

Es gibt Fälle, die gehen weit auseinander, und da 
hat man dann die Aufgabe zu prüfen, ob die Alters-
angaben stimmen oder nicht. Diese Art der Prüfung 
ist deswegen so schwierig, weil es nicht irgendwie 
eine Methodik gibt, die einem ganz genau und 
exakt sagt, wie alt der Jugendliche ist. Da kann 
man das Alter von Bäumen deutlich einfacher und 
präziser bestimmen. Das ist so. Es geht um Men-
schen, das weiß ich auch, aber das Alter kann man 
nicht präzise bestimmen. 

Jetzt zu sagen, wir machen flächig von jedem Ju-
gendlichen, der hier ankommt und sagt, er ist min-
derjährig, eine medizinische Röntgenuntersu-
chung, ist erstens überhaupt nicht zielführend, weil 
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ich dann immer noch nicht genau weiß, wie alt 
denn die jeweiligen Jugendlichen sind, und außer-
dem sagen Mediziner, wenn es keine medizinische 
Indikation für das Röntgen gibt, sei es auch nicht 
geboten, es zu tun. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

So gesehen bin ich eher der Meinung, dass wir das, 
was wir derzeit an rechtlichen Regelungen haben, 
sozusagen die qualifizierte Inaugenscheinnahme, 
im Zweifel, wenn es dann gar nicht anders geht, 
auch eine medizinische Untersuchung anordnen zu 
können – –. Das ist die gegenwärtige Rechtslage. 

Was wollen Sie also ändern, außer dass Sie sagen: 
Wir haben so einen Generalverdacht, denn jeder, 
der kommt, macht sowieso eine falsche Altersan-
gabe, und deswegen machen wir einmal für alle 
gleich schlankweg eine Röntgenuntersuchung? 
Das halte ich für politisch verfehlt, das halte ich für 
eine verfehlte Aussage, und ich glaube, das wird 
den Jugendlichen auch nicht gerecht. 

Nun ist natürlich jemand mit 20 Jahren erwachsen, 
aber gleichwohl ist es jemand mit einem Hilfebe-
darf, wenn er hier in Deutschland ankommt. Ich bin 
mir sehr bewusst, dass der Grat der Humanität in 
dem Bereich sehr schmal ist, aber ich bin auch der 
Meinung, dass wir in diesen Fragen eine rechts-
staatliche Grundlage brauchen, auch wenn sie per-
sönlich und individuell das eine oder andere Mal 
durchaus hart ist. 

Jetzt habe ich eben draußen das Flugblatt bekom-
men. „Was fordern wir?“. Auf der Rückseite steht: 
„Anstatt immer mehr Jugendliche in medizinische 
Altersfeststellungen zu drängen, fordern wir das 
Jugendamt auf, das von den Jugendlichen angege-
bene und auch oft nachgewiesene Geburtsdatum 
anzuerkennen.“ Wenn das Geburtsdatum tatsäch-
lich nachgewiesen ist, wird es auch anerkannt, 
aber ansonsten kann man sich doch nicht so 
schlichtweg auf eine Angabe verlassen und sagen: 
Na ja, der Jugendliche hat gesagt, er ist jetzt 17 
Jahre alt, dann wird es schon so sein. Wenn es so 
wäre, das habe ich eingangs gesagt, wenn es diese 
Ehrlichkeit in dem Bereich gäbe, dann könnte man 
es so handhaben, aber leider ist es nicht so. 

Ich glaube, dass wir in der Frage gar nicht so sehr 
lange herumdiskutieren müssen. Ich finde, dass wir 
das, was wir haben, ordentlich machen, und wenn 
ich mir ansehe, was die Mitarbeiter des Jugendam-
tes in der letzten Zeit in der qualifizierten Inaugen-

scheinnahme gelernt haben, sind sie sehr viel prä-
ziser in der Annäherung dessen, wie alt jeweils die 
Jugendlichen sind. Das war am Anfang vielleicht 
nicht ganz so einfach, weil man sich da auch erst 
einmal einarbeiten musste, aber inzwischen traue 
ich den Mitarbeitern des Jugendamtes zu, dort ver-
nünftige Arbeit zu leisten. 

(Vizepräsident Imhoff übernimmt den Vorsitz.) 

Deswegen glaube ich, dass wir den CDU-Antrag 
nicht mitmachen. Ich finde, wenn ich das vielleicht 
noch einmal sagen darf, immer wieder das gleiche 
Thema anzuheizen, immer wieder die gleichen 
Fragen zu stellen und das Thema immer wieder 
aufs Neue anzusprechen, trägt nicht dazu bei, die 
Situation zu befrieden und eine ordentliche In-
tegration zu organisieren, sondern das führt am 
rechten Rand immer zu neuen Aufregungen und 
am linken Rand immer wieder zu neuer Verzweif-
lung. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

So gesehen würde ich mir wünschen, dass in den 
Debatten mehr Sachlichkeit und auch mehr Fach-
verstand Einzug hält und weniger eine Ideologisie-
rung der jeweiligen Fragen, denn das hilft weder 
den Flüchtlingen noch der hiesigen Gesellschaft in 
der Bundesrepublik. Vielleicht so weit zunächst 
einmal! – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Görgü-Philipp. 

Abgeordnete Görgü-Philipp (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Die CDU-Fraktion schlägt die medizi-
nische Altersfeststellung von unbegleiteten auslän-
dischen Kindern und Jugendlichen als Regelfall 
vor, doch dagegen spricht einiges: Es wäre teuer, 
es wäre nicht einhundertprozentig genau, wie an-
genommen, und – und das ist das Entscheidende – 
es würde täglich in die Rechte der Betroffenen auf 
körperliche Unversehrtheit eingreifen und damit 
regelhaft das Kindeswohl gefährden. 

(Zuruf BIW: Oh!) 

Die CDU-Fraktion sorgt sich vorgeblich darum, 
dass eine ganze Gruppe von Menschen es den be-
hördlichen Verfahren unnötig schwer macht. Diese 
Haltung widerspricht aber dem Geist von interna-
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tionalen Vereinbarungen, wie etwa der UN-Men-
schenrechtskonvention. In Artikel 3 steht, dass bei 
allen Maßnahmen, die Kinder betreffen und die 
von Verwaltungsbehörden getroffen werden, das 
Wohl des Kindes vorrangig zu berücksichtigen ist. 

(Abgeordneter Hinners [CDU]: Des Kindes, ja!) 

Die CDU-Fraktion sorgt sich darum, dass geflüch-
tete Kinder und Jugendliche nicht richtig in das 
staatliche Verfahren passen. Wir Grünen wollen je-
doch noch einmal feststellen, dass es an dieser 
Stelle genau umgekehrt sein muss: Staatliche Ver-
fahren müssen so gewählt werden, dass sie das 
Kindeswohl nicht gefährden. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen – Zurufe BIW) 

Die CDU-Fraktion will hier Aktivitäten vortäu-
schen und betreibt letztendlich nur Aktionismus. 
Das Stilmittel, das hierfür genutzt wird, heißt Miss-
trauen; Misstrauen gegenüber minderjährigen Ge-
flüchteten, die nicht in ihrer Individualität und ih-
ren individuellen Geschichten gesehen werden. 
Als wäre es ein Leichtes, Eltern und Heimat aufzu-
geben, als wäre es eine Leichtigkeit, den Verlust 
beziehungsweise Tod der Eltern und Verwandten 
zu bewältigen, als würde es nicht existenzielle 
Gründe für Flucht, in dieser Welt geben. 

Misstrauen bestimmt die öffentliche Debatte, aber 
auch gegenüber Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Jugendamtes. 

(Abgeordneter Tassis [AfD]: Ja, sehr zu Recht!) 

Sie sind keine fahrlässig handelnde Durchwinksta-
tion, die in ein paar Minuten über das Alter ent-
scheiden, wie von der CDU dargestellt. Eine quali-
fizierte Inaugenscheinnahme ist eine Sache von 
zwei bis drei Stunden. Die Mitarbeiter des Jugend-
amtes habe ich als geschult und erfahren erlebt. 
Ihre Entscheidungen fassen sie zudem aufgrund ei-
ner ganzen Reihe von Kriterien. 

Misstrauen besteht letztlich auch gegenüber einem 
geregelten staatlichen Verfahren, zu dem sich Bre-
men vor Jahren bewusst entschieden hat. Es wird 
ein Verfahren vorgeschlagen, das in die Rechte der 
Betroffenen, in das Menschenwohl eingreift, wie es 
die Bundesärztekammer genannt hat, ohne dass 
diese Eingriffe einen erkennbaren Nutzen hätten. 
Viele Vertreter aus den medizinischen Bereichen 
sprechen sich gegen eine medizinische Altersfest-
stellung als Regelfall aus, der Deutsche Ärztetag, 
die Bundesärztekammer, die Deutsche Akademie 

für Kinder- und Jugendmedizin seien hier stellver-
tretend für viele andere Stellen genannt. 

Festzuhalten ist, unser Verfahren in Bremen steht 
im Einklang mit dem bundeseinheitlich abgestuf-
ten Verfahren zur Altersbestimmung. Die Praxis 
entspricht den Empfehlungen der Bundesarbeits-
gemeinschaft der Landesjugendämter, und auf die-
ses Verfahren werden wir nicht verzichten. Was 
bleibt, ist das Misstrauen, das hier gesät werden 
soll. Zugunsten dieses Misstrauens ist die CDU-
Fraktion bereit, die Rechte von Kindern und Ju-
gendlichen gering zu schätzen oder im Hinter-
grund gar die Vorstellung anzubieten, dass die 
Rechte geflüchteter Kinder und Jugendlicher weni-
ger zu schätzen seien. Eine solche Haltung befrem-
det mich, meine Damen und Herren. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 

Anstatt unbegleitete minderjährige Flüchtlinge un-
ter Generalverdacht zu stellen, ist es unser aller 
Aufgabe, ihnen das Ankommen in unserer Gesell-
schaft zu erleichtern. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Dr. Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Unsere 
Gesellschaft hat doch einen Anspruch zu wissen, 
wer bei uns ist, warum er bei uns ist und auch eine 
Abschätzung zu haben, wie lange er bei uns ist und 
unter welchem Rechtsregime. Diesen Anspruch hat 
die Gesellschaft und den Anspruch muss dann 
auch die Verwaltung erfüllen, diese Antworten ge-
ben zu können und zwar verlässlich. Da muss man 
dann eben trotz aller bundeseinheitlichen Stan-
dards feststellen, dass es bisher eine hohe Miss-
brauchsquote gibt. Und wenn es diese hohe Miss-
brauchsquote gibt, gibt es ein verdammt hohes Dis-
kreditierungspotenzial. 

(Beifall BIW) 

Das ist das, was wir erleben. Immer wieder wird 
vorgetragen, da sind ja viele Betrüger dabei, da 
sind Leute, die das System nur ausnutzen wollen et 
cetera. Das müssen wir zur Kenntnis nehmen und 
können das nicht wegdiskutieren. Wenn es aber so 
ist, dass so hohe Zahlen von Menschen diskreditiert 
werden, dann müssen wir uns die Frage stellen, 
müssen wir nicht zum Schutz der Jugendlichen, die 
hier zu Recht herkommen, alle untersuchen, damit 
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klar ist, wer hier zu Recht in Anspruch nimmt Ju-
gendlicher zu sein und wer es nicht tut. Sonst wer-
den nämlich die Jugendlichen, die zu Recht hierher 
kommen, diskreditiert und das ist nicht richtig. 

(Beifall FDP) 

Natürlich, Frau Görgü-Philipp ist darauf eingegan-
gen, greift man in die Gesundheit ein. Aber es ist 
eine Röntgenuntersuchung, im Zweifel von mehre-
ren Stellen am Körper, dann sind es vielleicht drei 
oder vier Röntgenuntersuchungen. Ja, das ist ein 
Eingriff in die Gesundheit und es gibt auch Diskus-
sionen, wie schädlich das ist. Es gibt auch Diskus-
sion wie schädlich Langstreckenflüge aufgrund 
von Strahlung sind. Aber der Eingriff in die körper-
liche Unversehrtheit ist abzuwägen, nach Auffas-
sung von mir und der FDP-Fraktion, gegen die 
Probleme, die man hat, wenn man das neue Leben 
mit einer Lüge beginnt. 

(Beifall FDP, BIW) 

Und so eine Lüge, mit der kommt man ja dann nicht 
anders durch das Leben als sie aufrechtzuerhalten. 
Das ist kein guter Start für ein neues Leben. Des-
wegen sind wir der Meinung, diese gesundheitli-
chen Risiken sind in Kauf zu nehmen auch vor dem 
Hintergrund der Rechte, die die Jugendlichen ha-
ben. 

(Beifall FDP, BIW) 

Es ist ja nicht so, dass wir ihnen Blut abzapfen um 
die Länge der Telomere zu messen und daraus aus-
zurechnen, wie oft Zellteilung stattgefunden hat. 
Nein, wir gehen hin und machen darauf eine qua-
lifizierte Abmessung des Alters, das wahrscheinlich 
ist. 

(Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Wahrscheinlich!) 

Wir wissen auch, dass Jugendliche in Ländern ge-
boren werden, die nicht ihr Geburtsdatum kennen 
und keine Geburtsurkunde mitbringen. Ja, das 
wissen wir, weil diese Länder das gar nicht so ha-
ben. Da kann man sich nur annähern, aber man 
kann sich so genau annähern, dass der Bürger die-
ses Landes seinen Anspruch erfüllt bekommt, dass 
er weiß wer unter welchem Regime hier ist. Das ist 
ja nicht nur die Jugendhilfe, die in Anspruch ge-
nommen wird. Es hängt auch die Schulpflicht da-
ran. Jugendhilfe geht ja teilweise, und das zu 
Recht, weil dort ist gerade dieses Psychologische 

wichtig, bis 21. Auch Geflüchtete können Jugend-
hilfe über das 18. Lebensjahr hinaus in Anspruch 
nehmen. Aber es geht um Fragen wie Schulpflicht 
und alles, was daran hängt. Diese Fragen müssen 
wir ordentlich abprüfen, damit diejenigen, die zu 
uns kommen, nicht diskreditiert werden und wir als 
Rechtsstaat nicht weiter von rechts beschimpft wer-
den, als ob wir das Recht nicht einhalten wollten. 
Deswegen ist es notwendig, dass wir ein rechts-
staatliches, ein möglichst verlässliches Verfahren 
hier wählen. Deswegen entscheiden wir uns dafür 
als Freie Demokraten, auch wenn es ein Eingriff in 
das Recht der Jugendlichen ist, dafür hier eine ver-
bindliche Altersfeststellung zu machen. – Danke! 

(Beifall FDP) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächste Rednerin hat 
das Wort die Abgeordnete Frau Leonidakis. 

Abgeordnete Leonidakis (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich will die Debatte einmal auf eine sachli-
chere Ebene bringen, anstatt hier Pauschalunter-
stellungen wie Lebenslüge Alter oder eine hohe 
Missbrauchsquote oder die meisten geben etwas 
Falsches an – 

(Staunen CDU) 

habe ich mich einmal mit den medizinrechtlichen 
Grundlagen beschäftigt. Wir reden hier ja über die 
zwei Anträge von der CDU und später noch von der 
AfD. Grundlage ist die vom Bundesgesetzgeber im 
Jahr 2015 eingeführte verbindliche Altersfeststel-
lung für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge. 
Die Methode steht den Jugendämtern frei. Zurzeit 
wird in Bremen das Alter von unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen durch eine Inaugen-
scheinnahme der Sozialpädagoginnen und Sozial-
pädagogen im Jugendamt festgelegt. Im Zweifels-
fall findet aber auch jetzt schon der Verweis an das 
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf (UKE) 
statt und die Aufforderung einer medizinischen Al-
tersfestlegung. 

Dabei gibt es verschiedene Methoden. Die Rönt-
genuntersuchung von Handwurzeln, Zähnen oder 
Schlüsselbeinknochen. Bis zum Jahr 2015 wurden 
im UKE auch noch Genitalien untersucht, das ist 
besonders demütigend und mittlerweile zum Glück 
durch die Bundesarbeitsgemeinschaft der Landes-
jugendämter untersagt. Medizinische Untersu-
chungen sollen im Zweifelsfall durchgeführt wer-
den. Da gibt die Bundesarbeitsgemeinschaft einen 
Graubereich von ein bis zwei Jahren an. Das ist auf 
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der Seite 37 der Empfehlungen, die genannt wur-
den, das ist aber unzutreffend und das imaginiert 
medizinische Forschungserkenntnisse. 

Eine Fachpublikation des international renommier-
ten Londoner Medizinstatistikers Prof. Cole macht 
deutlich, dass die beim Handwurzelröntgen ange-
wandten Maßstäbe auf einer Erhebung aus den 
1930er Jahren aus Ohio stammen und lediglich die 
durchschnittliche Entwicklung der Probanden dar-
stellten. Schwankungen von sechs Jahren seien 
möglich. Daher kommt er zu der Aussage, dass das 
ermittelte Knochenalter nicht informativ sei und 
nicht angewendet werden sollte, da es eine Wahr-
scheinlichkeit von 61 Prozent gibt, bereits vor dem 
18. Geburtstag ein ausgereiftes Handskelett zu ha-
ben. Mag sein, dass Sie das nicht interessiert, aber 
Sie haben ja die medizinische Untersuchung bean-
tragt und dann sollte man sich auch bewusst sein, 
was das eigentlich heißt. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Auch beim Röntgen des Gebisses gibt es große Un-
genauigkeiten. Die Spanne der Weisheitszahnent-
wicklung zum Beispiel liegt zwischen Probanden 
aus afrikanischen Ländern und aus Japan bis zu 
vier Jahre auseinander. Das wird nicht berücksich-
tigt bei dem Verfahren. Ganz grundsätzlich können 
Röntgenuntersuchungen nicht erzwungen werden, 
weil sie einen medizinischen Eingriff darstellen. Ihr 
Einsatz muss daher laut Röntgenverordnung Medi-
zinrecht mit größter Zurückhaltung und nur bei zu 
erwartendem gesundheitlichem Vorteil und Indi-
kation erfolgen, sprich, dass der gesundheitliche 
Nutzen das Strahlenrisiko übersteigt. Soweit also 
die medizinrechtlichen Grundlagen an die auch 
Ärztinnen und Ärzte in der Bundesrepublik gebun-
den sind. Die Altersfeststellung ist keine medizini-
sche Indikation und kein Arzt und keine Ärztin 
kann dazu verpflichtet werden, solche Untersu-
chungen vorzunehmen. Auch nicht von Gerichten, 
im Übrigen. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Zu Recht stellt der Präsident der Bundesärztekam-
mer, Herr Montgomery, daher fest, ich zitiere: 
„Röntgen ohne medizinische Indikation ist ein Ein-
griff in die körperliche Unversehrtheit.“ 

(Zuruf FDP) 

Sie mögen da jetzt Ideologie oder was weiß ich für 
politische Absichten unterstellen. Das ist ein Arzt, 

der das sagt und zwar der Präsident der Bundesärz-
tekammer. Das können Sie nicht einfach so beiseite 
wischen. Der Deutsche Ärztetag ebenso hat festge-
stellt, dass Alterseinschätzungen durch Röntgen o-
der Computertomographie bei unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen „medizinisch nicht ver-
tretbar sind“ – Zitat. 

Bundesweit gibt es daher aus gutem Grund nur 
zwei Institute, die Altersfeststellungen vornehmen, 
eines davon ist das UKE, die vorher auch Genital-
untersuchungen gemacht haben und im Übrigen 
auch an der Brechmittelfolter, die wir hier gleich 
noch diskutieren werden, aktiv beteiligt waren und 
das ohne medizinische Indikation. Bei Folter muss 
man, glaube ich, nicht darüber reden, dass es dafür 
keine medizinische Indikation geben kann. 

Halten wir fest, eine sichere unfehlbare Methode 
der medizinischen Altersfeststellung gibt es nicht. 
Das hat inzwischen sogar die Bundesregierung in 
einer Antwort auf eine Anfrage der LINKEN Bun-
destagsfraktion zugegeben. Ich zitiere erneut: 
„Durch keine Methode der Altersfeststellung ist es 
möglich, das Lebensalter eines Menschen genau zu 
ermitteln“. 

Röntgenuntersuchungen, zweite Feststellung, 
ohne medizinische Indikation sind unzulässig. Das 
praktizieren auch fast alle Medizinerinnen und 
Mediziner, die lehnen das daher auch ab. Auch der 
Wissenschaftliche Dienst des Bundestages erachtet 
Röntgenuntersuchungen als verfassungsrechtlich 
bedenklich und auf keinen Fall als alleinigen Maß-
stab zur Altersbestimmung zulässig. Deswegen, Sie 
werden sich nicht wundern, lehnen wir die beiden 
vorliegenden Anträge ab. 

Das heißt natürlich nicht, dass aus unserer Sicht al-
les wie es jetzt ist, gut ist. Die Inaugenscheinnahme 
durch das Erstaufnahmeteam im Jugendamt hat 
auch eine hohe Fehlerquote. Es gibt Jugendliche, 
die wurden als volljährig geschätzt, die haben spä-
ter durch Pass bewiesen, dass sie minderjährig 
sind. 

(Zuruf Dr. Buhlert [FDP]) 

Das ist auch normal, wenn man sich anschaut, was 
da teilweise als Grundlage gilt. Die Empfehlungen 
des Bundesjugendamtes habe ich mir einmal ange-
schaut. 

(Glocke) 
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Da sind dann anzukreuzende Kästchen mit Stimm-
lage, Haare, Stirnfalten, Halsfalten, Körperbehaa-
rung, Bartwuchs, Gesichtszüge, Hände-/Körper-
bau. Ich bin Anfang 30, bekomme langsam graue 
Haare, meine Tante hatte mit 18 graue Haare. Ich 
glaube, anhand der Haare, der Hände oder Falten 
im Gesicht, kann man kein Alter erkennen, deswe-
gen ist auch dieses Verfahren aus unserer Sicht 
noch verbesserungswürdig. – Danke schön! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Schäfer. 

Abgeordneter Schäfer (LKR): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Ich habe 
eben diese Worte gehört wie Generalverdacht und 
Misstrauen. Ich weiß nicht, wer es von Ihnen mit-
bekommen hat, ich muss gerade meine ehemalige 
parlamentarische Gruppe abwickeln, weil mir 
meine Kollegen abhandengekommen sind, und im-
mer, wenn ich Herrn Kasch von der Verwaltung der 
Bürgerschaft sage, das wird schon so stimmen, sagt 
er: Dazu hätte ich aber gern einen Beleg, ich glaube 
Ihnen das gar nicht. Dann frage ich immer: Was ist 
das denn für ein Generalverdacht, was ist das für 
ein Misstrauen? Ich werde die Ausgaben schon 
richtig gemacht haben. 

(Zuruf Abgeordneter Röwekamp [CDU]) 

Dann sagt er zu mir: Nein, so geht das nicht. So 
geht das natürlich nicht, denn wenn wir hier über 
öffentliche Mittel reden, dann brauchen wir schon 
einen Nachweis. Ehrlich gesagt, finde ich das rich-
tig. 

(Beifall BIW) 

Genauso ist es im Steuerrecht, genauso ist es über-
all. Wenn ich jetzt einfach behaupte, ich habe ges-
tern zufälligerweise 2 000 Euro für eine Bewirtung 
ausgegeben, dann wird er mir sagen: Das glaube 
ich dir nicht. Misstrauen, Generalverdacht! 

Kommt dann zum Beispiel ein junger Erwachsener 
und behauptet, er ist 16, und ich habe da meine 
Zweifel, dann heißt es: Oh, Misstrauen, General-
verdacht! Manchmal würde eine Suche bei Google 
reichen. Wenn jemand bei Werder Bremen in der U 
17 spielt und schon vor zwei Jahren in Ghana in der 
Nationalmannschaft als Volljähriger spielte – den 
finde ich ja bei Google –, 

(Beifall und Heiterkeit BIW) 

dann frage ich mich, ob da eigentlich etwas nicht 
in Ordnung ist. 

Wir wissen, dass jemand, der behauptet, minder-
jährig zu sein oder tatsächlich minderjährig ist, ein 
gesamtes Sammelsurium an Privilegien genießt: Er 
kann nicht abgeschoben werden, auch wenn er gar 
keinen Asylanspruch hat, er bekommt Hilfen, eine 
bessere Unterkunft und so weiter. Das Interesse zu 
behaupten, minderjährig zu sein, ist groß, und der 
Missbrauch ist erheblich. 

Es gibt Länder, Staaten und Bundesländer, die eine 
solche Altersfeststellung nach vermeintlich oder 
möglichst objektiven Kriterien durchführen, das 
Universitätsklinikum in Hamburg-Eppendorf 
macht das zum Beispiel nach EU-Vorgaben. Sie sa-
gen: Na gut, es gibt hier Befunde, bei denen sagen 
wir, der ist mit Sicherheit minderjährig, und dann 
gibt es welche, bei denen sagen wir, es ist völlig 
ausgeschlossen, dass er minderjährig ist, und dann 
gibt es eine große Gruppe, bei denen sagen wir, na 
ja, da ist eine Unsicherheit, die können minderjäh-
rig oder volljährig sein, also in dubio pro reo. In 
Hamburg liegt die Quote derjenigen, bei denen sie 
mit Sicherheit sagen können, sie sind nicht minder-
jährig, bei 50 Prozent. 

Schweden, das ein großes Problem mit illegaler 
Einwanderung hat, hat dieses Thema der medizini-
schen Untersuchungen von behaupteter Minder-
jährigkeit vorangetrieben. Es gibt dort auch ein von 
der EU abgesegnetes Altersfeststellungsverfahren, 
und dort liegt die Quote bei 80 Prozent! 80 Prozent 
derjenigen, die behaupten, minderjährig zu sein, 
sind es gar nicht! 

Gehen Sie doch einmal vor die Tür! Schauen Sie 
sich einmal die Leute an, die da ihre Aktionen ge-
gen die Altersfeststellung machen, ich habe es 
eben noch gesehen. Da machen sie so kleine The-
aterstücke, die so ein bisschen an die Mediziner in 
KZs im Dritten Reich erinnern sollen, wie schlimm 
es ist, dass man jetzt feststellen will, wie alt sie 
wirklich sind. Ich habe ja bei der FDP schon so 
manche Wette verloren, 

(Zuruf Abgeordnete Leonidakis [DIE LINKE]) 

aber da würde ich jetzt eine Wette machen: Keiner 
von denen ist unter 21, und wir lassen uns von 
ihnen auf der Nase herumtanzen! 

Natürlich geht es mir auch um diejenigen, die wirk-
lich minderjährig und schutzbedürftig sind, aber 
ich sage, jetzt müssen wir auch einmal an uns selbst 
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denken, an den Steuerzahler, an den Beitragszah-
ler in unserem Land: Wie lassen wir uns eigentlich 
zum Narren halten, wenn es da 30- oder 35-jährige 
Leute gibt, die behaupten, minderjährig zu sein, 
und Sie sagen: Oh, das ist aber Misstrauen, 

(Zurufe SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

wenn wir sagen, das würden wir gern einmal über-
prüfen. Insofern ist eine verbindliche medizinische 
Altersfeststellung absolut notwendig, völlig egal, 
von wem der Antrag kommt. 

Erinnern wir uns einmal daran: Es gibt immer den 
Fall, bei dem man sagt, na ja, da ist eine Unsicher-
heit. Wir reden nur von den Fällen, bei denen wir 
sagen, wir sind uns absolut sicher, sie sind nie und 
nimmer minderjährig. Die möchten wir gern iden-
tifiziert haben, und diejenigen möchten wir gern so 
behandelt haben, wie es das Recht für erwachsene 
Asylbewerber vorsieht. – Vielen Dank! 

(Beifall BIW) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Möhle. 

Abgeordneter Möhle (SPD)*): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Zunächst 
einmal, Frau Leonidakis, ich finde, man muss ehr-
licherweise sagen, dass es vermeintlich Minderjäh-
rige gibt, die es nicht sind. Das ist das Problem: 
Wenn es nicht so wäre, bräuchten wir die ganze 
Diskussion hier nicht zu führen. 

(Beifall BIW) 

Für mich ist es Unsinn, hier von Misstrauen zu re-
den. Es gibt Fälle, die nicht eindeutig sind, aber es 
gibt kein System, auch kein medizinisches, das das 
aufklären könnte. Das ist in gewisser Weise ein Di-
lemma, und deswegen ist das mit der Röntgenun-
tersuchung auch so wenig hilfreich. Da wird jetzt 
von der CDU eine medizinische Untersuchung an-
gestrebt, die überhaupt nicht dazu beiträgt, in der 
Entscheidung klarer zu werden. 

(Zuruf Abgeordneter Hinners [CDU]) 

Das ist ein kleiner Mosaikstein! 

Viel klarer ist für mich die qualifizierte Inobhut-
nahme, weil da Fachleute sitzen, die sich damit 
auskennen und eine viel klarere Entscheidung tref-
fen können, und wenn es dann Zweifel gibt, dann 
ist eine medizinische Untersuchung derzeit auch 

möglich. Wozu also eine flächendeckende Untersu-
chung anordnen? Das halte ich für absurd in Ihrer 
Argumentation. Ehrlich gesagt, wenn hier vorge-
tragen wird, das ginge mit der Sicherheit so ähnlich 
wie beim Steuerberater: Meine Erkenntnis beim 
Steuerberater ist auch nicht so, dass ich da immer 
auf der sicheren Seite bin und hin und wieder doch 
noch sehr viele Fragen offenbleiben. Aber gut! 

Ich finde, wir sollten versuchen anzustreben, eine 
möglichst genaue Sicherheit herzustellen. Mög-
lichst genau heißt aber nicht einhundertprozentig 
genau, das kann man derzeit medizinisch nicht 
leisten. 

(Abgeordneter Hinners [CDU]: Das verlangt doch 
auch keiner!) 

Möglicherweise ist die Forschung dann irgend-
wann so weit, dass sie das kann. 

Ich habe vorhin das Beispiel mit dem Baum nicht 
umsonst genannt: Menschen haben keine Jahres-
ringe, die man auszählen kann. 

(Abgeordnete Dehne [SPD]: Ja, genau so! – Zuruf 
Abgeordneter Dr. vom Bruch [CDU]) 

Wenn es denn so wäre, dann hätten wir die ganze 
Diskussion nicht. 

Letzten Endes finde ich auch, was meine Kollegin 
von den Grünen erzählt hat: Mit wie viel Miss-
trauen gehen wir eigentlich gegenüber den Kolle-
gen im Jugendamt vor, die genau diese Aufgabe 
erfüllen, 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

mit wie viel Misstrauen gegenüber diejenigen, die 
sich qualifizieren, damit beschäftigen, die Ausbil-
dung und Schulungen und Fortbildungen und alles 
das gemacht haben, um genau diese Aufgabe für 
uns zu erfüllen? Letztendlich gibt es ja auch etliche, 
bei denen festgestellt wird: Ja, sie sind eben nicht 
minderjährig. Man muss ja nicht so tun, als ob alle 
diejenigen, die hier antreten und eine Minderjäh-
rigkeit vorgeben, damit auch durchkämen. So ist es 
auch nicht! Mit Verlaub, aber das hörte sich teil-
weise so an. Das ist auch nicht so, und ich finde 
auch, dass wir in der Debatte irgendwie auch ein-
mal ein bisschen herunterkommen müssen. 

Ich bin der Meinung, wenn das Jugendhilfegesetz 
zum Beispiel sagt, man kann auf besonderen An-
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trag und bei besonderer Notwendigkeit die Ju-
gendförderung auch bis zum Alter von 21 Jahren 
machen, dann muss man sich nicht aufregen, wenn 
ein Flüchtling hier ankommt, der sagt, ich bin min-
derjährig, und er ist vielleicht schon 18,5 Jahre alt. 
Mit solchen Leuten müssen wir wirklich sorgfältig 
umgehen, und da hätte ich nichts dagegen, wenn 
ihm die Jugendhilfe angedeihen würde, weil er es 
auch nötig hätte. 

(Beifall SPD) 

Es gibt eine Grenze, das finde ich auch, und sie 
liegt – für mich jedenfalls – nicht bei exakt 18 Jah-
ren und vorher Jugendhilfe, und punktgenau da-
nach eben nicht mehr. Das halte ich für ziemlich 
absurd. 

(Glocke) 

Vizepräsident Imhoff: Herr Kollege, lassen Sie eine 
Zwischenfrage des Kollegen Herrn Dr. Buhlert zu? 

Abgeordneter Möhle (SPD): Ich bin eigentlich fer-
tig, aber – –. Es macht ja keinen Sinn! Ich bin ja jetzt 
fertig. Ich wollte nur noch sagen: Vielen Dank für 
die Aufmerksamkeit! Sie können sich ja noch ein-
mal melden, Herr Buhlert. 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Aber dann kann 
ich keine Frage beantwortet bekommen!) 

Vizepräsident Imhoff: Herr Dr. Buhlert, wünschen 
Sie das Wort zu einer Kurzintervention? 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Nein, ich kann 
noch ein zweites Mal reden! Ich möchte jetzt nicht! 

Vizepräsident Imhoff: Gut! Als nächster Redner 
hat das Wort der Abgeordnete Herr Hinners. 

Abgeordneter Hinners (CDU)*): Herr Präsident, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! Im Prin-
zip hat mich die Debatte hier nicht so sehr über-
rascht, sie hat mich aber enttäuscht. Es ist für mich 
wirklich unverständlich, warum Rot-Grün und 
auch die Teilnehmer der LINKEN überhaupt nicht 
einsehen wollen, dass wir bundesweit bei allen 
Kontrollen, die durchgeführt worden sind, entwe-
der weil es Strafverfahren waren oder weil es einen 
Verdacht auf falsche Altersfeststellung oder Alter-
seinschätzung gegeben hat. Es hat erhebliche Dif-
ferenzen zur Altersangabe gegeben, da ging es 
nicht um ein, zwei Jahre, sondern da ging es um 
fünf, sechs Jahre. Das kann doch nicht negiert wer-
den. Wir können doch nicht einfach so tun, als 

wenn es das alles nicht gegeben hätte. Teilweise 
40, 50 Prozent, im Ausland bis 80 Prozent, das 
wurde hier schon genannt. 

In Bremen eine einzige medizinische Untersu-
chung, es wurde darauf hingewiesen, bei knapp 
4 300 Fällen. Das immer wieder behauptete Ver-
fahren hier in Bremen, nämlich durch Befragung 
auf ein realistisches Alter zu kommen, das ist in kei-
ner Weise gerichtsfest. Kommt es tatsächlich zu ei-
nem Verfahren, ist eine medizinische Untersu-
chung unerlässlich, weil dieses Verfahren gericht-
lich überhaupt keine Bedeutung hat. 

Unsere Forderung, die wir heute erheben, die ist 
moderat, die ist bundesweit auch eigentlich kon-
sensfähig, die sollte auch in Bremen zu einem posi-
tiven Ergebnis, zu einer positiven Rückmeldung 
führen, denn wir fordern ja gar keine Bremensie. 
Wir fordern ja gar kein Verfahren nur für Bremen, 
wir fordern ein bundeseinheitliches Verfahren, was 
aber auch in Bremen dann Anwendung findet. Das 
hat es bisher ja nun nicht gegeben. Das alles muss 
man immer unter der Bedingung sehen, dass wir in 
Bremen ein erhebliches Maß – das kann man ja an 
den Statistiken erkennen – an unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen haben, die eben nicht 
minderjährig sind und damit erhebliche Steuerauf-
wendungen nach sich ziehen. 

Ich wiederhole noch einmal: Es geht hier nicht da-
rum, ob jemand 17 oder 18 ist, es geht darum, ob 
jemand 16 oder 22 ist. Und das, meine Damen und 
Herren, lässt sich mit einer medizinischen Untersu-
chung sehr wohl und sehr gut feststellen. 

(Beifall CDU, BIW) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Tassis. 

Abgeordneter Tassis (AfD): Sehr geehrter Herr 
Präsident, liebe Kollegen des hohen Hauses. Zu 
meinem eigenen Antrag werde ich gleich noch re-
den unter einem anderen Tagesordnungspunkt. 
Erst einmal zum Antrag der CDU, der einheitliche 
Standards fordert und vor allem auch das wieder-
holt, was eigentlich schon Rechtslage ist, in zwei 
Sätzen, in den Punkten zwei und drei des CDU-An-
trages: Nur in Zweifelsfällen die medizinische Al-
tersfeststellung anzuwenden. 

Das ist zu wenig. Gerade dieser Senat kann nicht 
dazu aufgefordert werden, irgendetwas zu ma-
chen. Gerade dieser Senat muss verpflichtet wer-
den zu bestimmten Altersfeststellungskriterien. In 
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der Tat brauchen wir da eine bundesgesetzliche 
Regelung, die nicht zu umgehen ist. Selbst wenn 
ein Bundesland in einer Art und Weise ein Staats- 
und Bürokratieversagen zeigt, dem schon bei dem 
Umgang mit der Verweigerung von Fingerabdrü-
cken, die Hilflosigkeit bescheinigt wird. Da fragt 
man sich schon, wie dieses noch genannt werden 
kann. 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Haben Sie einen 
Beleg dafür?) 

Unter Generalverdacht stellt die AfD jedenfalls ga-
rantiert nicht, wie Frau Görgü-Philipp meinte, mit 
einer völlig normalen Forderung auf medizinische 
Altersfeststellung, die europaweit ja um sich greift, 
gerade auch aufgrund der deutschen Erfahrungen. 
Unter Generalverdacht ist höchstens eine Länder-
regierung zu stellen, welche solche Verfahren, wie 
wir sie bisher erlebt haben, duldet. Von Weisheits-
zahnentwicklung zu sprechen, während wir hier 
wirklich von einem, wie ich schon sagte, Staats- 
und Bürokratieversagen sondergleichen reden und 
einem Vertrauensverlust bei der Bevölkerung, 
zeigt, wie man den Staatsbürgern hier gegenüber-
tritt und nicht vielmehr. Mit vernünftiger Flücht-
lingspolitik, vernünftigem Zuwanderungsgesetz, 
normalen medizinischen Altersfeststellungen, wie 
sie weltweit angewandt werden, hat diese Diskus-
sion wenig zu tun. 

Es ist kein rechtsstaatliches Prinzip, dass eine staat-
liche Stelle einem ihr gegenüber tretenden Men-
schen das glaubt, was er ihr sagt. Es wird nachge-
prüft, das ist auch vollkommen normal in einem ge-
wissen Rahmen. Diese Nachprüfung muss natür-
lich nach rechtlichen Standards erfolgen. Gerade 
da setzt doch das rechtsstaatliche Prinzip im 
Grunde ein, beziehungsweise das Nichteinsetzen 
dieser Prinzipien bei unserer Altersfeststellung bei 
den vielen einhunderttausend Flüchtlingen in die-
sem Land, wurde es ja gerade außer Kraft gesetzt. 
Diese einfachen Sachverhalte umzudrehen, halte 
ich für sehr, sehr merkwürdig und werde mich des-
wegen auch dem CDU-Antrag enthalten, weil er 
mir nicht weit genug geht. – Vielen Dank! 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Fecker. 

Abgeordneter Fecker (Bündnis 90/Die Grünen)*): 
Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Gelegentlich frage ich mich 
schon, ob eigentlich alle die hier vorn stehen oder 
standen genau wissen, worüber sie im Kern reden. 
Ich will das einmal ganz deutlich machen, weil hier 

der Eindruck entstanden ist, als müsse man hier nur 
an die Tür des Jugendamtes klopfen und sagen: 
Hallo, ich bin 16 Jahre alt, nehmt mich auf und setzt 
mich in die Jugendhilfe. Das ist grober Unfug. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Um es sehr deutlich zu sagen, es ist auch nicht so, 
dass die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ju-
gendamtes dann hingehen und die La-Ola-Welle 
machen und sagen: Auf dich haben wir jetzt gerade 
gewartet und deswegen schätzen wir dich auch für 
16 ein. Sondern da gibt es ein Verfahren eines In-
terviews, das ist umstritten, das weiß ich, das habe 
ich zur Kenntnis genommen, dass es unterschiedli-
che Aussagen dazu gibt. Es ist aber nicht so, dass 
leichtfertig in irgendeiner Weise irgendeine Mitar-
beiterin oder irgendein Mitarbeiter des Jugendam-
tes diese, für die jungen Menschen existenziell 
wichtige, Frage entscheidet. Da ist ein mehrstündi-
ges Interview vorgeschaltet, das auf Basis von meh-
reren Kriterien, über die man im Einzelfall gern 
streiten kann, stattfindet. Diese Polemik, die hier 
gerade stattgefunden hat, von wegen im Rot-Grün-
liberalen Bremen kommet nur alle, wir nehmen 
euch auf, sie ist einfach in der Sache falsch. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Wissen Sie, wenn dem so wäre, dann würden jetzt 
diejenigen, die da draußen demonstrieren, nämlich 
gar nicht demonstrieren, weil wir es an dieser Stelle 
in der Hand haben, dass diese jungen Menschen 
sagen: Wir sind minderjährig, obwohl das Jugend-
amt nach Befragung eine andere Aussage getroffen 
hat. Wenn dem so wäre, wie Sie hier suggerieren, 
gäbe es diese Demonstration nicht und gäbe es 
auch nicht die weitergehenden Forderungen. 

(Unruhe FDP) 

Jetzt kommen wir dazu, dass nicht 100 Prozent der-
jenigen, die sagen, ich bin minderjährig auf einmal 
als minderjährig eingestuft werden, die Zahlen 
kennen Sie doch, meine Damen und Herren. Sie 
behaupten hier weiterhin wahrheitswidrig, in Bre-
men wird jede Person durchgewunken. Nein, das 
ist ein kompliziertes Verfahren, das aus unserer 
Sicht die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ju-
gendamtes mit hoher Sorgfalt und hoher Gewissen-
haftigkeit durchführen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 
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Dann ist es auch nicht so, dass in Bremen in Zwei-
felsfällen überhaupt keine ärztlichen Untersuchun-
gen stattfinden. Das ist auch nicht der Fall. Das 
heißt, auch dieses Instrument wird angewandt. Was 
wir nicht tun, das ist vollkommen richtig, dass wir 
persönlich sagen, jede Person, die hier durch die 
Tür kommt, muss sofort medizinisch untersucht 
werden. Warum? Weil wir vorher ein qualifiziertes 
Verfahren haben, das genutzt wird. Zweitens: Es 
gab ja eben ein bisschen Gelächter, als Kollegin 
Sahhanim Görgü-Philipp über das Recht auf kör-
perliche Unversehrtheit gesprochen hat, aus der 
Ecke des rechten Randes. Meine Damen und Her-
ren, Artikel 2, Absatz 2 des Grundgesetzes finde ich 
persönlich nicht lachhaft, sondern durchaus beach-
tenswert. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wissen Sie, was mich an mehreren Redebeiträgen 
wirklich massiv gestört hat, war der Umstand, dass 
wir über die Haushaltsbelastung für das Land Bre-
men, dass wir über erschütterte Rechtsstaatlichkeit 
geredet haben, dass aber ganz, ganz wenig von 
denjenigen, die hier diese ärztliche Untersuchung 
gefordert haben, über die jugendlichen Menschen 
selbst gesprochen wurde, was die erlebt haben und 
warum sie vielleicht auch gerade so sind, wie sie 
sind. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Sie haben sich mit keinem einzigen Wort, gerade 
Sie, Herr Timke, mit keinem einzigen Wort mit die-
sen jungen Menschen und ihrer persönlichen Situ-
ation befasst und das ist, finde ich, schon überhaupt 
keine Ausgewogenheit mehr. 

(Zuruf CDU: Das hat doch mit der Altersfeststel-
lung nichts zu tun!) 

Nein, überhaupt nicht. Jetzt sind wir bei der Frage 
angekommen, es gibt eine Zahl von Menschen die 
sagt, sie ist minderjährig, wo das staatliche Verfah-
ren in Bremen sagt: Du bist nicht minderjährig. Und 
auch staatliche Verfahren in anderen Kommunen 
sagen: Du bist nicht minderjährig. 

(Unruhe) 

Ich freue mich immer, wenn ich zu Diskussionen 
anrege. Ich würde gerne noch einmal mit Ihnen 
über Rechtsstaatlichkeit sprechen, denn was ist das 
für ein Staat, der abweicht von dem, was die 
Rechtsstaatlichkeit abzeichnet bei uns, nämlich die 

Unschuldsvermutung, und die gilt in diesem Land 
auch für nicht deutsche Staatsbürger. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wo ist eigentlich der Aufschrei, der Antrag über die 
vielen fehlerhaften Bescheide vielleicht bei der Al-
tersfeststellung zuungunsten der jungen Men-
schen. Wo sind da die Qualitätsansprüche, wo sind 
da die Anforderungen der Fraktion der CDU, der 
Gruppe Bürger in Wut und anderer? Ich habe die 
bisher nicht wahrgenommen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Bleibt noch die Frage der Altersfeststellung und der 
Schwankungen. Ich habe eben wahrgenommen, 
dass zugestanden wird, jawohl zwei Jahre, sagen 
selbst die Freunde der Altersfeststellung, ist eine 
Schwankung. Ja, natürlich, wenn Sie da den 26-
jährigen nehmen, dann ist das in der Tat eine klare 
Sache, wenn der dann nur 24 ist. Ich würde aller-
dings behaupten, dass wir diese Fälle mit dem bis-
herigen System auch schon hervorragend heraus-
filtern. Also sind wir doch bei den Grenzfällen. 
Wollen Sie jemanden, der sagt: Er oder sie ist 17? 
Ja, da ist das dann schon ein eklatanter Unter-
schied, ob diese Person dann 19 ist plus zwei Jahre 
oder sogar erst 15 minus zwei Jahre. Das heißt, Sie 
werden niemals zu ganz präzisen Feststellungen 
kommen. Ich finde, auch das gehört zu einer ehrli-
chen Debatte dazu, die ich mir heute an diesem 
Tag hier gewünscht hätte. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Insgesamt finde ich, sollten wir wesentlich mehr 
Vertrauen in die staatlichen Systeme haben, dann 
wird nämlich auch nicht ständig an diesen staatli-
chen Systemen herumgeschraubt. Wer erschüttert 
denn die Rechtsstaatlichkeit? Diejenigen, die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern ständig vorwerfen, 
dass sie eben nicht nach Recht und Gesetz handeln 
und diejenigen, die das nicht tun, die fallen doch 
auf, das ist Ihnen in letzter Zeit doch auch klar ge-
worden. Ich würde mir deutlich mehr Vertrauen in 
die Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Jugendamtes wünschen, die handeln nach 
Recht und Gesetz, aber die haben auch das Kindes-
wohl im Auge. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsident Imhoff: Herr Kollege Fecker, wür-
den Sie bitte ganz kurz meine Frage beantworten, 
ob Sie noch Zwischenfragen der anderen beiden 
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Kollegen zulassen würden? – Also möchten Sie das 
nicht. Herr Schäfer, möchten Sie eine Kurzinter-
vention? Bitte schön. 

Abgeordneter Schäfer (LKR)*): Ich möchte nur da-
ran erinnern, dass es der Senat war, der eine Initi-
ative gestartet hat, ich weiß gar nicht, war das Ende 
2015, Anfang 2016, dass der Königsteiner Schlüssel 
auch bei unbegleiteten minderjährigen Flüchtlin-
gen angewendet wird, weil eben eine überpropor-
tional große Zahl unbegleiteter minderjähriger 
Flüchtlinge ausgerechnet nach Bremen gekommen 
ist. Ich wollte den geschätzten Kollegen fragen, ob 
er sich erklären kann, warum Bremen damals so 
beliebt war? 

Vizepräsident Imhoff: Herr Kollege Hinners, es ist 
leider laut unserer Geschäftsordnung immer nur 
eine Kurzintervention nach einem Debattenbeitrag 
möglich, nach der nächsten Debatte können Sie 
wieder eine Kurzintervention machen. 

Als nächste Rednerin hat das Wort die Abgeord-
nete Frau Leonidakis. 

Abgeordnete Leonidakis (DIE LINKE)*): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren! 
Vielleicht erlaubt Herr Fecker mir zu antworten. Es 
ist nicht so, dass nur Bremen Ziel war, sondern es 
waren insgesamt die Großstädte. Das liegt auch auf 
der Hand, denn Großstädte haben andere Infra-
strukturen, haben andere Beratungsmöglichkeiten 
und haben einfach eine andere Struktur, das ist völ-
lig logisch und das ist kein Anlass für Spekulatio-
nen. Das einmal nebenbei. 

Ich wollte noch etwas zu Herrn Tassis sagen: Herr 
Tassis, Sie haben in ihrem Antrag ganz fein in Ber-
lin abgeschrieben. Das haben Sie sehr gut ge-
macht. Ich möchte noch einmal sagen, in Berlin 
werden Sie ja nicht gewollt, da gab es einen großen 
Protest und auch hier bleiben Sie natürlich nicht 
ohne Widerspruch. Das ist richtig, denn die AfD 
hat, glaube ich, mit ihrem Beitrag und auch mit ih-
rem Antrag ihre Gesinnung sehr deutlich gemacht, 
liebe Kolleginnen und Kollegen. 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Herr Schäfer allerdings auch.) 

Herr Schäfer allerdings auch, und auch Herr Hin-
ners. Man merkt was passiert, wenn Innenpolitiker 
solche Debatten führen. Ich halte das nicht für ziel-
führend. 

(Zuruf Abgeordneter Hinners [CDU]) 

Herr Hinners –Sie stehen als Initiator unter dem 
Antrag – wenn Sie von Quoten sprechen, wonach 
40 Prozent angeblich ein falsches Alter angegeben 
haben – –. Ich möchte Ihnen eine Geschichte erzäh-
len, wie so etwas zustande kommt. Ich weiß nicht, 
woher Sie Ihre Zahl haben, aber möglicherweise 
kann folgendes dahinter stecken: Stellen Sie sich 
vor, wir reden jetzt aus der Perspektive eines Ju-
gendlichen: Sie sind 15, kommen aus Afghanistan, 
kommen über die Türkei, brauchen Monate und 
sind irgendwann in Griechenland. 

(Abgeordneter Schäfer [LKR]: Dann muss man ei-
nen Antrag stellen!) 

Das sind Personen, von denen Sie gesagt haben, es 
gibt ein Problem mit illegaler Migration. Ich weise 
darauf hin, es gibt keine legale Migration für diese 
Menschen –, 

(Beifall) 

sie sind gezwungen. Diese Flucht wird illegalisiert 
und das ist der Skandal, nicht das Problem der an-
geblichen illegalen Migration, Herr Schäfer. 

(Beifall DIE LINKE) 

Dann sind Sie in Griechenland oder in Bulgarien. 
Sie wissen ganz genau, wenn Sie jetzt sagen, Sie 
sind minderjährig, dann kommen Sie in eine miese 
Unterkunft in der Sie über Jahre ohne Bildung oder 
eine angemessene adäquate Jugendhilfe und ohne 
adäquate Betreuung sein werden. Sie werden dort 
festgehalten in Unterkünften, die einfach unzumut-
bar sind. Das wissen wir aus vielen, vielen Berich-
ten aus der Presse, von der Europäischen Kommis-
sion und so weiter und so fort. Die die Zustände 
dort sind unzumutbar, insbesondere für Minderjäh-
rige. Was machen Sie dann. Sie sagen, dass Sie 
volljährig sind und reisen weiter, weil Sie dann 
eben nicht festgehalten werden wie Minderjährige, 
die natürlich in Obhut zu nehmen sind, aber dann 
dort schlechte Bedingungen haben. 

(Abgeordneter Schäfer [LKR]: Ja, genau!) 

Ich kenne solche Beispiele. Dann kommen Sie hier 
an, in Rosenheim, in Bayern, werden von der Poli-
zei kontrolliert und die hat dann den Treffer. Weil 
Sie in Griechenland gesagt haben, dass Sie volljäh-
rig sind, werden Sie in Griechenland als Volljähri-
ger geführt und das ist dann der Beweis, dass Sie 
volljährig sind. Das ist Ihr angeblicher Beweis. Das 
passiert, wenn man Polizeistatistik als Indiz dafür 
nimmt, ob jemand volljährig ist. 
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(Zuruf Abgeordneter Hinners [CDU]) 

Doch, sehr wohl, Herr Hinners, so kommen solche 
Statistiken zustande. Ich sage: Wesentlich für die 
Frage der Minderjährigkeit und der Jugendhilfe ist 
doch der Jugendhilfebedarf, meine Kolleginnen 
und Kollegen. Da bin ich mit Herrn Möhle aus-
nahmsweise einmal einer Meinung, da ist es egal, 
ob jemand 17,5 oder 18,5 Jahre alt ist. Wichtig ist, 
ob es Jugendhilfebedarf gibt. 

(Beifall DIE LINKE) 

Und im Übrigen – und auch das ist teilweise ein 
Problem, wenn Innenpolitiker sozialpolitische The-
men diskutieren – Jugendhilfe gibt es bis 27 Jahre. 
Das muss man sich auch einmal klarmachen. Ju-
gendhilfe erkennt eben an, dass es pädagogische 
Bedarfe über den Tag des 18. Geburtstages hinaus 
geben kann und das ist auch richtig so. 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsident Imhoff: Frau Leonidakis, würden Sie 
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Schäfer zu-
lassen? 

Abgeordnete Leonidakis (DIE LINKE): Nein. 

(Abgeordneter Schäfer [LKR]: Feige!) 

Abgeordnete Leonidakis (DIE LINKE): Ich halte 
das nicht für zielführend. 

Vizepräsident Imhoff: Sie können noch ein paar 
Sätze sagen, aber Ihre Redezeit ist jetzt bald um. 

Abgeordnete Leonidakis (DIE LINKE): Gut. Was 
ich noch sagen möchte, Herr Fecker: Ich fand vieles 
in Ihrer Rede richtig. Ich fand es schade, dass Sie 
ausgerechnet die Gottlieb-Daimler-Straße als Be-
weis dafür angebracht haben, dass Bremen ja nicht 
alle anerkennt. Gerade da, wenn man sich an-
schaut, was da passiert. Da werden Jugendliche – 
es geht hier um Schutzbelange der UN-Kinder-
rechtskonventionen – auf diese Art und Weise un-
tergebracht. Wie gesagt, die Altersfrage ist noch 
nicht geklärt und in dubio pro reo – wenn man die 
Unschuldsvermutung zugrunde legt, – 

(Zuruf Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]) 

dann ist es aus meiner Sicht notwendig – 

(Glocke) 

(Abgeordneter Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Ich habe mich nicht zur Unterbringung geäußert, 
Sie kennen doch meine Meinung dazu.) 

ihnen Jugendhilfe, Bildung und Gesundheitsver-
sorgung anzugedeihen lassen und sie nicht als Bei-
spiel dafür zu verwenden, dass man ja gar nicht so 
liberal ist wie einem von rechts vorgeworfen wird. 
– Danke schön! 

(Beifall DIE LINKE) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort für eine Kurzintervention der Abgeordnete 
Herr Hinners. 

Abgeordneter Hinners (CDU)*): Vielen Dank, Herr 
Präsident. Ich möchte darauf eingehen, was Herr 
Fecker und jetzt eben noch einmal Frau Leonidakis 
gesagt haben: Dass diese Menschen, die unbeglei-
teten minderjährigen Flüchtlinge auf der Flucht o-
der möglicherweise auch in ihrem Heimatland viel 
Unwürdiges erlebt haben, ohne Frage. Aber das 
hat doch überhaupt keinen Grund, deswegen eine 
falsche Altersangabe zu machen. Diese Verbin-
dung zwischen Altersangabe – 

(Beifall CDU, LKR) 

zwischen falscher Altersangabe und dem, was man 
im Heimatland oder auf der Flucht erlebt hat, ha-
ben überhaupt nichts miteinander zu tun, sondern 
die korrekte Altersfeststellung dient lediglich dazu, 
sie richtig in unsere Sozialsysteme einzuordnen. 

(Beifall CDU, BIW) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Dr. Buhlert. 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir ha-
ben viel gehört, aber für mich steht fest, es ist im-
mer noch nicht klar, wo wir denn am Ende heraus-
kommen, wenn wir die Jugendlichen nicht davor 
beschützen, dass sie alle pauschal als Lügner hin-
gestellt werden und jeder Jugendliche, der hier als 
minderjähriger Flüchtling ankommt, in der Bevöl-
kerung, auf jeden Fall in breiten Kreisen, als Zwei-
felsfall, wenn nicht gar als Lügner, betrachtet wird. 
Da das so ist, dass der Gedanke, dass alle dieses in 
der Bevölkerung tun sehr weit verbreitet ist – es 
gibt entsprechend hohe Quoten – stellt sich die 
Frage, wie wir die Jugendlichen davor schützen 
können. Ich habe es gesagt und ich bleibe dabei, 
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die Bevölkerung hat einen Anspruch darauf zu wis-
sen, wer, warum hier ist und nach welchem Recht. 

(Beifall BIW) 

Wir als Freie Demokraten stehen für das Asylrecht, 
stehen anders als andere für den Schutz von 
Flüchtlingen und sind dafür, dass wir das Alter 
richtig feststellen mit all den Toleranzen, die die 
Verfahren haben. 

(Abgeordneter Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Also machen die Mitarbeiter alles falsch?) 

Ja, man könnte mit noch höheren Eingriffen in das 
Recht auf körperliche Unversehrtheit das Alter 
noch genauer feststellen. Ich habe darauf ange-
spielt, dass man eine Untersuchung der Telomere 
machen könnte um zu prüfen, wie oft sich die Zel-
len geteilt haben. Das machen wir nicht, weil der 
Eingriff zu groß ist. Andere Eingriffe werden ge-
macht und die sind vertretbar. Das ist ein Eingriff, 
aber Grundrechte und Eingriffe, kann man abwä-
gen und dann zu entsprechenden Ergebnissen 
kommen. 

Ein Aspekt, der hier angeführt ist – und da geht es 
mir nicht um Geld, es geht mir um die Frage, wer 
hat welche Ansprüche – ist die Schulpflicht. Das ist 
anscheinend bei den Jugend- und Innenpolitikern 
nicht ganz angekommen. Die Schulpflicht ist auch 
eine Frage, die an der Altersfeststellung hängt und 
auch darüber müssen wir reden. Die Frage ist, wie 
lernt jemand Deutsch, wie lernt jemand etwas hier 
in der Gesellschaft und welche Mittel und welche 
Wege stehen dafür zur Verfügung. Das hängt auch 
an der Altersfeststellung. Alle diese Fragen brin-
gen uns als Freie Demokraten dazu zu sagen, dass 
wir ein besseres, verlässlicheres und diskreditie-
rungsfreieres Verfahren der Altersfeststellung 
brauchen. Denn eines ist klar: Wenn wir weiter ein 
Verfahren haben, das solch ein hohes Diskreditie-
rungspotential von rechts hat und dieses weiterhin 
genutzt wird, dann tun wir keinem einen Gefallen. 
Deswegen haben wir uns als Freie Demokraten da-
für entschieden, diesen Antrag zu unterstützen. 

(Beifall FDP) 

(Abgeordneter Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Damit kann man eine Gesetzesverschärfung be-
gründen.) 

Vizepräsident Imhoff: Herr Dr. Buhlert, würden Sie 
eine Zwischenfrage der Kollegin Frau Vogt zulas-
sen. 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Nein, eine End-
frage, ich war fertig. 

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE): Ich hätte dann 
doch eine Frage an Sie, Herr Dr. Buhlert: Wie stel-
len Sie sich das denn vor? Das sind Menschen die 
sind geflüchtet und hier. Selbst wenn Sie sagen, die 
sind nicht 18, sondern Sie stufen sie anders ein, 
wollen Sie sie ohne Bildung und ohne Ausbildung 
in unsere Gesellschaft entlassen? 

(Beifall) 

Da frage ich mich tatsächlich, wie Sie dann in der 
Debatte um die Initiative der Fraktion der CDU ar-
gumentieren wollen. Es ist doch völlig unsinnig, 
was Sie hier sagen, diese ganze Debatte ist eine 
Phantomdebatte. 

(Unruhe) 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Ich habe eine 
Antwort. 

Vizepräsident Imhoff: Man kann sich aber gegen-
seitig ausreden lassen. 

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE): Wie stellen Sie 
sich das vor. Das ist doch keine Frage des Alters, ob 
eine Integration gelingt. 

Abgeordneter Dr. Buhlert (FDP): Ihre Feststellung 
unterstellt mir und damit arbeitet die Fraktion DIE 
LINKE, dass ich keine Integration von über 18-jäh-
rigen will. Das ist nicht richtig. Die Freien Demo-
kraten wollen, dass Menschen in allen Altersgrup-
pen – und jetzt hören Sie mir bitte zu – in allen Al-
tersgruppen! hier integriert werden. Es gibt bloß 
andere Wege. Wenn sie nicht mehr schulpflichtig 
sind, kommen sie nicht in die Schule, um Deutsch 
zu lernen, sondern haben Integrationskurse und 
Deutschkurse. 

(Beifall FDP, BIW) 

Das sind eben die anderen Wege und das habe ich 
gesagt, deshalb habe ich Ihre Frage nicht verstan-
den. – Vielen Dank! 

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE): Das ersetzt keine 
Schule. 

Vizepräsident Imhoff: Aus dem Parlament liegen 
keine Wortmeldungen vor. 
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Als nächste Rednerin hat das Wort Frau Senatorin 
Stahmann. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Imhoff: Sie haben sich aber ziemlich 
spät gemeldet, Herr Schäfer. Als Abgeordneter ha-
ben Sie nur einmal fünf Minuten. Es tut mir leid. Es 
hat das Wort Frau Senatorin Stahmann. 

Senatorin Stahmann*): Herr Präsident, meine Da-
men und Herren! Es sind verschiedene Punkte an-
gesprochen worden. Ich möchte erst einmal zu dem 
Antrag sprechen, den Herr Hinners heute für die 
Fraktion der CDU vorgestellt hat und der eine ver-
bindliche und einheitliche Altersfeststellung bei 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen auch 
durch medizinische Untersuchungen verlangt. 

Ich möchte in der Vorbemerkung etwas sagen zu 
der Sachverhaltsdarstellung in der Einleitung zum 
Dringlichkeitsantrag. Demzufolge sei bisherigere 
Praxis in Bremen, sich auf die gemachten Angaben 
der jungen Menschen zu verlassen. Herr Hinners, 
das trifft nicht zu und das muss man auch noch ein-
mal zur Kenntnis nehmen. Ich werde das gleich 
auch noch einmal anhand von Zahlen belegen. 
Rechts von der Seite wird ja immer gierig nach 
Zahlen gerufen. 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Von hinten!) 

Ich bin ganz dankbar, dass Herr Fecker es noch 
einmal klargestellt hat. Herr Timke, es ist eine rie-
sen Unverschämtheit zu behaupten, es gebe in Bre-
men – ich habe es mir aufgeschrieben – eine ideo-
logische Altersfeststellung. Das ist eine Unver-
schämtheit gegenüber meinen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern. 

(Zuruf Abgeordneter Herr Timke [BIW] – Beifall 
SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Es tut mir leid, ich sitze sehr dicht bei Ihnen, ich 
höre noch mehr Dinge, die ich eigentlich nicht hö-
ren will und die in der Titulierung auch nicht in 
Ordnung sind gegenüber anderen Abgeordneten. 
Ich bin hier jetzt nicht in der Position Noten zu ver-
teilen, aber ich finde, das Beleidigen von anderen 
Abgeordneten, das gehört nicht in dieses Haus und 
auch nicht, dass man die anderen Abgeordneten 
nicht ausreden lässt. 

(Beifall) 

Vizepräsident Imhoff: Frau Senatorin, wenn Sie 
das sagen, dann müssen Sie das auch benennen. 

(Zurufe Abgeordneter Timke [BIW], Abgeordneter 
Leidreiter [BIW]) 

(Abgeordneter Timke [BIW]: Sagen Sie mir noch-
mal, wie ich Sie beleidigt habe. Entschuldigen Sie 
sich!) 

Senatorin Stahmann: Frau Leonidakis ist von Ihnen 
als Linksradikale bezeichnet worden. Das war ab-
solut unpassend in der Debatte. 

(Unruhe) 

Vizepräsident Imhoff: Ich bitte um Ruhe, die Sena-
torin hat das Wort. 

Senatorin Stahmann: Ich freue mich über Ihre Auf-
merksamkeit, die Sie mir jetzt zuteilwerden lassen. 

Die tatsächliche Praxis des Jugendamtes ist es, die 
Glaubhaftigkeit gemachter Angaben durch eine 
qualifizierte Inaugenscheinnahme der jungen 
Menschen zu überprüfen. Bei Vorliegen von Zwei-
felsfällen wird, wie gesetzlich normiert, von Amts-
wegen eine ärztliche Untersuchung veranlasst und 
auch dazu werde ich gleich Zahlen nennen. Die 
Vorgehensweise entspricht den Qualitätsstan-
dards, die die Bundesarbeitsgemeinschaft der Lan-
desjugendämter im Frühjahr 2017 herausgegeben 
hat und wir haben, auch auf Ebene der Minister-
konferenzen im Rahmen der Jugendministerkonfe-
renz bei den Vorkonferenzen über das System der 
Altersfeststellung gesprochen. Wir brauchen bun-
desweit einheitliche Standards. Bundesweit wird 
von den Jugendämtern einheitlich, nach einem Ka-
talog, gearbeitet, auch in Bremen und Bremer-
haven. Es wurde ja auch gesagt, hier wird das an-
ders gemacht als anderswo. Das ist nicht so. 

Im Jahr 2016 wurden 1 146 Personen durch das Ju-
gendamt Bremen vorläufig in Obhut genommen. 
Im Rahmen der behördlichen Altersfeststellung 
wurde bei 364 dieser Personen Volljährigkeit fest-
gestellt. Das entspricht 31,8 Prozent. Im Jahr 2017 
wurden 718 Personen vorläufig in Obhut genom-
men. Durch behördliche Altersfeststellungen 
wurde bei 291 dieser Personen Volljährigkeit fest-
gestellt, das entspricht 40,5 Prozent. Wegen des 
Vorliegens von Zweifelsfällen hat das Jugendamt 
Bremen in 15 Fällen eine ärztliche Untersuchung 
zur Altersbestimmung veranlasst. Das ist bei uns 
die zahnmedizinische Untersuchung, die wir nach 
§ 42f des 8. Sozialgesetzbuches (SGB 8) anbieten. 
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In die muss eingewilligt werden, man kann sie 
nicht gegen den Willen durchführen. Das haben 
wir in 15 Fällen getan. Wir stehen in ganz wenigen 
Fällen vor Gericht und die Richter haben in stritti-
gen Fällen auch um eine solche Untersuchung ge-
beten. Aber man kann sich natürlich in der Diskus-
sion kritisch fragen, will man jetzt den Ärzten die 
Entscheidung überlassen, ob jemand volljährig ist 
oder nicht. Das muss man wirklich – und man darf 
sich da nicht über die Haltung von Herrn Prof. Dr. 
Montgomery als Präsident der Bundesärztekam-
mer lustig machen – ernst nehmen, was die Ärzte 
sagen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wenn keine Krankheit vorliegt, macht man da eine 
Reihenuntersuchung? Herr Fecker hat die Vorga-
ben des Grundgesetzes hier vorgestellt. 

In der Stadtgemeinde Bremerhaven sind im Jahr 
2016 27 und im Jahr 2017 zehn unbegleitete min-
derjährige ausländische Kinder und Jugendliche 
neu aufgenommen worden. Bei allen 37 unbeglei-
teten minderjährigen Flüchtlingen konnte anhand 
von mitgeführten Papieren die Minderjährigkeit 
bestätigt werden. Die Sachverhaltsdarstellung der 
Antragstellenden erweist sich somit als offenkun-
dig unrichtig. 

Deutlich zurückgewiesen werden muss die Be-
hauptung der Antragstellenden – tut mir leid, Herr 
Hinners, Sie wissen, ich mag Sie – selbst die Bremer 
Sozialbehörde gebe zu, dass in Bremen jeder dritte 
minderjährige Flüchtling nicht so alt ist, wie er an-
gegeben hat. Richtig vielmehr ist, dass behördli-
cherseits nur in wenigen Einzelfällen Erkenntnisse 
darüber vorliegen, dass junge Geflüchtete, deren 
Alter in den genannten Verfahren festgestellt wor-
den ist, tatsächlich älter sind als zuvor jugendamt-
lich ermittelt. Die Betreffenden wurden nach Kor-
rektur des zugrunde gelegten Geburtsdatums aus 
der Jugendhilfe entlassen. 

Die Antragstellenden ziehen heute aus einer be-
reits missverständlichen Formulierung im „Weser-
Kurier“ falsche Schlussfolgerungen. Die jugend-
amtliche Altersbestimmung im Rahmen der vorläu-
figen Inobhutnahme hat im Jahr 2016 zum Ergeb-
nis geführt, dass in etwa jedem dritten Fall die Voll-
jährigkeit festgestellt und die vorläufige Inobhut-
nahme beendet wurde. Die von den Antragstellen-
den befürchteten Folgen unberechtigter Inan-
spruchnahme jugendhilferechtlicher und aufent-
haltsrechtlicher Vorteile treten nicht auf, weil die 

Volljährigkeit der Betreffenden sehr schnell festge-
stellt wurde und sie in der Folge weder aufenthalts- 
noch jugendhilferechtlich als Minderjährige be-
handelt worden sind. 

Demgegenüber scheinen die Antragstellenden an-
zunehmen, die Sozialbehörde halte einen erhebli-
chen Anteil der minderjährigen Ausländer und 
Ausländerinnen in der Bremischen Jugendhilfe für 
älter als angegeben. Dies ist nicht der Fall. Das will 
ich auch noch einmal ganz deutlich sagen, weil das 
Jugendamt nie einfach die Selbstauskunft der Be-
treffenden zugrunde legt, das wurde hier vermutet, 
sondern das Alter im gesetzlich vorgeschriebenen 
Verfahren ermittelt. 

Kurz zusammenfasst: Wir halten das bestehende 
Instrumentarium für ausreichend. Wir lehnen eine 
generelle rein medizinische Reihenuntersuchung 
ab. Ich glaube, das ist auch der Stand in vielen an-
deren Landesjugendämtern. Möglicherweise, Herr 
Hinners, sehen es die Innenpolitiker anders. Ich 
habe gesagt, der § 42 f SGB 8 ist für uns handlungs-
leitend. Der sieht einen Verhältnismäßigkeits-
grundsatz vor. Auf dieser Grundlage arbeiten wir. 
Es gibt keinen Neuregelungsbedarf zu Punkt zwei 
in Ihrem Antrag. Auch da sagen wir, die vorläufige 
Inobhutnahme ist ein hoheitlicher Akt des zustän-
digen Jugendamtes und die diesem Akt vorausge-
henden Sachverhaltsermittlungen sollten nicht an 
dritte Behörden übertragen werden. Zu Punkt drei 
Ihres Antrages möchte ich entgegnen, dass wir un-
seren Aufgaben auch voll umfänglich nachkom-
men. 

Den Versuch, sich dieses Thema rechtspopulistisch 
zu Nutze zu machen, das werden wir in den nächs-
ten Monaten noch stärker erleben. Wenn Sie sich 
einmal in die Position der jungen Männer verset-
zen, die jetzt hier unten vor dem Haus stehen – –. 
Ich verstehe, dass man, wenn man nach Deutsch-
land geflüchtet ist, versucht hier zu bleiben. Wir ha-
ben das vor Jahren schon erlebt, da wurde immer 
gesagt, hier sind 500 Libanesen und die Eltern ha-
ben ein falsches Herkunftsland angegeben. Die 
Leute versuchen doch eine Heimat zu finden, ver-
suchen –und das ist nicht anders bei Familien als 
bei diesen jungen Männern – doch in diesem Land 
zu bleiben. Wir können nicht zulassen, dass die Ju-
gendhilfe dazu missbraucht wird. Ich habe gesagt, 
wir arbeiten in diesem Bereich ordentlich, wir ar-
beiten zuverlässig. Wir machen die Altersfeststel-
lung. Ich halte sie rechtlich für geboten und ich 
halte sie auch für erforderlich. 
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Aber man muss sich mit der Frage auseinanderset-
zen, warum es eine große Koalition auf Bundes-
ebene – Herr Hinners, da gehören Sie dazu – oder 
warum es die CDU auf Bundesebene jahrelang 
nicht geschafft hat, ein Einwanderungsgesetz auf 
den Weg zu bringen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP, BIW) 

Das ist etwas, was wir wirklich zwingend brauchen. 
Ein Gesetz, das regelt, dass qualifizierte Fachkräfte 
nach Deutschland kommen können, aber dass auch 
Menschen aus humanitären Gründen, Frauen, die 
missbraucht und gefoltert wurden, hier ein Recht 
auf Asyl haben. Ich finde, das gehört in diese De-
batte mit hinein. 

(Abgeordneter Röwekamp [CDU]: Wer hier wohl 
auf Wellen reitet!) 

Nein, das ist ein grundlegender Punkt, den wir in 
den nächsten Monaten auch noch diskutieren wer-
den. – Danke schön für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag der Fraktion der CDU mit der 
Drucksachen-Nummer 19/1476 seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 

(Dafür CDU, FDP, BIW, Abgeordneter Schäfer 
[LKR]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(Dagegen SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, Abgeordneter Öztürk [SPD, fraktionslos], 
Abgeordnete Wendland [parteilos],) 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Tassis [AfD]) 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Minderjährige Flüchtlinge, die keine sind: Medi-
zinische Altersfeststellung als Regelfall einfüh-
ren! 
Antrag des Abgeordneten Tassis (AfD) 
vom 27. Februar 2018 
(Drucksache 19/1549)  

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin 
Stahmann. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Herr Tassis. 

Abgeordneter Tassis (AfD): Sehr geehrter Herr 
Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen des Ho-
hen Hauses! In der Tat frage ich mich auch, wie Se-
natorin Stahmann, warum Deutschland kein ver-
nünftiges Zuwanderungsgesetz hat. Aber das nur 
am Anfang und nebenbei. 

Der CDU-Antrag, den habe ich vorhin schon in 
dem Redebeitrag kritisiert. In der Tat hat Kollegin 
Leonidakis Recht, was auch nicht zu überlesen ist, 
da ich Berlin auch extra zweimal in Klammern ge-
setzt habe, da dies Berliner Zahlen sind. In der Tat 
zum ersten Mal habe ich einen Antrag einer ande-
ren Partei aus einem anderen Parlament wortge-
treu abgeschrieben. Mein Antrag ist derjenige der 
CDU-Fraktion des Abgeordnetenhauses Berlin mit 
der Nummer 180751, was eben zeigt, dass andere 
Abgeordnetenhäuser und andere Landesparla-
mente eben noch CDU-Fraktionen haben. 

Es ist doch schlicht und ergreifend unsinnig, mit 
Zweifelsfällen, mit einem verworrenen und sehr 
abweichenden Antragstext zu kommen, wenn man 
das Ganze doch sehr einfach formulieren kann. Der 
Senat der Freien Hansestadt Bremen wird aufge-
fordert, sich mittels Bundesratsinitiative dafür ein-
zusetzen, dass die medizinische Altersfeststellung 
gemäß § 42 f Sozialgesetzbuch VIII zum Regelfall 
wird. Mehr braucht man nicht, um hier Klarheit zu 
haben. 

Sehr schön fand ich auch die Anregung von Kol-
lege Fecker, vielen Dank! Doch einmal aus der Po-
sition von Flüchtlingen zu reden, das können Sie 
gerne haben. Gerade die anständigen Flüchtlinge 
und gerade auch die Afrikaner verlangen einen 
Rechtsstaat und Rechtssicherheit hier in Deutsch-
land. Zu unterstellen und das tun nämlich Sie, dass 
alle Flüchtlinge hier irgendwie Ihren unklaren Gut-
menschengesetzen folgen wollen, stimmt doch 
nicht. Sondern gerade afrikanische Flüchtlinge, die 
aus Ländern kommen, die keinen Rechtstaat ha-
ben, wollen ja Regelungen. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1476
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1549
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(Abgeordneter Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Das ist unter anderem das Grundgesetz, Herr Tas-
sis!) 

Die Herrschaften draußen vor der Bürgerschaft 
sind keineswegs repräsentativ für alle afrikanisch 
stämmigen Flüchtlinge, das sind in der Tat in der 
Mehrheit sehr anständige Leute und die haben 
nichts mit irgendwelchen Krawallprotesten – –. Das 
sind Ihre Geschöpfe, die durch Anwälte, die sich an 
der ganzen fehlerhaften Asylgesetzgebung mästen 
und durch die falschen Anreize der Einwande-
rungspolitik der Bundesrepublik seit Jahrzehnten 
durch einen überforderten Staat, meinen, sich ir-
gendwie danebenbenehmen zu können und zu 
dürfen. 

(Abgeordneter Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Danebenbenehmen ist ein schönes Stichwort!) 

Das tun anständige Afrikaner genauso wenig und 
anständige Syrer genauso wenig wie jeder anstän-
dige Deutsche. Diese Herrschaften wollen, die 
Flüchtlinge, die Mehrheit derselben wollen einen 
funktionierenden Rechtsstaat. Dass gerade im An-
gesicht vieler deutscher Staatsbürger, die diesen 
Rechtsstaat tragen, dieser eben nicht funktioniert, 
ist nicht die Schuld der Flüchtlinge, sondern ihre 
urdeutsche Schuld. 

Daher sieht mein Antrag einfach vor, um wieder 
darauf zurückzukommen, nicht nur in Zweifelsfäl-
len die ärztliche Untersuchung zu veranlassen, son-
dern – und ich habe in der Tat, damit das deutlich 
wird wo ich die Anregung her habe, die Berliner 
Zahlen zitiert – die Bremer Zahlen sind ja, wie Herr 
Kollege Timke richtig dargelegt hat und andere 
auch, noch wesentlich drastischer als die Berliner 
Zahlen. In Berlin hat es immerhin 39 Untersuchun-
gen medizinischer Altersfeststellungen gegeben, 
das sind ja dann wohl Faktor 1:39 mal mehr als in 
Bremen. 

Wie dem auch sei, der Antrag ist einfach und klar 
und besteht aus einem Satz, ich bitte dem zuzu-
stimmen. Gerade daher, ich wiederhole das gern 
noch einmal, da hat mich Herr Kollege Fecker auf 
einen netten, guten Gedanken gebracht, gerade 
auch die Flüchtlinge verlangen von Ihnen eine an-
dere Flüchtlingspolitik. 

(Abgeordneter Fecker [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Mir würde es schon reichen, wenn Sie auf dem Bo-
den des Grundgesetzes stehen würden. Wie Sie mit 
Gesetzen umgehen, unglaublich!) 

Die werden nämlich, wenn die einmal integriert 
sind und deutsche Staatsbürger werden, werden 
die nur eine einzige Partei wählen oder vielleicht 
zwei, die für den Rechtsstaat eintreten und das 
gleiche Recht für alle hier in diesem Land durchset-
zen. – Vielen Dank! 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Schäfer. 

Abgeordneter Schäfer (LKR)*): Sehr geehrter Herr 
Präsident, meine Damen und Herren! Die künstli-
che Demarkationslinie in der Debatte erlaubt es 
mir jetzt doch noch ein zweites Mal zu sprechen. Es 
ist ein neuer Tagesordnungspunkt, aber wir wis-
sen, es geht um das Gleiche. 

Ich sehe Frau Leonidakis gar nicht, eigentlich 
wollte ich mich bei ihr entschuldigen für meine lau-
ten Zwischenrufe. Es ist eine emotionale Debatte, 
aber ich habe mich da im Ton vergriffen, das tut mir 
leid! Die Frage, die ich ihr eigentlich stellen wollte, 
war, und das fand ich einen sehr wesentlichen 
Punkt, der die ganze Debatte eigentlich auf den 
Punkt bringt, als sie sagte: Legale Einwanderung 
gibt es sowieso nicht. Also, das, finde ich, bringt es 
deshalb auf den Punkt, weil sie damit zum Aus-
druck gebracht hat, dass es für sie in Ordnung ist, 
dass es aus humanistischen Gründen, die wir alle 
für richtig halten mögen, in Ordnung ist, geltendes 
Gesetz nicht anzuwenden. Das ist aber nicht 
rechtsstaatlich. Das ist nicht das richtige Verfahren. 
Ich habe wiederholt gesagt: Wenn wir der Meinung 
sind, unsere geltenden Gesetze sind nicht in Ord-
nung, wir müssen mehr Raum für humanitäre Ein-
wanderung schaffen, dann können wir das tun in-
dem sich der Bundestag und der Bundesrat, diese 
Gremien, gemeinsam auf ein Einwanderungsrecht 
einigen, das auch Raum für humanitäre Einwande-
rung gibt. 

Im Moment ist es aber so, dass die Rechtslage ganz 
eindeutig sagt, und da zitiere ich noch einmal Frau 
Leonidakis: Es gibt keine legale Einwanderung, es 
sei denn, die Leute kommen direkt hierher. Das be-
deutet für mich, dass wenn wir das in Ordnung fin-
den, dass wir sagen, aus humanitären Gründen se-
hen wir über unsere Gesetze hinweg, dann müssen 
wir uns nicht wundern, dass Frau Bremermann mit 
dem Brustton der Überzeugung sagt, sie hat nichts 
Falsches getan, sie wollte doch nur Menschen hel-
fen. Oder wenn Angela Merkel hingeht und sagt, 
sie macht die Grenzen auf. 

(Abgeordnete Dr. Müller [Bündnis 90/Die Grünen]: 
Die waren schon auf!) 
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Das wird nicht im Parlament behandelt. Ich würde 
mir wirklich wünschen, dass sich irgendjemand, 
der mehr Mittel hat als ich, ein Herz fasst und die 
Bundesregierung verklagt, weil ein Untersu-
chungsausschuss dafür gar nicht ausreichend ist, 
für das, was da an Rechtsbrüchen und an Rechts-
beugung geschehen ist. Als Politiker müssen wir, 
glaube ich, bei aller Emotionalität die in diesem 
Thema liegt – und ich glaube, dass wir in den hu-
manitären Überlegungen gar nicht so weit ausei-
nander sind, wir alle sehen natürlich humanitäre 
Gründe zu helfen und wir haben vielleicht unter-
schiedliche Vorstellungen wie humanitäre Hilfe 
aussieht, wir bringen uns aber wieder auf die 
Palme, weil wir uns diese Verfahren überlegen und 
da stellen wir uns in die Ecke. Da kommt Frau Stah-
mann und sagt, das ist eine Beleidigung, wenn je-
mand als linkradikal bezeichnet wird und im glei-
chen Moment redet sie von Rechtspopulisten. Da-
von müssen wir weg. Wir müssen davon weg! 

Im Moment sind wir in einer Situation, dass wir die-
ses ganze Thema Einwanderung inklusive unbe-
gleiteter Minderjähriger in einem rechtsfreien 
Raum nach Gutdünken, nach humanitären Gefüh-
len machen, aber nicht nach unserem Gesetz. Un-
ser Gesetz sagt, diese jungen Leute da auf dem 
Marktplatz haben hier nichts zu suchen und das 
setzen wir nicht durch. Das halte ich für ein Prob-
lem. – Vielen Dank! 

(Beifall BIW, AfD) 

Vizepräsident Imhoff: Als nächster Redner hat das 
Wort der Abgeordnete Herr Röwekamp. 

Abgeordneter Röwekamp (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Eigentlich habe ich mir vorgenommen, 
mich über die Wortbeiträge von Herrn Tassis nicht 
zu ärgern. Aber ich muss ganz ehrlich sagen, heute 
ist mein Maß an Geduld und Zurückhaltung mehr 
als erfüllt, 

(Abgeordneter Dr. Buhlert [FDP]: Nicht nur Ihres!) 

denn auch wenn Sie das ein bisschen verklausuliert 
vortragen, ich finde, dass das was Sie hier gesagt 
haben, noch weiter rechts ist, als das was wir als 
Rechtspopulismus verstehen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Weil es eben auch Grundprinzipien unserer Demo-
kratie und unserer freiheitlich demokratischen 

Rechtsordnung grundsätzlich infrage stellt, Herr 
Tassis. Wir sind ja immer noch auf der Suche da-
nach, ob die Verfassungsfeindlichkeit der AfD nur 
in einzelnen Personen oder in der Institution zu su-
chen ist. Bei Ihnen bin ich mir aber sicher, bei Ihnen 
habe ich schon eine große Distanz zu unserem frei-
heitlich demokratischen Rechtsstaat entdeckt und 
ich halte Ihre Thesen ehrlicherweise für demokra-
tiefeindlich, die Sie hier vortragen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Fernab der alltäglichen Streitereien, ob die Alters-
feststellung in Bremen ordnungsgemäß und nach 
unseren Vorstellungen erfolgt oder nicht und ob 
wir früher oder später und mit welchem Inhalt auch 
immer ein Einwanderungsgesetz in Deutschland 
gebraucht hätten und ob wir im Zuge der großen 
Flüchtlingsbewegungen in den Jahren 2015 und 
2016 alles oder vielleicht nur einiges nicht gut ge-
macht haben, Ihre Wortwahl, Herr Tassis, Ihre 
Wortwahl ist verräterisch. Ich will es Ihnen an drei 
Beispielen deutlich machen. Ich habe nicht mitge-
schrieben, aber sinngemäß habe ich mir das ge-
merkt, was Sie gesagt haben: 

Sie haben davon gesprochen, dass diese Menschen 
die Überforderung unseres Rechtsstaates ausge-
nutzt hätten. Dem will ich energisch widerspre-
chen. Ja, in diesen großen Flüchtlingsbewegungen 
ist nicht alles in Deutschland und Bremen und Bre-
merhaven so gelaufen, wie wir uns das mit unseren 
Vorstellungen an einen Verwaltungsvorgang seit 
dem Ende des Zweiten Weltkrieges vorstellen. Ja, 
es sind auch Fehler gemacht worden. Ja, es sind so-
gar systemische Fehler gemacht worden. Aber ehr-
licherweise, ich kenne keinen anderen Staat in Eu-
ropa, der mit einer solchen Flüchtlingsbewegung 
insgesamt in so humaner und gleichzeitiger konse-
quenter rechtsstaatlicher Art und Weise vorgegan-
gen ist wie Deutschland. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Wir sind unserer Verpflichtung gegenüber den Kri-
sen in der Welt und den Menschen, die davor 
Schutz suchen, vielleicht nicht immer nach unseren 
Maßstäben zu 100 Prozent rechtsstaatlich gerecht 
geworden. Aber wenn man einen Strich darunter 
zieht, muss ich sagen, ich kann mir kein anderes 
Land vorstellen, welches es in dieser Situation so 
gut gemacht hätte, wie Deutschland. Energisch 
weise ich zurück, dass Menschen einen solchen Zu-
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stand ausnutzen. Diese Menschen kommen hier-
her, weil sie in der Regel Angst um Leib und Leben 
haben. Es kann sein, dass ein Teil oder ein Großteil 
von denen nach unseren Asylvorschriften nicht an-
erkannt wird. Aber zu behaupten und über einen 
Kamm zu scheren, dass alle diese Menschen nur 
hierher kämen, um unseren Rechtsstaat auszubeu-
ten, das erinnert mich an eine Zeit in Deutschland 
über die ich in der Schule eine Menge gelernt 
habe, sehr geehrter Herr Tassis. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Die zweite Bemerkung, die Sie außerhalb unseres 
Rechtsstaats stellt – das hat natürlich etwas mit 
meiner Profession zu tun, aber in der Eigenschaft 
rede ich hier nicht – mit der Wortwahl, dass sich 
Anwälte an diesem Asyl mästen würden, Herr Tas-
sis, finde ich, begibt sich außerhalb aller Regeln de-
mokratischer Debatte. Solche Worte haben in ei-
nem deutschen Parlament nichts zu suchen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Sie suggerieren ein Verständnis von Menschen, 
das ehrlicherweise auch mit meinem Menschenbild 
nicht vereinbar ist und das ich deswegen an dieser 
Stelle, unabhängig von welchem Beruf Sie da ge-
sprochen haben, energisch zurückweisen möchte. 

(Glocke) 

Das dritte Beispiel, Herr Tassis, was Sie vorge-
bracht haben, ist die Frage oder Zuspitzung von 
Ihnen, dass Sie behaupten, dass wir in Deutschland 
einen nicht funktionierenden Rechtsstaat hätten 
und dass deswegen hier Beliebigkeit in Deutsch-
land herrsche. Ich will sagen, dass ich in den ver-
gangenen Wochen und Monaten in der Debatte um 
die Frage, was in Deutschland in den Jahren 2014, 
2015 und 2016 passiert ist und was wir daraus ler-
nen können, auch hin und wieder einmal nach-
denklich und kritisch gewesen bin. Aber ich bleibe 
im Ergebnis dabei, das, was wir bei aller politischen 
Kontroverse gemeinsam in Deutschland erreicht 
haben, ist nicht ein Staatsversagen gewesen, son-
dern es ist der Beleg dafür gewesen, dass Deutsch-
land nach dem Zweiten Weltkrieg die notwendigen 
Konsequenzen nicht nur demokratietheoretisch, 
rechtsstaatlich sondern auch von der Substanz un-
seres Zusammenhalts gelernt hat, sondern ich 
finde, Deutschland ist in dieser Phase ein Vorbild 
gewesen. Ich hätte mir gewünscht, dass viele an-
dere Länder sich so verhalten hätten wie wir in 

Deutschland. Deswegen finde ich das, was Sie vor-
getragen haben, nicht nur sehr erinnernd an das, 
was an Ideologie in der Zeit des Nationalsozialis-
mus verbreitet worden ist, sondern ich finde es ehr-
licherweise auch unanständig, so über die Men-
schen, über die Demokratie und unseren Staat in 
einem deutschen Parlament zu debattieren. – Vie-
len Dank! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Vizepräsident Imhoff: Zur Kurzintervention gebe 
ich jetzt das Wort an den Abgeordneten Herrn Tas-
sis. 

Abgeordneter Tassis (AfD): Da wir einen hervorra-
genden Protokolldienst haben, ist es ja ganz ein-
fach einen Gesamttenor der Rede festzustellen. Ich 
stelle nochmals fest, dass das Problem nicht bei den 
Flüchtlingen liegt, sondern in der Tat bei einem für 
mich und gerade als Demokrat – 

(Abgeordnete Vogt [DIE LINKE]: So etwas sollten 
Sie nicht in den Mund nehmen! – Zuruf Abgeord-
neter Dr. Güldner [Bündnis 90/Die Grünen]) 

und in der deutschen Freiheitsgeschichte sehr be-
wanderter Historiker, dieses Verhalten von Frau 
Merkel und ihrer Regierung für verantwortungslos 
erachte und allen, die das unterstützen und ich 
wiederhole das, was ich vor drei Jahren gesagt 
habe und da sind ja die alten Vorwürfe von Herrn 
Röwekamp in genau der gleichen langweiligen 
Form gekommen: Die Politik von Herrn Orban und 
anderen Politikern, die nenne ich europäisch. – 
Vielen Dank! 

Vizepräsident Imhoff: Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. 

Die Beratung ist geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tassis mit der 
Drucksachen-Nummer 19/1549 seine Zustimmung 
geben möchte, den bitte ich um das Handzeichen! 

(Dafür Abgeordneter Tassis [AfD]) 

Ich bitte um die Gegenprobe! 

(Dagegen SPD, CDU, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, BIW; Abgeordneter Patrick Öztürk 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1549
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[SPD, fraktionslos], Abgeordnete Wendland [par-
teilos]) 

Stimmenthaltungen? 

Ich stelle fest, die Bürgerschaft (Landtag) lehnt den 
Antrag ab. 

Menschenrechtswidrige Brechmittelvergabe: 
Verantwortung und Konsequenzen 
Große Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen 
vom 21. Dezember 2017 
(Drucksache 19/1458)  

Dazu 

Mitteilung des Senats vom 20. März 2018 
(Drucksache 19/1592)  

Dazu als Vertreter des Senats Herr Staatsrat 
Ehmke. 

Gemäß § 29 unserer Geschäftsordnung hat der Se-
nat die Möglichkeit, die Antworten noch einmal 
mündlich vorzutragen. Herr Ehmke, möchten Sie 
das? Das ist nicht der Fall. Dann treten wir jetzt in 
die Aussprache ein. 

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Herr Dr. Güldner. 

Abgeordneter Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich glaube, es schließt ganz 
gut an die gerade gehörte Debatte an, jetzt dieses 
Thema aufzurufen, denn die Frage: Rechtsstaat – 
haben wir einen, haben wir keinen und wie stehen 
wir zu ihm? Es hat mir sehr gut gefallen, was der 
Kollege Röwekamp dazu gerade ausgeführt hat, 
weil wir uns als Partei auch unbedingt als Partei des 
Grundgesetzes und des Rechtsstaats sehen und das 
als Handlungsanleitung in sehr, sehr vielen Zwei-
felsfragen verwenden. 

(Vizepräsidentin Dogan übernimmt den Vorsitz) 

Es geht also um den Fall, über den wir heute reden 
und ich habe das Gefühl, obwohl wir nicht so viel 
Zeit haben, dass ich am Anfang für diejenigen, die 
es nicht miterlebt haben und das sind ja einige un-
ter uns, noch einmal schildern muss, um was es hier 
eigentlich geht. 

Seit 1992 – und dieses Thema habe ich mir aus-
drücklich bewusst vorgenommen zu nennen – gibt 

es in der Stadt Brechmitteleinsätze. Um es bewusst 
zu nennen, um auch deutlich zu machen, dass es 
nicht um eine parteipolitische Schuldzuweisung ir-
gendeiner Art geht – denn 1992, wie sich die Älte-
ren erinnern können, regierte hier eine Ampelre-
gierung aus SPD, FDP und Grünen – und ich finde, 
es gehört absolut dazu, zu sagen, dass der Start-
punkt des Brechmitteleinsatzes in Bremen genau in 
diese Zeit gefallen ist und dass es gar nicht darum 
geht, mit Fingern auf andere zu zeigen, sondern 
dass hier sehr viele über einen langen Zeitraum be-
teiligt waren. 

Man muss sich das so vorstellen, dass zunächst in 
dieser ganzen Zeit Verdächtige, die in das Polizei-
gewahrsam mitgenommen wurden, gebeten wer-
den, freiwillig einen Brechmittelsirup, das so ge-
nannte Ipecacuana einzunehmen. Eine ganze Zeit-
lang wurden auch Injektionen eingesetzt, die man 
dann aber in den 1990er Jahren eingestellt hat. 
Wenn man sich dagegen gewehrt hat, wurde dieses 
Brechmittel mittels einer Magensonde dem gefes-
selten Verdächtigen zwangsweise eingeführt. Dass 
das schon per se, schon von der Beschreibung her, 
eine Methode ist, die sowohl die Bremer Ärzte-
schaft, als auch hinterher – das nehme ich jetzt ein-
mal vorweg, der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte – als eine Brechmittelfolter, als eine 
Folterbehandlung und als etwas bezeichnet hat, 
das ganz klar vom Rechtsstaat aus verboten ist, in 
dieser Weise mit Verdächtigen umzugehen. Das 
nehme ich an dieser Stelle vorweg, man kann es 
sich aber, wenn man die Berichte liest – ich habe 
sehr viele der Berichte aus dieser Nacht, um die es 
hier geht gelesen – auch im Detail sehr gut vorstel-
len. 

2001 kam bei einer solchen Praxis in Hamburg ein 
Mensch namens Achidi John zu Tode. Wir hatten 
in dieser Bürgerschaft eine sehr, sehr zugespitzte 
Debatte, weil diese Grüne Fraktion beantragt 
hatte, nach diesem Tod die Brechmittelpraxis in 
Bremen einzustellen, was damals von der großen 
Koalition die regiert hat, in diesem Hause abge-
lehnt worden ist. 

Ende des Jahres 2004 und über den Jahreswechsel 
2005 war es dann der Verdächtige Laye-Alama 
Condé, der in Bremen in den Polizeigewahrsam ge-
bracht und dieser Behandlung unterzogen wurde. 
Während der Behandlung, gegen die er sich 
wehrte, fiel er ins Koma, es wurde ein Notarzt hin-
zugezogen, er wurde in das Krankenhaus einge-
wiesen und Anfang des Jahres 2005 ist er an den 
Folgen seiner Verletzungen gestorben. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1458
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1592


5172 Bremische Bürgerschaft (Landtag) – 19. Wahlperiode – 63. Sitzung am 30.05.2018 

Erst daraufhin wurde der Brechmitteleinsatz aus-
gesetzt und nach dem Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte im Jahr 2006 dann 
endgültig auch formal eingestellt. Wir werden 
nachher noch einmal darauf zurückkommen, was 
dieses Urteil – das ja einerseits einem Kläger aus 
Deutschland eine Entschädigung für diese erlittene 
Folter, wie der Gerichtshof es bezeichnet hatte, zu-
gesprochen hat – was das eigentlich bedeutet für 
die ganzen Fälle, die auch in Bremen bis dahin 
durchgeführt wurden. 

Die strafrechtliche Aufarbeitung dieses Falles finde 
ich erwähnenswert. Ich verstehe immer, dass der 
Senat eine große Zurückhaltung hat, sich zur drit-
ten Gewalt zu äußern. Das hat er auch in der Ant-
wort auf diese Große Anfrage gemacht. Aber man 
muss zumindest einmal erwähnen, dass zwei Frei-
sprüche eines Bremer Landgerichts vom Bundesge-
richtshof mit einer so derben und wirklich ganz 
fundamentalen Wortwahl zurückgewiesen und 
wieder nach Bremen zurückgeschickt wurden, dass 
man doch sagen kann, dass es so etwas sehr selten 
gegeben hat. Es musste dann ein drittes Verfahren 
geben, das endete dann mit einer Einstellung des 
Verfahrens. Dagegen hat der Bundesgerichtshof 
keine Mittel und deswegen ist es auch dabei ge-
blieben. 

Seitdem, und das merkt man auch daran, dass wir 
heute, im Jahr 2018, diese Große Anfrage debattie-
ren, die auf einem Antrag fußt, den die Fraktion der 
Grünen im Jahr 2014 beschlossen hatte, um sie als 
Antrag hier einzubringen und in einem sehr, sehr 
langen Prozess wurde daraus dann eine Große An-
frage. Das ist den parlamentarischen Gepflogen-
heiten in einer Koalition geschuldet und im Mai 
2018 diskutieren wir jetzt die Antwort. Seitdem ha-
ben wir eine intensive Debatte. Es sind heute viele 
Menschen da, die diese intensive Debatte vor allen 
Dingen, an erster Stelle mit geführt haben und bei 
denen wollte ich mich an dieser Stelle auch noch 
einmal bedanken, dass Sie dieses Gedenken, dass 
Sie dieses Thema hochgehalten haben. Ich glaube, 
alle Versuche falsch zu verstehen was diese Initia-
tive damit will und warum sie es tut, sind geschei-
tert. Das liegt auch daran, dass sie dieses Thema 
mit großer Sachlichkeit behandeln und dafür noch 
einmal vielen Dank an dieser Stelle! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Warum habe ich mit dem Gewaltmonopol begon-
nen? Ich finde, es gibt einen Trend weltweit, man 
kann ganz klar davon ausgehen, dass in Diktaturen 
und Gewaltherrschaften ein Gewaltmonopol, das 

sich auf rechtsstaatliche Basis bezieht, so nicht 
funktioniert. Ich finde aber, wenn man sich einmal 
umschaut in unserer Welt, dann ist es auch in De-
mokratien immer mehr der Trend, diese Rechts-
staatlichkeit und dieses Gewaltmonopol nicht ganz 
so ernst zu nehmen. Nur ein kleines Beispiel: Es 
gibt auf den Philippinen einen demokratisch legiti-
mierten, sauber gewählten Präsidenten, der sich 
rühmt, Anordnungen für extralegale Erschießun-
gen zu mehreren Tausend in Auftrag zu geben und 
auch durchführen zu lassen. 

(Glocke) 

Ich komme in der ersten Runde zum Schluss. 

In Meinungsumfragen steht er mit etwa 80 Prozent 
an der Spitze aller Präsidentschaftskandidaten für 
die nächste Wahl. Ich glaube, dass das zeigt, dass 
die Bedrohung für den Rechtsstaat, für Menschen-
rechte und für den Umgang mit dem Gewaltmono-
pol auch in Demokratien immer ein Anlass zur 
Sorge sein muss und dass in diesem Fall, der einen 
ganz anderen Kontext hat, der nicht vergleichbar 
ist, wir auch dieses Thema, wie gehen wir mit un-
serem Gewaltmonopol in diesem Rechtsstaat um, 
thematisieren müssen. 

(Glocke) 

Ich würde dann in der zweiten Runde darauf kom-
men, welche Schlussfolgerungen wir aus der Ant-
wort des Senats und aus unseren Erkenntnissen zu 
diesem Fall ziehen. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD) 

Vizepräsidentin Dogan: Ich begrüße auf der Besu-
chertribüne recht herzlich heute im Namen der 
Bürgerschaft, Sie, als Initiative im Gedenken an 
Laye-Alama Condé. 

(Beifall) 

Als nächster Redner hat das Wort der Abgeordnete 
Herr Gottschalk. 

Abgeordneter Gottschalk (SPD)*): Frau Präsiden-
tin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lassen Sie 
mich im ersten Teil ein paar allgemeinere Worte 
voranstellen und lassen Sie mich erinnern an ein 
Diktum von Polizeipräsident Lutz Müller: Niemand 
darf unter polizeilicher Obhut ums Leben oder 
nachhaltig zu Schaden kommen. Punkt. 

(Beifall SPD) 
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Liebe Kolleginnen und Kollegen, am 11. Juli 2006 
hat die Große Kammer des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte mit zehn zu sieben Rich-
terstimmen festgestellt, dass die zwangsweise Ver-
abreichung von Brechmitteln, ich zitiere, „eine un-
menschliche und erniedrigende Behandlung ist, 
die im Widerspruch zu Artikel 3 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention steht“. Zu diesem Zeit-
punkt war die zwangsweise Verabreichung von 
Brechmitteln in Bremen bereits ausgesetzt – auf-
grund des tragischen Todes von Laye-Alama 
Condé. 

Liest man die Beschreibung der Vorgänge, die zu 
seinem Tod führten, so packt einen heute noch das 
Entsetzen. Zu Recht wurde daher auch die Frage 
nach der individuellen strafrechtlichen Verantwor-
tung des beteiligten Arztes gestellt. Darüber hinaus 
steht aber noch eine andere Frage im Raum. Wie 
konnte es dazu kommen, dass in Bremen wie in an-
deren Teilen Deutschlands über einen langen Zeit-
raum hinweg staatliche Zwangsmaßnahmen 
durchgeführt wurden, die später als menschenwid-
rig eingestuft wurden? Die Antwort, so glaube ich, 
lässt sich nicht lösen von den Zeitumständen, unter 
denen die Brechmittel eingeführt wurden: dem 
Ausmaß und der sichtbaren Konzentration von Dro-
genabhängigen und Drogenhandel, insbesondere 
im Viertel, der Verunreinigung öffentlicher Räume 
mit Drogenutensilien, den damit verbundenen oder 
vermuteten Gefahren für Kinder, der hohen Be-
schaffungskriminalität und nicht zuletzt der ver-
breiteten Empörung und dem Frust darüber, dass 
Polizei und Justiz alle diese Probleme nicht zu lösen 
vermochten. 

Es war dieser Hintergrund, aus dem die Überzeu-
gung und der Antrieb erwuchsen, mehr polizeiliche 
Präsenz zu zeigen, konsequenter gegen den Dro-
genhandel vorzugehen und dabei insbesondere die 
Sicherstellung von Beweisen für die rechtliche 
Ahndung zu verbessern. 

Doch es bleibt die Frage, wie konnten Staat und Po-
litik so weit gehen, das Mittel der zwangsweisen 
Verabreichung von Brechmitteln zu wählen? Dazu, 
so sieht es rückblickend aus, haben vor allem zwei 
Sichtweisen beigetragen. Die eine Linie sprach sich 
mehr oder weniger offen für ein härteres physi-
sches Vorgehen aus. Ihre Grundposition war, dass 
Schwerstkriminelle, und als solche wurden von 
ihnen auch die Drogenhändler auf der Straße an-
gesehen, eben auch mit deutlicher Härte rechnen 
müssten. Die andere Linie setzte darauf, dass die 
Zwangsmaßnahmen in der Praxis mit einem gere-
gelten transparenten Verfahren vorgenommen 

würden, mit ausreichendem medizinischen Schutz 
und unter Wahrung der Verhältnismäßigkeit des 
physischen Zwangs. Beide Sichtweisen, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, so stellt es sich heute im 
Nachgang dar, waren nicht richtig. 

Der tragische Tod von Laye-Alama Condé war da-
her ein Weckruf für alle politisch, polizeilich und 
auch medizinisch Handelnden. Er hat erschüttert 
und tut dies auch heute noch. Mit hohem Aufwand 
wurden damals die genauen Umstände seines To-
des untersucht. Mehrere Gerichtsverfahren vor 
dem Landgericht und dem Bundesgerichtshof be-
schäftigten sich mit der Aufklärung. 

(Präsident Weber übernimmt den Vorsitz) 

Jahrelang beschäftigten sich die Politik, die Justiz, 
die Polizei und die Menschen in Bremen mit dem 
Tod von Laye-Alama Condé. Diese umfangreiche 
Aufklärungsarbeit und Diskussion war keineswegs 
unverhältnismäßig, sie war zwingend notwendig 
und unerlässlich. Auch unabhängig von der ge-
richtlichen Aufklärung wurde der Tod von Herrn 
Condé öffentlich und transparent aufgearbeitet. 
Beispielhaft zu nennen ist dabei die Broschüre, die 
der Polizeipräsident gemeinsam mit dem Innense-
nator herausgegeben hat. 

Auch wenn der Fall aufgeklärt und abgeschlossen 
ist, die tragischen und beklemmenden Ereignisse, 
die zum Tod von Laye-Alama Condé geführt ha-
ben, sind bis heute ein mahnendes Beispiel in der 
Aus- und Fortbildung der Polizei. Das Schicksal 
von Laye-Alama Condé ist auch eine Verpflich-
tung. 

Die Richtschnur für uns alle bleibt dabei das, was 
Polizeipräsident Lutz Müller in nur einem Satz, 
aber mit aller Deutlichkeit zusammengefasst hat: 
Niemand darf unter polizeilicher Obhut ums Leben 
oder nachhaltig zu Schaden kommen. Punkt. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Vogt. 

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte mich 
zuallererst einmal ganz ausdrücklich bei 
Dr. Matthias Güldner für die Große Anfrage be-
danken. Wir sind nicht immer einer Meinung hier 
in diesem Haus, aber bei der Aufarbeitung der 
Brechmittelvergabe habe ich viel Anerkennung für 
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die jahrelangen Initiativen, die von Ihnen ausgin-
gen und von Ihrer Fraktion und möchte mich dafür 
ausdrücklich noch einmal bedanken. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich möchte trotzdem im ersten Teil zwei, drei Sa-
chen noch einmal zum Thema sagen. Sie haben 
eben gesagt, seit 1992 seien es 13 lange Jahre ge-
wesen, in denen Tatverdächtigen in Bremen auch 
gegen ihren Willen Brechmittel verabreicht worden 
sei und das unter Zwang. Fachleute schätzen, dass 
zwischen 80 bis 160 Personen von diesen Maßnah-
men betroffen waren. Es ist ein großes Problem, 
dass es darüber auch überhaupt keine Dokumenta-
tion bei der Polizei gab, dass das nie aufgezeichnet 
worden ist. Es gibt daher auch höhere Schätzun-
gen, die von Anwälten angestellt worden sind. Tat-
sächlich ist das eines der Probleme auch der feh-
lenden Rechtsstaatlichkeit, dass diese Brechmittel-
vergaben nie systematisch dokumentiert worden 
sind, obwohl sie ganz offensichtlich gefährlich wa-
ren. 

Schon in den Neunzigerjahren hatten Anwälte, 
einzelne Ärzte-Initiativen und einzelne Gruppen 
immer wieder gegen die Brechmittelvergabe pro-
testiert. Staatsanwaltschaft, Polizeiführung, Ärzte-
kammer, Innen- und Justizressort und eine Mehr-
heit hier im Parlament wollte allerdings auf die 
Brechmittelvergabe als Mittel der Beweissicherung 
oder im Beweissicherungsalltag, wie es Henning 
Scherf damals ausgedrückt hat, nicht verzichten. 
Dr. Matthias Güldner hat es schon gesagt, im De-
zember 2001 ist in Hamburg Achidi John an der 
Brechmittelvergabe in Obhut der Polizei gestorben 
und die Grünen haben damals beantragt, die 
Brechmittelvergabe hier zu stoppen, das ist leider 
nicht erfolgt. Stattdessen wurden seit dem Jahr 
2001, also seit diesem Zeitpunkt noch einmal rund 
300 Brechmittelvergaben zwangsweise durchge-
führt. 

Im Januar 2005, drei Jahre später, starb Laye-
Alama Condé an der zwangsweisen Brechmittel-
vergabe im Bremer Polizeigewahrsam und ich 
möchte hier doch noch einmal sagen, was damals 
stattgefunden hat. Über die Dauer von zweieinhalb 
Stunden wurden ihm große Mengen Brechmittel 
und Wasser über eine Magensonde verabreicht. Er 
war gefesselt. Nach Ansicht des Bundesgerichts-
hofs starb Condé, weil Wasser und Erbrochenes in 
seine Lungen eingedrungen sind, was zu einem 
Sauerstoffmangel und einer tödlichen Hirnschädi-
gung führte. Man stellte fest, dass es sich um den 
Tod durch innerliches Ertrinken gehandelt hat. Ich 

beschreibe das hier deswegen so ausführlich, weil 
nur dadurch eigentlich das ganze Ausmaß und 
auch im Grunde die Skrupellosigkeit dieser Maß-
nahme deutlich wird. 

Die Brechmittelvergabe wurde nach dem Tod von 
Condé nur vorübergehend ausgesetzt. Sie wurde 
nicht grundsätzlich abgeschafft, das geht aus den 
Plenarprotokollen hervor. Erst ein Jahr später, 
2006, stufte der Europäische Gerichtshof für Men-
schenrechte die zwangsweise Vergabe von Brech-
mitteln als Verstoß gegen das Folterverbot ein. Das 
Gericht stellte fest, dass die Brechmittelvergabe 
eine, ich zitiere, „unmenschliche und erniedri-
gende Behandlung ist und gegen die Europäische 
Menschenrechtskonvention verstößt“. Erst danach 
wurde die zwangsweise Brechmittelvergabe in 
Bremen komplett abgeschafft. 

Die strafrechtlichen Ermittlungen, das ist hier 
schon erwähnt worden, gegen den durchführenden 
Arzt sind nach drei Freisprüchen und zwei erfolg-
reichen Revisionen zum Bundesgerichtshof vom 
Landgericht dann doch endgültig eingestellt wor-
den. Den zweiten Freispruch des Landgerichts Bre-
men, das hat uns hier auch schon in meiner Zeit als 
Abgeordnete beschäftigt, hat der BGH als, Zitat, 
„fast grotesk falsch“ bezeichnet und hat eine An-
klage wegen Körperverletzung mit Todesfolge ge-
fordert. Die strafrechtliche Aufarbeitung ist seit 
dem Jahr 2013 abgeschlossen, wie ich finde nicht 
zufriedenstellend. Der Arzt musste letztlich 20 000 
Euro an die Mutter von Laye-Alama Condé zahlen. 
Die anderen Betroffenen der Brechmittelvergabe 
wurden im Übrigen nie entschädigt und das finde 
ich falsch. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Erst ab diesem Zeitpunkt, also ab 2013, beginnt in 
Bremen die politische Aufarbeitung durch Behör-
den und Regierungsvertreter in der Öffentlichkeit. 
Das ist reichlich spät, aber ich hoffe, dass wir nun 
insgesamt doch einen Schritt weiterkommen. Als 
erster Vertreter entschuldigte sich Polizeipräsident 
Lutz Müller im Jahre 2014 im Rahmen einer um-
fangreichen Broschüre öffentlich bei der Familie. 
Er hat auch ein Bild des Verstorbenen in seinem 
Büro, wie ich sehen konnte. Ich zitiere das jetzt 
nicht noch einmal, denn das hat schon Herr Gott-
schalk gesagt, aber ich finde die Aussage hat eine 
solche Wirkung für die Zukunft, nämlich dass sich 
das nie wiederholen darf, dass jemand, der sich in 
staatlicher Obhut befindet, egal ob freiwillig oder 
zwangsweise, durch staatliche Mittel zu Tode kom-
men kann. 
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Diese Aussage von Lutz Müller ist eine derartig zu-
kunftsweisende Aussage, an der wir uns auch hier 
im Parlament messen müssen. Was ich richtig gut 
finde, ist, dass die Broschüre, die Herr Müller und 
der Innensenator herausgegeben haben, bei der 
Aus- und Fortbildung der Polizei in Bremen ver-
wendet wird. Wir begrüßen das ausdrücklich. Ich 
kann an dieser Stelle sogar sagen, dass von allen 
Beteiligten die Polizei diese Zwangsmaßnahmen 
am gründlichsten aufgearbeitet hat. Ich finde, da-
mit ist die Polizei Bremen durchaus auch bundes-
weit ein leuchtendes Vorbild. Das muss man in die-
ser Deutlichkeit hier auch einmal sagen. 

(Glocke) 

Ich werde in der zweiten Runde gleich noch einmal 
etwas dazu sagen, was ich mir wünsche, was aus 
dieser Aufarbeitung eigentlich für die Zukunft er-
folgt. – Danke schön! 

(Beifall DIE LINKE) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Dr. Yazici. 

Abgeordneter Dr. Yazici (CDU)*): Herr Präsident, 
meine sehr geehrten Damen und Herren! Laye-
Alama Condé ist in einer extrem entwürdigenden 
Form in staatlicher Obhut zu Tode gekommen. Wie 
konnte das geschehen? Wie konnte überhaupt 13 
Jahre lang in Bremen ein Beweissicherungsverfah-
ren angewandt werden, über das der Europäische 
Menschengerichtshof später urteilte, es verstoße 
gegen das Folterverbot. Diese und viele, viele wei-
tere Fragen treiben noch immer Menschen um – 
nicht nur in Bremen. Vieles ist dazu gesagt und ge-
schrieben worden. Dennoch bleibt ein unbefriedi-
gendes Gefühl zurück und das liegt vor allem auch 
an dem Abschluss des Strafverfahrens gegen den 
Polizeiarzt gegen eine Geldauflage ohne den Sach-
verhalt erschöpfend, nach den vom Bundesge-
richtshof nahegelegten Gesichtspunkten, zu ermit-
teln. 

Herr Kollege Güldner hat auf die massive Kritik des 
Bundesgerichtshofs an den Bremer Urteilen hinge-
wiesen. Das ist diskussionswürdig. Darauf hat das 
Landgericht aber seinerzeit auch selbst in einer 
Stellungnahme hingewiesen. Letztlich konnte dem 
Angeklagten die Schuld nachgewiesen werden. So 
wurde im Zweifel für den Angeklagten entschie-
den. Festzuhalten bleibt jedenfalls, dass die Brech-
mittelvergabe von Anfang an Gegenstand kontro-
verser Diskussionen war – nicht nur im politischen 
Raum, sondern auch im juristisch-medizinischen 

Raum. Zu erinnern ist hier an das Urteil des Ober-
landesgerichts Frankfurt aus dem Jahre 1996, nach 
dessen Auffassung die zwangsweise Verabrei-
chung von Brechmitteln nicht durch § 81a Strafpro-
zessordnung gedeckt ist. Zehn Jahre später wurde 
diese strafprozessuale Problematik letztlich dann 
mit dem besagten Urteil des Europäischen Ge-
richtshofs für Menschenrechte zum Abschluss ge-
bracht. 

Allerdings – und das muss man nüchtern feststellen 
– für die gesamte Republik hat eine strafrechtliche 
Aufarbeitung des Verhaltens derjenigen, die diese 
Brechmittel verabreicht haben, nicht stattgefun-
den. Strafverfahren wurden entweder gar nicht 
eingeleitet oder wurden eingestellt. So wurde auch 
im Fall Condé ausschließlich das individuelle Ver-
sagen überprüft. Doch was ist eigentlich mit der 
Verantwortung anderer Beteiligter? Darauf hat 
auch der BGH hingewiesen. Die beteiligten Polizis-
ten beispielsweise, die die Prozedur angeordnet 
haben, sie haben Kopf und Arme von Condé fest-
gehalten. Was ist mit dem damaligen Leiter des Be-
weissicherungsdienstes? Was ist mit dem Notarzt, 
der später dazu gestoßen ist? Lediglich in der Be-
gründung der Einstellung hat das Landgericht ge-
sagt, ein etwaiges Fehlverhalten Dritter oder auch 
ein Versagen der Politik – –. Allerdings waren da 
schon die in Betracht kommenden Delikte in die 
Verjährung gelaufen, meine Damen und Herren! 

Ja, hätte es nach dem Tod von Achidi John im Jahr 
2001 in Bremen ein Umdenken gegeben, dann 
hätte Condé heute wahrscheinlich noch gelebt. In-
sofern war der Tod vermeidbar, weil dem eine tra-
gische Fehlschätzung vorausgegangen war. Ja, wir 
wissen heute, dass das damalige Verfahren im An-
schluss an das Urteil des Europäischen Gerichtsho-
fes für Menschenrechte unrechtmäßige, staatliche 
Gewalt war. Aber diese Praxis wurde seinerzeit 
nicht nur in Bremen, sondern in zahlreichen ande-
ren Bundesländern durchgeführt. Ich habe am Wo-
chenende einige Stunden im Juridicum verbracht 
und mir die seinerzeitige strafrechtliche Diskussion 
noch einmal angeschaut. Diese Praxis wurde zur 
Tatzeit von der überwiegenden Meinung in der 
Rechtsprechung, dem überwiegenden Teil in der 
Literatur und von denen, die diese Praxis auch 
durchgeführt haben, die Mediziner, als von § 81a 
Strafprozessordnung gedeckt und die dadurch ge-
wonnenen Ergebnisse auch als verwertbar angese-
hen, meine Damen und Herren. 

Dieser Fakt darf bei einer ehrlichen Aufarbeitung 
der damaligen Ereignisse nicht außer Acht gelas-
sen werden. Das Oberlandesgericht Bremen hat 
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zweimal dazu geurteilt, in den Jahren 1996 und 
2000, und hat das Verfahren in Bremen als zulässig 
und verhältnismäßig angesehen. Darauf haben sich 
die Verantwortlichen von damals nicht nur in der 
Politik, sondern alle, die daran beteiligt waren, ha-
ben sich im Konsens für dieses Verfahren entschie-
den. Verschiedene Regierungen haben über Jahre 
hinweg dieses Verfahren als zielführend erachtet. 
Aber wir wissen, es war ein Fehler an dem Verfah-
ren festzuhalten. Die damaligen Verantwortlichen 
haben das auch mittlerweile ehrlich und glaubhaft 
eingeräumt, aber das macht das Geschehene nicht 
rückgängig. Deswegen muss es darum gehen, den 
Fall Condé als eine Mahnung und als eine Lehre zu 
sehen, für die aktuell und in Zukunft handelnden 
Verantwortlichen. Staatliches Handeln, gerade im 
sensiblen Bereich der Gewaltanwendung, die Ver-
fahren die dort laufen beziehungsweise die Hand-
lungsanweisungen immer wieder und regelmäßig 
einer Prüfung zu unterziehen und die Verhältnis-
mäßigkeit staatlichen Handelns auch immer sicher-
zustellen. 

Lassen Sie mich das eine noch sagen: Gerade in 
Zeiten wie diesen, in denen sich Rechtspopulisten 
und Rechtsnationale in deutschen Parlamenten 
breit gemacht haben, ist es wichtiger denn je für 
die Politik, Ruhe zu bewahren, nüchtern zu han-
deln und nicht unbewusst Erfüllungsgehilfe einer 
scheinbar mächtigen öffentlichen Meinung zu sein, 
sondern Verhältnismäßigkeit – 

(Glocke) 

muss die Handlungsmaxime sein und nicht das 
Hinterherlaufen von Angstmachern und damit 
nicht, wie mehrfach schon gesagt wurde, dass ein 
Mensch, ganz gleich, was ihm zur Last gelegt wird, 
in staatlicher Obhut zu Schaden kommt. – Danke 
für die Aufmerksamkeit! 

(Beifall) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Zenner. 

Abgeordneter Zenner (FDP)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Wir unterhalten uns 
über einen tragischen Vorfall, der allerlei Jahre zu-
rückliegt und der auch heute noch unser tiefstes 
Bedauern hervorruft und einen tragischen Fall der 
bremischen Justizgeschichte darstellt. 

Letztendlich hat der tragische Tod zum Ende der 
Praxis geführt. Bereits am 5. Januar 2005 wurde die 

Praxis in Bremen ausgesetzt, diese Brechmittel-
vergabe zu praktizieren, und schließlich mit der 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofes für 
Menschenrechte im Sommer 2006 dann endgültig 
eingestellt. 

Die Methode der zwangsweisen Brechmittel-
vergabe zur Beweismittelexkorporation wurde in 
Bremen seit 1992 über zirka 13 Jahre angewendet 
und dies in einer erheblichen Anzahl von Fällen. 
Das muss man im Nachblick sagen. Insofern ist die 
Initiative der Grünen oder von Dr. Güldner, dieses 
noch einmal historisch, bremisch, rechtsgeschicht-
lich aufzuarbeiten, ehrenwert und wir werden uns 
vielleicht am Ende dieser Debatte noch einmal dar-
über zu unterhalten haben, welche Konsequenzen 
wir daraus ziehen. 

Es wurde schon gesagt, dass die Problematik nicht 
– auch in der damaligen Situation nicht – einfach 
beurteilt wurde. Es gab eine Reihe von Obergerich-
ten, das Hanseatische Oberlandesgericht für Bre-
men und auch das Kammergericht in Berlin haben 
damals mit Entscheidungen diese zwangsweise 
Brechmittelvergabe toleriert und für rechtens er-
achtet. Diejenigen, die dann in der Praxis im Poli-
zeibereich arbeiteten, haben natürlich dann einen 
guten Grund, sich auf die höchstrichterliche Recht-
sprechung zu verlassen. Auch wenn Sie sich die 
Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte von der Entscheidungsfindung 
vor Augen führen, jemand hat es hier vorhin ge-
sagt, eine Stimmenabgabe von zehn zu sieben. Wir 
hatten auch Kollegen, die juristisch vorgebildet 
sind, die das völlig abgelehnt haben. Ich will damit 
nur deutlich machen: Ein juristisch durchaus nicht 
einfaches Terrain seinerzeit. Im Nachhinein ist es 
dann immer ein bisschen leichter, zu sagen, das 
hätten wir vielleicht alles vorher schon wissen kön-
nen. 

Bei der Debatte muss bedacht werden, dass es um 
Verbrechensbekämpfung geht und dass sich auch 
Herr Condé offenbar in dem Netzwerk Betäu-
bungsmittelkriminalität befunden hat. Die Anwen-
dung von derartigen Beweismitteln hat natürlich 
im Fokus gehabt, strafbares Verhalten aufzuklären, 
andererseits aber auch, die Personen, die sich im 
Drogenmilieu befinden, vor der Einnahme von Dro-
gen zu beschützen. Dennoch hat im Ergebnis Bre-
men oder der Staat in diesem Punkt versagt. Der 
Polizeipräsident Müller hat es mit klaren Worten 
dargestellt und das gilt weiterhin: Es darf nicht pas-
sieren, dass ein Mensch in staatlicher Obhut durch 
staatliche Zwangsmaßnahmen zu Tode kommt. 
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Das ist eine richtige Feststellung und die gilt heute 
weiterhin. 

(Beifall FDP) 

Am Ende sollte die Bekämpfung der Drogenkrimi-
nalität natürlich auch, ich hatte es gesagt, Herrn 
Condé selbst dienen, dass er nicht Opfer eines in-
ternationalen Drogenhandels wird. 

Juristisch schuldig ist letztlich niemand verurteilt 
worden. Wir haben zweimal die Verfahren vom 
Landgericht zum Bundesgerichtshof gehabt. Es ist 
dann schließlich das Verfahren gegen den Arzt, ge-
gen eine Auflage, eingestellt worden. Es sind auch 
Entschädigungszahlungen von Bremen an die be-
troffenen Familienangehörigen geleistet worden. 
Honorig und für Bremen, das muss man auch sa-
gen, beispielhaft ist, dass sich die Verantwortlichen 
aus der Politik zu diesem Fehlverhalten oder zu 
dieser tragischen Entwicklung, so müsste man ei-
gentlich sagen, zu dieser tragischen Entwicklung 
bekannt und die Verantwortung übernommen ha-
ben. Der Polizeipräsident wurde schon genannt. In-
nensenator Mäurer hat, das ergibt sich aus dieser 
Anfrage auch, noch einmal diese Praxis für falsch 
gehalten. Justizsenator Scherf seinerzeit und auch 
der Bürgermeister Böhrnsen haben sich für diese 
Gesamtumstände seinerzeit entschuldigt oder um 
Entschuldigung gebeten. 

Die Frage ist jetzt eigentlich, welche Lehren wir da-
raus ziehen, und das möchte ich mir eigentlich für 
die zweite Runde vorbehalten, wie wir jetzt damit 
umgehen. Die Fragen, die angeschnitten sind, Ge-
denkort, weitere finanzielle Entschädigung, das ist, 
glaube ich, der Rahmen, über den wir uns in der 
zweiten Runde unterhalten. – Danke schön! 

(Beifall FDP) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Dr. Güldner. 

Abgeordneter Dr. Güldner (Bündnis 90/Die Grü-
nen)*): Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen! Ich möchte an erster Stelle einmal für die 
sehr sachliche, nachdenkliche Debatte bedanken. 
Ich hatte darauf gehofft und ich finde, dass eine sol-
che Debatte ein Beitrag der gesamten Bremischen 
Bürgerschaft zur Würdigung, zum Gedenken an 
diesen Fall und an die Konsequenzen ist und die 
ganze Bürgerschaft damit dazu beiträgt, dieses Ge-
schehen aufzuarbeiten. Ich finde, dass so eine De-
batte auch schlichtweg dem Tod eines Menschen, 

der in unserem Gewahrsam zu Tode kommt, wür-
dig ist und dafür will ich mich ausdrücklich bei 
Ihnen bedanken. 

Ich möchte damit fortfahren, noch einmal darauf 
hinzuweisen, dass es außerordentlich positiv für 
mich ist, dass wir die Stärke unseres Gemeinwe-
sens in Bremen dadurch beweisen, dass wir in der 
Lage sind, solche Geschehnisse aufzuarbeiten und 
auch selbstkritisch zu würdigen. Es wurden bereits 
der Polizeipräsident Lutz Müller und der Innense-
nator Mäurer erwähnt, aber auch die ehemaligen 
Bürgermeister Böhrnsen und Scherf in unterschied-
licher Form, der Bürgermeister Böhrnsen indem er 
sich hier auch noch einmal formal als Bürgermeis-
ter bei der Familie entschuldigt hat, und in etwas 
ungewöhnlicher, aber trotzdem sehr direkter Form 
auch der ehemalige Bürgermeister Scherf in einem 
Buch „Das letzte Tabu“ in dem er über sehr viele 
Sachen spricht, aber unter anderem auch über die-
sen Fall. Dass sich so Viele an so vielen Stellen jen-
seits von Politik, jenseits von Initiativen noch ein-
mal dazu einlassen und nicht sagen, lassen wir 
doch den Kram weg, davon will ich nichts mehr hö-
ren, das ist lange her, sondern sich explizit damit 
beschäftigen und explizite Statements dazu ma-
chen, halte ich wirklich für ein, für unser Gemein-
wesen sehr positives, – auch für die Zukunft und 
den Umgang mit Gewaltmonopolen, im Umgang 
der Rolle des Staates – außerordentlich positives 
Zeichen. 

So gehört es dazu, dass in dieser Antwort des Se-
nats – auch dafür will ich mich beim Senat aus-
drücklich bedanken – diese Debatte, die wir hier im 
Jahr 2001 geführt haben, an die ich mich noch ext-
rem lebhaft erinnern kann, nämlich ob, wenn in 
Hamburg an derselben Methode ein Mensch stirbt, 
man dann nicht in Bremen jetzt einmal zumindest 
vorübergehend, am besten ganz diese Methode 
einstellen müsste und dieses Haus hier damals ent-
schieden hat, das nicht zu tun, dass der Senat in 
seiner Antwort schreibt: Diesen Umstand bewertet 
der Senat als tragisch und bedauerliche Fehlein-
schätzung. Ich finde, man muss einen guten, einen 
starken Senat haben, um in der Lage zu sein, einen 
solchen Satz in eine solche Antwort zu schreiben. 
Dafür vielen Dank! 

Es gibt einen weiteren Hinweis in den Aufarbeitun-
gen, unter anderem von Bürgermeister Scherf, den 
ich noch einmal aufgreifen wollte. Der sagte zur 
Begründung – und das spielt ein bisschen auf 
Dinge an, die hier auch schon genannt worden sind 
– man habe sich in einem System von Handlungs-
anweisungen verstrickt. Das ist ein Satz, der mich 
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schon seit langem sehr beschäftigt, denn hier 
wurde nach Konsequenzen gefragt. Was bedeutet 
er? Er sagt, er war Justizsenator, er war Bürger-
meister, er hatte sehr viele Rolle, in einem System 
von Handlungsanweisungen verstrickt. Wo sind 
die denn hergekommen, die Handlungsanweisun-
gen? Die Handlungsanweisungen sind ja teilweise 
von Fachleuten gemacht worden – die Justizurteile 
wurden angesprochen – teilweise aber natürlich 
auch politisch gesetzt worden. Da kann man fra-
gen: Merken wir das heute immer, wenn wir uns in 
ein System von Handlungsanweisungen verstri-
cken? Das ist ein Satz, der ganz weit in die Zukunft 
über diesen Fall hinausgeht, der sagt: Leute passt 
einmal auf, auch wenn ihr den ganzen Tag be-
schäftig seid und Leute auf euch einreden, ihr 
müsst das unbedingt achten, auch wenn Volkes 
Stimme vielleicht an der einen oder anderen Stelle 
dieses fordert. Denkt noch einmal nach, schaut 
euch noch einmal die Lage an und seid in der Lage, 
euch aus so einer Verstrickung zu befreien, sei sie 
nun selbst gewählt oder sei sie nun von außen auf-
erlegt. Ich finde, dass dieser Satz uns noch einmal 
unglaublich stark zum Nachdenken anregt. 

Ich finde, die Konsequenzen sind in der Antwort 
des Senats nur teilweise befriedigend. Ich finde es 
überhaupt nicht befriedigend, dass nichts von all 
diesen Dingen dokumentiert ist, und dass wir 
heute, wo wir dieses Urteil aus Europa haben, nicht 
mehr in der Lage sind festzustellen, um wem es 
denn ging, wer nun dieser Behandlung unterzogen 
worden ist, wer sie überlebt hat und wen wir heute 
vielleicht noch ausfindig machen könnten, um das, 
was wir der Familie des toten Laye-Alama Condé 
übermittelt haben, uns auch bei denen zu entschul-
digen und vielleicht auch noch einmal darüber 
nachzudenken, ob wir nicht, wenn wir – so der Eu-
ropäische Gerichtshof für Menschenrechte – Folter 
angewendet haben, im Nachhinein nicht, wenn wir 
uns Mühe geben, diese Leute ausfindig zu machen, 
dann auch über eine Entschädigung reden müss-
ten. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Weil es sich um einen ganz massiven Vorgang han-
delt, der höchstrichterlich in Europa so bestätigt 
worden ist. All das, sagt der Senat, wäre retrospek-
tiv weder möglich noch wünschenswert. Das sieht 
meine Fraktion deutlich anders. Wir sehen es als 
möglich an und wir sehen es auch als absolut wich-
tig und wünschenswert an, dass man dies tut. Man 
hat 10 000 Euro an die Familie gezahlt. Der Polizei-
arzt musste 20 000 Euro zahlen als Auflage des Ge-
richts. Alle anderen, die das entweder knapp oder 

wie auch immer überlebt haben, die aber dieser 
Folter unterzogen worden sind, die gehen dort leer 
aus. 

(Glocke) 

Ich komme zum Schluss, Herr Präsident. Ich finde 
eine wichtige Konsequenz ist, dass wir noch einmal 
alle beteiligten Stellen bitten sollten, diese Frage 
des Gedenkortes – sei es nun der Beirat, sei es nun 
die Kunst im öffentlichen Raum – alle, die in der 
Vergangenheit beteiligt waren, in Erwägung zu 
ziehen. Ich weiß, dass es in vielen Fraktionen Be-
denken dagegen gibt. Ich finde es vollständig rich-
tig, einen Gedenkort nicht nur an dieses Gesche-
hen oder nicht nur an die Person Laye-Alama 
Condé, sondern einen Gedenkort, wie wir mit 
staatlicher Gewalt – wie wir wissen unrechtmäßi-
ger brutaler staatlicher Gewalt – umgehen, wie wir 
diesen Fall für die Zukunft reflektieren. Die ge-
nauen Umstände dieses Gedenkortes, finde ich, 
sind Gegenstand von Diskussionen. Darüber kann 
man sehr gut reden, aber dass wir an diesem 
Thema dranbleiben, dass wir dem Beirat auch sig-
nalisieren, dass dieses Haus das unterstützen 
würde, würde ich für meine Fraktion sehr gern hier 
noch einmal als Konsequenz anbringen. – Vielen 
Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Weber: Als nächste Rednerin hat das 
Wort die Abgeordnete Frau Vogt. 

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich kann da ei-
gentlich nahtlos anschließen. Ich finde nämlich 
auch, dass die Aufarbeitung und die Verantwor-
tungsübernahme noch nicht abgeschlossen sind, 
auch für uns nicht. Ich finde, Sie haben gerade ein 
paar wichtige Sachen zur Entschädigung gesagt. 
Das hatte ich ja vorhin auch schon angesprochen, 
dass es nicht nur das Problem ist, dass es jetzt 
schwierig ist, die Betroffenen noch einmal ausfin-
dig zu machen, weil eben damals die Brechmittel-
vergabe nicht dokumentiert worden ist. Sondern 
das bedeutet natürlich auch, dass wir bei allem 
staatlichen und polizeilichen Handeln in Zukunft 
sicherstellen, dass solche Maßnahmen durchge-
hend dokumentiert werden. Ich glaube, das ist 
auch etwas, was dazu führen kann, dass sich so et-
was nicht wiederholt. 

Die zweite Schlussfolgerung wäre tatsächlich der 
vorgeschlagene Gedenkort. Auch das hat Matthias 
Güldner eben schon richtig gesagt, der Gedenkort 
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sollte nach Meinung der Initiatoren von der Initia-
tive explizit kein Denkmal für Laye-Alama Condé 
sein, sondern tatsächlich ein Gedenkort für Men-
schen sein beziehungsweise werden, die rechts-
widriger staatlicher Gewalt ausgesetzt sind oder 
waren, und zwar genauso, wie der Polizeipräsident 
das formuliert hat, dass eben unter polizeilicher 
Obhut kein Mensch ums Leben oder zu Schaden 
kommen darf. Ich denke, genau das ist ja auch von 
den Initiatoren oder von der Initiative gewünscht: 
Ein Ort der Anerkennung für diejenigen, die da-
mals diesen Brechmitteleinsätzen unterzogen wor-
den sind, der Aufarbeitung, aber eben auch vor al-
len Dingen der Mahnung, dass sich so etwas nie 
wiederholt, nie wiederholen darf. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich finde auch als Bürgerschaft – da könnte ich sa-
gen, gut, uns gibt es hier erst seit 2007, das finde 
ich allerdings nicht zielführend – wir müssen auch 
als Bürgerschaft Schlussfolgerungen ziehen, denn 
die Bürgerschaft trägt, und da würde ich mich jetzt 
sozusagen erst einmal mit einbeziehen, bis zum 
Jahr 2006 eine Mitverantwortung, weil erst das Ur-
teil des Europäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte ergehen musste, bis hier auch in diesem Par-
lament die Brechmittelvergabe vollständig ge-
stoppt worden ist. Ich werbe deswegen an dieser 
Stelle und ich bin auch, weil wir diese Debatte so 
sachlich geführt haben, eigentlich ganz zuversicht-
lich, ich werbe deshalb sehr dafür, dass der Ge-
denkort kommt, dass er einen festen Standort be-
kommt. Ich glaube auch, dass man diese Entschei-
dung nicht allein dem Beirat Mitte überlassen 
sollte. Der hat sich grundsätzlich dafür ausgespro-
chen. Er hat die Bürgerschaftsfraktionen im Januar 
letzten Jahres angeschrieben, um politische Rü-
ckendeckung für diesen Gedenkort zu bekommen. 
Wenn der Beirat in so einer Frage, die ja wirklich 
auch weitreichend ist, weil es eben eine Mahnung 
sein soll, dass staatliches Handeln nicht aus dem 
Ruder geraten darf, nie wieder aus dem Ruder ge-
raten darf, wenn der Beirat in dieser Frage um Un-
terstützung bittet, dann finde ich schon, dass wir 
auch als Bürgerschaft eine entsprechende Antwort 
formulieren sollten. Ich bin sehr dafür, dass wir hier 
zu einer gemeinschaftlichen Lösung kommen. 

Ich muss auch sagen: Am Ende des Tages ist es mir 
persönlich zumindest völlig egal, ob der Gedenkort 
in den denkmalgeschützten Wallanlagen steht oder 
an anderer Stelle. Das finde ich weniger entschei-
dend, ich finde es wichtig, dass dieser Prozess end-
lich in Gang kommt. Ich hoffe, dass wir uns darauf 
verständigen können. Ich habe ganz bewusst in der 

Fraktion gesagt, dass ich darauf verzichte, dass wir 
so einen Antrag stellen, zumal erstens wir die ge-
pflegte Übung haben, dass man federführend tra-
genden Fraktionen nicht deren parlamentarische 
Initiativen wegnimmt, aber zum anderen finde ich 
auch eine parteiübergreifende Einigung wesent-
lich zielführender, weil das nämlich auch implizie-
ren würde, dass wir damit die Verantwortung als 
Parlament übernehmen. 

Deswegen möchte ich mir hier auch gar keinen 
schlanken Fuß machen und sagen, damit haben wir 
nichts zu tun, das war vor unserer Zeit, sondern ich 
möchte explizit auch, dass wir das als Fraktion mit 
in die Zukunft nehmen, dass wir auch in Zukunft 
dafür verantwortlich sind, dass sich so etwas nie 
wiederholt. 

(Glocke) 

Ich würde mich sehr freuen, Herr Kollege Dr. Gül-
dner, wenn Sie eine Initiative ergreifen würden, 
dass wir uns dann noch einmal fraktionsübergrei-
fend zusammensetzen, was den Gedenkort angeht. 
– Danke schön! 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Zenner. 

Abgeordneter Zenner (FDP)*): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Die beiden Punkte, die 
angesprochen wurden, hatte ich zum Ende meines 
ersten Beitrages erwähnt: Gedenkort, finanzielle 
Ansprüche als Überschrift. 

Bei der Frage des Gedenkortes hat die FDP-Frak-
tion gewisse Bedenken, so will ich einmal sagen. Es 
ist unstreitig, dass das eine menschenrechtswidrige 
Praxis gewesen ist und dass es einen tragischen To-
desfall nicht nur in Bremen, sondern auch an ande-
rer Stelle gegeben hat, dass die Schuldfrage letzt-
lich juristisch, gerichtlich offen geblieben ist und 
dass wir mit staatlichen Unrechtsmaßnahmen nicht 
nur in diesem Bereich, sondern, wenn wir in eine 
intensivere Debatte eintreten würden, auch in vie-
len anderen Feldern aufwarten könnten. 

Deswegen haben wir ein bisschen Bedenken, ob 
das hier personalisiert wird oder auch auf diesen 
Bereich für Bremen zugeschnitten wird und ob es 
nicht besser wäre, diese Thematik der staatlichen 
Gewalt in die Erinnerungsorte mit einzubauen, die 
schon aus der Vergangenheit für diese Fälle von 
uns praktiziert werden. Das ist das eine. 
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Das zweite: Finanzielle Ansprüche. Die Individu-
alansprüche wurden in dem Fall Condé bedient, 
nicht befriedigt, sicherlich nicht. Die Bemessung 
maße ich mir überhaupt nicht an. Rein juristisch 
sind Entschädigungszahlungen sicherlich hier ver-
jährt. Die Personen hatten seinerzeit anwaltliche 
Vertretung gehabt und haben können und hätten 
die seinerzeit durchsetzen können. Rein juristisch 
ist da nichts mehr regelbar. Ob wir dieses politisch 
noch wollen, auch dies halte ich für problematisch, 
weil wir den Einzelfällen mangels Dokumentation 
letztlich nicht mehr gerecht werden können. Wenn 
wir dort eine gerechte Lösung wollten, müssten wir 
alle Fälle ermitteln und aufmachen können, und 
diese Möglichkeit sehe ich im Ergebnis nicht, so 
dass wir selbst bei einer Pauschalierung zu keiner 
gerechten Praxis kämen. 

Worauf es uns wichtiger ankommt, ist, dass wir prü-
fen, ob die Entschädigungstatbestände geprüft 
werden müssen, ob sie ergänzt werden müssen, da-
mit in Zukunft unmittelbar Entschädigungsrecht 
angewandt werden kann und dass wir allgemein 
den Blick schärfen, dass staatliche Maßnahmen 
permanent auf menschliche Würde und auf den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu überprüfen 
sind. – Danke schön! 

(Beifall FDP) 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
der Abgeordnete Herr Gottschalk. 

Abgeordneter Gottschalk (SPD)*): Herr Präsident, 
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich gehöre zu 
denjenigen, die über das Thema der Umstände, der 
Hintergründe, der politischen Verantwortlichkeit 
und der Konsequenzen des Todes von Laye-Alama 
Condé und den daraus zu ziehenden Schlussfolge-
rungen schon sehr häufig diskutiert hat – meistens 
eher im informellen Bereich. Ich will es nicht ver-
säumen zu sagen, dass ich gegenüber den Beiträ-
gen von meinen Kollegen, Herrn Dr. Güldner und 
Frau Vogt Bedenken habe und die möchte ich auch 
gern äußern – sowohl was den Gedenkort angeht 
als auch die finanzielle Entschädigung. 

Ich weiß, dass die politisch-moralischen Argu-
mente dafür sehr stark auf dem Tisch liegen. Ich 
weiß, dass der Impuls, ein klares Signal gegenüber 
den Betroffenen, den Opfern von zwangsweiser 
Brechmittelvergabe, gegeben werden soll. Ich 
weiß, dass es bei so einem Gedenkort mit Sicher-
heit nicht nur darum gehen würde, an den Tod – 
ich sage nur – dem Tod von Herrn Condé zu geden-
ken. Das alles weiß ich. Ich weiß – die ausführlichen 

Darstellungen, die gerade auch die Initiative dar-
gelegt hat – dass es ihr darum geht, an die unrecht-
mäßige staatliche Gewaltanwendung zu erinnern 
und dieses in den Vordergrund zu stellen. 

Aber, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen 
uns natürlich immer fragen, ob das, was wir viel-
leicht gut meinen und was wir erreichen wollen, ob 
das letztendlich in der Praxis auch so ankommt? 
Meine große Sorge bei einem Gedenkort ist, dass 
wir diesen als Mahnung ansehen, als Mahnmal, als 
Erinnerung an ein staatliches Fehlverhalten, aber 
dass wir es letztendlich nicht im Griff haben, dass 
dieses Mahnmal, dieser Erinnerungsort missver-
standen wird und aktiv falsch gedeutet wird, näm-
lich in ein Denkmal für einen Dealer. Ich weiß, dass 
gerade auch die Initiative gesagt hat, dann muss 
man das offensiver machen, dann muss man das 
darstellen. Ja, würde ich gerne einfach so lösen, 
das Problem, aber wenn wir das machen wollen, 
dann brauchen wir auch diejenigen, die uns zuhö-
ren, die bereit sind, mit uns darüber zu sprechen, 
um dies auch zu erkennen. 

Herr Dr. Güldner und Frau Vogt, ich glaube wir ha-
ben keine Schwierigkeit mit all denjenigen darüber 
zu sprechen, mit denen wir ansonsten umgehen, 
den Linken, den Kritischen, den Alternativen im 
Viertel, in der vorderen Neustadt. Da wird es ganz 
einfach sein. Aber sobald wir diese Gruppe verlas-
sen und dann mit denjenigen sprechen, die mir 
heute im Viertel schon wieder sagen: Leute, macht 
ihr hier eigentlich nichts gegen diejenigen, die auf 
den Straßen Drogen verkaufen? Warum schaut ihr 
da eigentlich zu? Ich glaube, dass diejenigen nicht 
bereit sind mit mir darüber zu sprechen, sondern 
dass die viel lieber hören, wenn gesagt wird: Das 
ist ein Denkmal für den Dealer. Ich befürchte, dass 
sehr viele hier auch in dieser Stadtgesellschaft zu 
der Frage, was macht ihr da, sagen: Leute, habt ihr 
keine anderen Themen? Was ist mit meinen An-
sprüchen an die Politik? Ist das, was ihr hier macht, 
wirklich das Allerwichtigste? 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Das eine schließt das andere ja nicht aus!) 

Christina Vogt, ich befürchte – und darüber sollten 
wir dann auch sprechen und nicht von vornherein 
unterstellen, dass man nur etwas hinwegreden will 
– dass wir so eine Sache mit ziemlicher Wahr-
scheinlichkeit nicht so durchbekommen, wie wir 
uns das selber erhoffen. 

Ich möchte auch sagen: Die finanzielle Entschädi-
gung – denken wir das einmal durch – 1 200 Fälle 
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waren das, die nicht mehr dokumentiert sind, de-
ren Akten vernichtet sind. Das kann man bedau-
ern, das kann man kritisieren, aber wir machen Po-
litik nicht unter selbst gewählten Umständen. 
Wenn wir es beschließen würden, es wäre nicht 
möglich 1 200 Leute zu finden. Wie will man das 
machen? Die Initiative hat darauf hingewiesen, 
man kann versuchen bei den Anwälten vielleicht 
noch Fälle zu finden, aber haben die tatsächlich 
noch Unterlagen nach 13 bis 26 Jahren? 

(Abgeordnete Dr. Schaefer [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Man kann es ja wenigstens versuchen!) 

Wissen die noch, wo ihre damaligen Klienten wa-
ren. Und dann, Frau Dr. Schaefer, kommt ein Prob-
lem: Weil nichts dokumentiert ist, müssten wir all 
denjenigen, die sich melden sagen: Gut, wir ent-
schädigen ohne Prüfung des Einzelfalls. Das kann 
man natürlich politisch – 

(Glocke) 

Herr Präsident, bitte gönnen Sie mir diese Ausfüh-
rung noch – so machen unter Verweis darauf, dass 
man bei dieser Sache weiter gehen kann, aber auch 
hier möchte ich daran erinnern: Wie viele Men-
schen klagen vor Gericht für ihre Rechte und sind 
nicht erfolgreich, weil sie keine Beweise erbringen 
können, auch gegen den Staat oder in anderen Sa-
chen? Wenn Sie auf einen Fall schauen, bei dem 
man entschädigt, ohne dass im Einzelfall geprüft 
wird, wie wirkt das? Ich befürchte, dass auf einen 
oder zwei, die das gut finden, fünf bis sieben kom-
men, die sagen, das ist nicht mein Verständnis von 
Rechtsstaat. Das möchte ich ergänzen. Darüber 
möchte ich gerne mit Ihnen diskutieren, nicht im 
kurzen Schlagabtausch, sondern in der weiteren 
Diskussion. – Danke schön! 

(Beifall SPD) 

Präsident Weber: Ich gebe das Wort an die Abge-
ordnete Frau Vogt zu einer Kurzintervention. 

Abgeordnete Vogt (DIE LINKE)*): Ich möchte ein-
mal zu bedenken geben, dass jeder normale Bür-
ger, auch derjenige oder diejenige, die keine Lust 
hat, dass vor ihrer Tür gedealt wird, ein absolutes 
Anrecht darauf hat, dass dieser Staat angemessen 
und nicht rechtswidrig mit seinen Bürgern umgeht. 
Ich finde durchaus bedenkenswert und das sollte 
sich auch die SPD-Fraktion überlegen, dass der Po-
lizeipräsident beziehungsweise die Polizei Bremen 
überhaupt gar kein Problem mit so einem Gedenk-
ort hätte, genau weil es nämlich daran erinnern soll 

und eher Vertrauen schafft, weil die Polizei in Bre-
men sich mit diesem Fall auseinandergesetzt und 
daraus Konsequenzen gezogen hat. Ich würde das 
auch als eine vertrauensbildende Maßnahme wer-
ten können. Ich finde es sehr wichtig, dass wir uns 
darüber in Ruhe unterhalten – da gebe ich Ihnen 
recht, Herr Gottschalk –, aber ich finde, diesen As-
pekt sollte man nicht außer Acht lassen. Wenn die 
Polizei weiter ist, als wir hier im Parlament, das 
hätte ich nicht gedacht, aber dann nehme ich das 
zur Kenntnis. 

Präsident Weber: Als nächster Redner hat das Wort 
Herr Staatsrat Ehmke. 

Staatsrat Ehmke*): Herr Präsident, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Ich habe mir in Vorbe-
reitung auf die heutige Debatte noch einmal die vo-
rangegangenen Debatten angeschaut. Herr 
Dr. Güldner hat darauf hingewiesen, nicht nur die 
Rechtsprechung in Bremen, nicht nur der Senat 
waren verschiedentlich mit diesem Thema befasst, 
sondern auch die Bremische Bürgerschaft hat seit 
1992 vielfach über dieses Thema gesprochen. Herr 
Dr. Güldner hat, glaube ich, fast jede dieser Debat-
ten mit bestritten und ich vermute, Sie werden mir 
zustimmen, dass diese Debatte eine der nachdenk-
lichsten und sachlichsten und vielleicht angemes-
sensten Debatten über diesen Vorfall ist. Insofern 
muss man, glaube ich, zur Kenntnis nehmen, dass 
so eine gewisse zeitliche Distanz durchaus hilft. 

Denn im Jahr 2006 ging es doch noch sehr stark um 
die Fragen, wann ist denn jetzt eigentlich genau 
die zwangsweise Brechmittelvergabe und durch 
wen ausgesetzt worden und war man vor dem Eu-
ropäischen Gerichtshof für Menschenrechte oder 
war man das nicht? Ich habe zur Kenntnis genom-
men, es gibt auch heute immer noch unterschiedli-
che Interpretationen über diesen Punkt. Aber da 
kommt es mir jetzt auch gar nicht darauf an, son-
dern ich glaube, dass mit der Betrachtung heute 
klar ist, dass unabhängig davon, ob im Jahr 2005 
oder im Jahr 2006 die endgültige Entscheidung ge-
troffen worden ist, die Entscheidung im Jahr 2001 
falsch war. Falsch war in der rückblickenden Be-
trachtung nicht nur ein schwerwiegender Fehler, 
eine rechtlich falsche Einschätzung, sondern ein 
Fehler, der zum Tod eines Menschen geführt hat. 
Inzwischen ist diese Feststellung völlig unumstrit-
ten und der Senat hat sie verschiedentlich hier ge-
troffen und stellt das auch bei einer Auseinander-
setzung über Einzelfragen seiner jetzigen Antwort 
noch einmal vorweg. 
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Der Tod war vermeidbar und die Entscheidungen, 
die dazu geführt haben, dass die rechtlichen Rah-
menbedingungen damals so waren, wie sie waren, 
diese Entscheidungen, die hier, im Senat, in der 
Justiz getroffen worden sind, die waren falsch. Da-
für haben sich der Polizeipräsident, der Innensena-
tor, der Präsident des Senats entschuldigt. Ich will 
noch einmal hervorheben, das haben sie ausdrück-
lich nicht nur persönlich getan. Ich werde Lutz 
Müller berichten, wie oft er hier erwähnt worden 
ist. Aber ich will ganz ausdrücklich sagen, es ist 
nicht nur Lutz Müller, sondern es ist die Polizei Bre-
men, die sich sehr intensiv mit der Aufarbeitung 
beschäftigt hat. Es ist darauf hingewiesen worden, 
dass in der Tat ein Bild, eine Zeichnung von Laye-
Alama Condé im Büro des Polizeipräsidenten 
hängt. Sie hängt dort nicht nur als persönlicher 
Ausdruck des Polizeipräsidenten, dann hätte er das 
auch zu Hause aufstellen können, sondern sie 
hängt dort auch an dem Ort, an dem die Führungs-
kräfte der Polizei zu Besprechungen zusammen-
kommen, an dem relevante Entscheidungen für die 
Polizei Bremen getroffen werden, als ständige 
Mahnung für alle Beteiligten, dass die Institutionen 
des Staates dem Schutz und der Rechte ihrer Bür-
ger verpflichtet sind, dass insbesondere dort, wo 
staatliche Zwangsmaßnahmen stattfinden, der 
Staat mit einem absoluten Höchstmaß an Verant-
wortungsbewusstsein und absolutem Respekt vor 
der Menschenwürde zu agieren hat. Auch deshalb 
fühlt sich die Polizei als Institution, die Polizei in 
Bremen und auch wir im Senat dieser Aufarbeitung 
und diesen Feststellungen verpflichtet. 

Ich habe die Debatte aus dem Jahr 2001 auch des-
halb noch einmal angesprochen, weil ich mich gut 
daran erinnere, dass ich 2001 in die Bürgerschaft 
zurückgekehrt bin, und so haben wir hier alle in 
verschiedenen Funktionen unsere Berührungen, 
jedenfalls viele von uns, mit dieser Debatte. Ich für 
meinen Teil muss sagen, ich bin sehr froh, dass wir 
das heute hier so diskutiert haben. Ich sehe natür-
lich auch, dass die Debatte noch nicht am Ende ist. 
Ich weiß, dass die moralischen Argumente für eine 
Entschädigungszahlung sehr stark sind. Kollege 
Dr. Güldner, ich verstehe, dass es absolut unbefrie-
digend ist, dass keine Dokumentation mehr vor-
handen ist, auf die wir unseren Aufarbeitungspro-
zess an dieser Stelle stützen können. Trotzdem, 
finde ich, sind die Argumente, die vorgetragen 
sind, warum wir auch an tatsächliche Grenzen sto-
ßen können und an rechtliche Grenzen bei diesem 
Vorgang, nicht so ohne weiteres vom Tisch zu wi-
schen. Ich bin deshalb nicht dagegen, dass man das 

weiter diskutiert, aber ich will durchaus darauf hin-
weisen, dass die Probleme, die hier vorgetragen 
worden sind, sehr ernst zu nehmen sind. 

Arno Gottschalk hat gefragt, wie konnte es eigent-
lich dazu kommen? Wie konnte es dazu kommen, 
dass eine solche Praxis über einen solch langen 
Zeitraum in Bremen und andernorts überhaupt ak-
zeptiert und respektiert wurde? Sie haben richtig-
erweise darauf hingewiesen, es gibt viele Rahmen-
bedingungen, aus denen man vielleicht versuchen 
könnte, das zu erörtern. Ich will das für den Senat 
jetzt ausdrücklich nicht tun. Ich möchte das des-
halb nicht tun, weil ich nicht den Eindruck entste-
hen lassen möchte, dass es den Versuch gibt, die 
Ereignisse, die sich im Dezember 2004 und auch im 
Januar 2005 dargestellt haben, in irgendeiner Art 
und Weise rechtfertigen zu wollen. Das, was da-
mals passiert ist, war Unrecht, ist durch nichts zu 
rechtfertigen und das Einzige, auf das man viel-
leicht noch verweisen kann, ist das, das im Nach-
hinein an Auseinandersetzung und Aufarbeitung 
in staatlichen Institutionen stattgefunden hat, und 
die Bereitschaft, sich der Verantwortung zu stellen. 
Das ist etwas, was man in der Tat vorzeigen kann. 
Gerade das, was unsere Polizei geleistet hat, das ist 
etwas, wo wir auch im Innenressort sagen, das fin-
den wir richtig gut und beeindruckend. Aber das, 
was in den Jahren 2004, 2005 passiert ist, das war 
Unrecht und das ist durch nichts zu entschuldigen 
und dafür hat der Senat sich in aller Form ver-
schiedentlich entschuldigt und das tue ich im Na-
men des Senats abschließend zu dieser Debatte 
auch hier noch einmal.- Vielen Dank! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE, 
FDP) 

Präsident Weber: Es liegen keine weiteren Wort-
meldungen vor. Die Aussprache ist geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Antwort 
des Senats, Drucksache 19/1592 auf die Große An-
frage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Kennt-
nis. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das war der letzte 
Tagesordnungspunkt für heute. Ich schließe die 
Sitzung. 

(Schluss der Sitzung 18.20 Uhr) 

 

Die mit *) gekennzeichneten Reden wurden vom Redner/von der Rednerin nicht überprüft.

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1592
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Anhang zum Plenarprotokoll 

Konsensliste 

Von der Bürgerschaft (Landtag) in der 63. Sitzung nach interfraktioneller Absprache  
beschlossene Tagesordnungspunkte ohne Debatte. 

 

Nr. Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung 

35. 

Strategie des Landes und der Stadtgemeinden Bremen 
und Bremerhaven zur Anpassung an die Folgen des Kli-
mawandels 
Mitteilung des Senats vom 3. April 2018 
(Drucksache 19/1604)1 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt 
von der Mitteilung des Senats 
Kenntnis. 

39. 

Ausbildungs- und Übergangszahlen frühzeitig und re-
gelmäßig veröffentlichen 
Antrag der Fraktion DIE LINKE 
vom 17. April 2018 
(Drucksache 19/1622) 

Die Bürgerschaft (Landtag) über-
weist den Antrag zur weiteren Bera-
tung und Berichterstattung an die 
Deputation für Wirtschaft, Arbeit 
und Häfen. 

40. 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Beamtengesetzes 
Dem Lehrermangel auch kurzfristig wirksam entgegen 
wirken – freiwillige Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit für Lehrerinnen und Lehrer gesetzlich regeln 
Antrag der Fraktionen Bündnis 90/Die Grünen und der 
SPD 
vom 18. Mai 2018 
(Neufassung der Drucksache 19/1570 vom 7. März) 
(Drucksache 19/1668) 
1. Lesung 
2. Lesung 

Die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt das Gesetz in erster und 
zweiter Lesung. 

41. 

Gesetz zur Änderung des Bremischen Beamtengesetzes 
Dem Lehrermangel auch kurzfristig wirksam entgegen 
wirken – freiwillige Verlängerung der Lebensarbeits-
zeit für Lehrerinnen und Lehrer gesetzlich regeln 
Bericht und Antrag des staatlichen Haushalts- und Fi-
nanzausschusses 
vom 24. April 2018 
(Drucksache 19/1631) 

Der Bericht hat sich durch die Drs. 
19/1668 (Neufassung der Drs. 
19/1570) erledigt. 

48. 

Sanierungsbericht der Freien Hansestadt Bremen vom 
April 2018 
Mitteilung des Senats vom 24. April 2018 
(Drucksache 19/1634) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt 
von dem Sanierungsbericht Kennt-
nis. 

49. 
Konsolidierungsbericht der Freien Hansestadt Bremen 
Mitteilung des Senats vom 24. April 2018 
(Drucksache 19/1635) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt 
von dem Konsolidierungsbericht 
Kenntnis. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1604
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1622
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1570
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1668
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1631
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1634
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1635
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Nr. Tagesordnungspunkt Beschlussempfehlung 

55. 

Bericht über die Annahme und Verwendung von Beträ-
gen aus Sponsoring, Werbung, Spenden und mäzenati-
sche Schenkungen zur Finanzierung öffentlicher Auf-
gaben der Freien Hansestadt Bremen (Land und Stadt-
gemeinde Bremen) 2017 
Mitteilung des Senats vom 8. Mai 2018 
(Drucksache 19/1654) 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt 
von dem Bericht Kenntnis. 

56. 
Wahl eines Mitglieds und eines stellvertretenden Mit-
glieds des Landesjugendhilfeausschuss 

Die Bürgerschaft (Landtag) wählt 
Frau Helga Lürßen anstelle von Frau 
Tamina Kreyenhop zum Mitglied 
und Frau Tamina Kreyenhop an-
stelle von Frau Helga Lürßen zum 
stellvertretenden Mitglied des Lan-
desjugendhilfeausschusses. 

62. 
Bericht des staatlichen Petitionsausschusses Nr. 28 
vom 18. Mai 2018 
(Drucksache 19/1669) 

Die Bürgerschaft (Landtag) be-
schließt die Behandlung der Petitio-
nen wie vom Ausschuss empfohlen. 

 Weber 
 Präsident der Bremischen Bürgerschaft 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1654
http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/19/1669
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